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Änderungsantrag 183
Maria da Graça Carvalho

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Dienste der 
Informationsgesellschaft und insbesondere 
Vermittlungsdienste sind mittlerweile ein 
wichtiger Bestandteil der Volkswirtschaft 
der Union und des Alltags ihrer 
Bürgerinnen und Bürger. Zwanzig Jahre 
nach der Annahme des bestehenden, auf 
derlei Dienste anwendbaren 
Rechtsrahmens, der in der 
Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates25 festgelegt ist, 
bieten neue und innovative 
Geschäftsmodelle und Dienste wie soziale 
Netzwerke und Marktplätze im Internet 
Geschäftskunden und Verbrauchern nun 
die Möglichkeit, auf neuartige Weise 
Informationen weiterzugeben und darauf 
zuzugreifen und Geschäftsvorgänge 
durchzuführen. Eine Mehrheit der 
Bürgerinnen und -bürger der Union nutzt 
diese Dienste inzwischen täglich. Der 
digitale Wandel und die verstärkte Nutzung 
dieser Dienste haben jedoch auch neue 
Risiken und Herausforderungen mit sich 
gebracht, und zwar sowohl für den 
einzelnen Nutzer als auch für die 
Gesellschaft als Ganzes.

(1) Dienste der 
Informationsgesellschaft und insbesondere 
Vermittlungsdienste sind mittlerweile ein 
wichtiger Bestandteil der Volkswirtschaft 
der Union und des Alltags ihrer 
Bürgerinnen und Bürger. Zwanzig Jahre 
nach der Annahme des bestehenden, auf 
derlei Dienste anwendbaren 
Rechtsrahmens, der in der 
Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates25 festgelegt ist, 
bieten neue und innovative 
Geschäftsmodelle und Dienste wie soziale 
Netzwerke und Marktplätze im Internet 
Geschäftskunden und Verbrauchern nun 
die Möglichkeit, auf neuartige Weise 
Informationen weiterzugeben und darauf 
zuzugreifen und Geschäftsvorgänge 
durchzuführen. Eine Mehrheit der 
Bürgerinnen und -bürger der Union nutzt 
diese Dienste inzwischen täglich. Der 
digitale Wandel und die verstärkte Nutzung 
dieser Dienste haben jedoch auch neue 
Risiken, Herausforderungen und 
Chancen mit sich gebracht, und zwar 
sowohl für den einzelnen Nutzer als auch 
für Unternehmen und die Gesellschaft als 
Ganzes.

__________________ __________________

25 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 
über bestimmte rechtliche Aspekte der 
Dienste der Informationsgesellschaft, 
insbesondere des elektronischen 
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt 
(„Richtlinie über den elektronischen 
Geschäftsverkehr“) ( ABl. L 178 vom 
17.7.2000, S. 1).

25 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 
über bestimmte rechtliche Aspekte der 
Dienste der Informationsgesellschaft, 
insbesondere des elektronischen 
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt 
(„Richtlinie über den elektronischen 
Geschäftsverkehr“) (ABl. L 178 vom 
17.7.2000, S. 1).
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Or. pt

Änderungsantrag 184
Maria da Graça Carvalho
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Mitgliedstaaten führen 
zunehmend nationale Rechtsvorschriften 
zu den von dieser Verordnung abgedeckten 
Angelegenheiten ein, oder ziehen dies in 
Erwägung, und schaffen damit 
insbesondere Sorgfaltspflichten für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten. Unter 
Berücksichtigung des von Natur aus 
grenzüberschreitenden Charakters des 
Internets, das im Allgemeinen für die 
Bereitstellung dieser Dienste verwendet 
wird, beeinträchtigen diese 
unterschiedlichen nationalen 
Rechtsvorschriften den Binnenmarkt, der 
gemäß Artikel 26 des Vertrags ein Raum 
ohne Binnengrenzen ist, in dem der freie 
Verkehr von Waren und Dienstleistungen 
sowie die Niederlassungsfreiheit 
gewährleistet sind. Die Bedingungen für 
die Erbringung von Vermittlungsdiensten 
im gesamten Binnenmarkt sollten 
harmonisiert werden, um Unternehmen 
Zugang zu neuen Märkten und Chancen 
zur Nutzung der Vorteile des Binnenmarkts 
zu verschaffen und gleichzeitig den 
Verbrauchern und anderen Nutzern eine 
größere Auswahl zu bieten.

(2) Die Mitgliedstaaten führen 
zunehmend nationale Rechtsvorschriften 
zu den von dieser Verordnung abgedeckten 
Angelegenheiten ein, oder ziehen dies in 
Erwägung, und schaffen damit 
insbesondere Sorgfaltspflichten für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten. Unter 
Berücksichtigung des von Natur aus 
grenzüberschreitenden Charakters des 
Internets, das im Allgemeinen für die 
Bereitstellung dieser Dienste verwendet 
wird, beeinträchtigen diese 
unterschiedlichen nationalen 
Rechtsvorschriften den Binnenmarkt –
indem sie seine Integrität untergraben –, 
der gemäß Artikel 26 des Vertrags ein 
Raum ohne Binnengrenzen ist, in dem der 
freie Verkehr von Waren und 
Dienstleistungen sowie die 
Niederlassungsfreiheit gewährleistet sind. 
Die Bedingungen für die Erbringung von 
Vermittlungsdiensten im gesamten
Binnenmarkt sollten harmonisiert werden, 
um Unternehmen Zugang zu neuen 
Märkten und Chancen zur Nutzung der 
Vorteile des Binnenmarkts zu verschaffen 
und gleichzeitig den Verbrauchern und 
anderen Nutzern eine größere Auswahl zu 
bieten.

Or. pt

Änderungsantrag 185
Ramona Strugariu, Vlad-Marius Botoş, Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die Mitgliedstaaten verpflichten 
sich darüber hinaus, die Regulierung des 
öffentlichen Raums für Information und 
Kommunikation durch multilaterale 
Abkommen wie die Internationale 
Partnerschaft für Information und 
Demokratie, die von Reportern ohne 
Grenzen initiiert und von 21 EU-
Mitgliedstaaten unterzeichnet wurde, zu 
fördern, indem sie demokratische 
Garantien für den digitalen Raum auf 
Grundlage der Verantwortung von 
Plattformen und Garantien für die 
Zuverlässigkeit von Informationen 
schaffen. Diese multilateralen 
Verpflichtungen bieten konvergierende 
Lösungen für unter diese Verordnung 
fallende Angelegenheiten.

Or. en

Änderungsantrag 186
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-
Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan 
Štefanec, Pilar del Castillo Vera, Marion Walsmann, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Darüber hinaus haben komplexe 
nationale regulatorische Anforderungen, 
eine fragmentierte Umsetzung und eine 
unzureichende Durchsetzung von 
Rechtsvorschriften wie der Richtlinie 
2000/31/EG zu hohen Verwaltungskosten 
und Rechtsunsicherheit für im 
Binnenmarkt tätige Vermittlungsdienste, 
insbesondere für Kleinstunternehmen und 
kleine und mittlere Unternehmen, 
beigetragen.

Or. en
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Änderungsantrag 187
David Lega, Hilde Vautmans, Antonio López-Istúriz White, Milan Brglez, Alex Agius 
Saliba, Brando Benifei, Eva Kaili, Ioan-Rareş Bogdan, Dragoş Pîslaru, Josianne Cutajar

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Damit das Online-Umfeld sicher, 
berechenbar und vertrauenswürdig ist und 
sowohl Bürgerinnen und -bürger der 
Union als auch andere Personen die ihnen 
in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (im Folgenden 
„Charta“) garantierten Grundrechte 
ausüben können, insbesondere das Recht 
auf Meinungs- und Informationsfreiheit, 
auf unternehmerische Freiheit und auf 
Nichtdiskriminierung, ist unbedingt ein 
verantwortungsvolles und sorgfältiges 
Verhalten der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten erforderlich.

(3) Damit das Online-Umfeld sicher, 
berechenbar und vertrauenswürdig ist und 
sowohl Bürgerinnen und Bürger der Union 
als auch andere Personen die ihnen in der 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (im Folgenden „Charta“) 
garantierten Grundrechte ausüben können, 
insbesondere das Recht auf Meinungs- und 
Informationsfreiheit, auf unternehmerische 
Freiheit und auf Nichtdiskriminierung, ist 
unbedingt ein verantwortungsvolles und 
sorgfältiges Verhalten der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten erforderlich. Kinder 
haben besondere Rechte, die in Artikel 24 
der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union und im 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte des Kindes verankert 
sind. Daher sollte das Wohl des Kindes in 
allen Angelegenheiten, die Kinder 
betreffen, eine vorrangige Erwägung sein. 
In der Allgemeinen Bemerkung Nr. 25 
des Kinderrechtsübereinkommens zu den 
Rechten des Kindes in Bezug auf das 
digitale Umfeld ist förmlich niedergelegt, 
wie diese Rechte auf die digitale Welt 
anwendbar sind.

Or. en

Änderungsantrag 188
Brando Benifei, Monika Beňová, Christel Schaldemose, Marc Angel, Maria Grapini

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Damit das Online-Umfeld sicher, 
berechenbar und vertrauenswürdig ist und 
sowohl Bürgerinnen und -bürger der 
Union als auch andere Personen die ihnen 
in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (im Folgenden 
„Charta“) garantierten Grundrechte 
ausüben können, insbesondere das Recht 
auf Meinungs- und Informationsfreiheit, 
auf unternehmerische Freiheit und auf 
Nichtdiskriminierung, ist unbedingt ein 
verantwortungsvolles und sorgfältiges 
Verhalten der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten erforderlich.

(3) Damit das Online-Umfeld sicher, 
berechenbar und vertrauenswürdig ist und 
sowohl Bürgerinnen und Bürger der Union 
als auch andere Personen die ihnen in der 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (im Folgenden „Charta“) 
garantierten Grundrechte und -freiheiten 
ausüben können, insbesondere das Recht 
auf Meinungs- und Informationsfreiheit, 
auf unternehmerische Freiheit, auf ein 
hohes Maß an Verbraucherschutz und auf 
Nichtdiskriminierung, ist unbedingt ein 
verantwortungsvolles und sorgfältiges 
Verhalten der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten erforderlich.

Or. en

Änderungsantrag 189
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Damit das Online-Umfeld sicher, 
berechenbar und vertrauenswürdig ist und 
sowohl Bürgerinnen und -bürger der 
Union als auch andere Personen die ihnen 
in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (im Folgenden 
„Charta“) garantierten Grundrechte 
ausüben können, insbesondere das Recht 
auf Meinungs- und Informationsfreiheit, 
auf unternehmerische Freiheit und auf 
Nichtdiskriminierung, ist unbedingt ein 
verantwortungsvolles und sorgfältiges 
Verhalten der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten erforderlich.

(3) Damit das Online-Umfeld sicher, 
zugänglich, berechenbar und 
vertrauenswürdig ist und sowohl 
Bürgerinnen und Bürger der Union als 
auch andere Personen die ihnen in der 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (im Folgenden „Charta“) 
garantierten Grundrechte ausüben können, 
insbesondere das Recht auf Meinungs- und 
Informationsfreiheit, auf unternehmerische 
Freiheit und auf Nichtdiskriminierung, ist 
unbedingt ein verantwortungsvolles und 
sorgfältiges Verhalten der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten erforderlich.

Or. en
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Änderungsantrag 190
Maria da Graça Carvalho

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Um das Funktionieren des 
Binnenmarkts zu sicherzustellen und zu 
verbessern, sollten daher auf Unionsebene 
verbindliche gezielte, einheitliche, 
wirksame und verhältnismäßige 
Vorschriften festgelegt werden. Mit dieser 
Verordnung werden die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass im Binnenmarkt 
innovative digitale Dienste entstehen und 
expandieren können. Die Angleichung der 
nationalen Regulierungsmaßnahmen 
bezüglich der Anforderungen an Anbieter 
von Vermittlungsdiensten auf Unionsebene 
ist erforderlich, um eine Fragmentierung 
des Binnenmarkts zu vermeiden und zu 
beenden, die Rechtssicherheit zu 
gewährleisten und somit die Unsicherheit 
für Entwickler zu verringern und die 
Interoperabilität zu fördern. Durch die 
technologieneutrale Gestaltung der 
Anforderungen sollte die Innovation nicht 
gehemmt, sondern vielmehr gefördert 
werden.

(4) Um das Funktionieren des 
Binnenmarkts sicherzustellen und zu 
verbessern, sollten daher auf Unionsebene 
verbindliche gezielte, einheitliche, 
wirksame und verhältnismäßige 
Vorschriften festgelegt werden. Mit dieser 
Verordnung werden die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass im Binnenmarkt 
innovative digitale Dienste entstehen und 
expandieren können. Die Angleichung der 
nationalen Regulierungsmaßnahmen 
bezüglich der Anforderungen an Anbieter 
von Vermittlungsdiensten auf Unionsebene 
ist erforderlich, um eine Fragmentierung 
des Binnenmarkts zu vermeiden und zu 
beenden, die Rechtssicherheit zu 
gewährleisten und somit die Unsicherheit 
für Entwickler zu verringern, die 
Verbraucher zu schützen und die 
Interoperabilität zu fördern. Durch die 
technologieneutrale Gestaltung der 
Anforderungen sollte die Innovation nicht 
gehemmt, sondern vielmehr gefördert 
werden.

Or. pt

Änderungsantrag 191
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Um das Funktionieren des (4) Um das Funktionieren des 
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Binnenmarkts zu sicherzustellen und zu 
verbessern, sollten daher auf Unionsebene 
verbindliche gezielte, einheitliche, 
wirksame und verhältnismäßige 
Vorschriften festgelegt werden. Mit dieser 
Verordnung werden die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass im Binnenmarkt 
innovative digitale Dienste entstehen und 
expandieren können. Die Angleichung der 
nationalen Regulierungsmaßnahmen 
bezüglich der Anforderungen an Anbieter 
von Vermittlungsdiensten auf Unionsebene 
ist erforderlich, um eine Fragmentierung 
des Binnenmarkts zu vermeiden und zu 
beenden, die Rechtssicherheit zu 
gewährleisten und somit die Unsicherheit 
für Entwickler zu verringern und die 
Interoperabilität zu fördern. Durch die 
technologieneutrale Gestaltung der 
Anforderungen sollte die Innovation nicht 
gehemmt, sondern vielmehr gefördert 
werden.

Binnenmarkts sicherzustellen und zu 
verbessern, sollten daher auf Unionsebene 
verbindliche gezielte, einheitliche, 
wirksame und verhältnismäßige 
Vorschriften festgelegt werden. Mit dieser 
Verordnung werden die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass im Binnenmarkt 
innovative digitale Dienste entstehen und 
expandieren können. Die Angleichung der 
nationalen Regulierungsmaßnahmen 
bezüglich der Anforderungen an Anbieter 
von Vermittlungsdiensten auf Unionsebene 
ist erforderlich, um eine Fragmentierung 
des Binnenmarkts zu vermeiden und 
Rechtssicherheit zu gewährleisten und 
somit die Unsicherheit für Entwickler zu 
verringern und die Interoperabilität zu 
fördern. Durch die technologieneutrale 
Gestaltung der Anforderungen sollte die 
Innovation nicht gehemmt, sondern 
vielmehr gefördert werden.

Or. en

Änderungsantrag 192
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak, Marcel Kolaja, Maria-
Manuel Leitão-Marques, Paul Tang, Eva Kaili, Ismail Ertug, Evelyn Regner, Martin 
Schirdewan, Tiemo Wölken, Cornelia Ernst, Birgit Sippel, Alex Agius Saliba, Clare 
Daly

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Online-Werbung spielt im Online-
Umfeld eine wichtige Rolle, auch im 
Zusammenhang mit der Erbringung von 
Diensten der Informationsgesellschaft. 
Bestimmte Formen der Online-Werbung 
können jedoch erhebliche Risiken bergen 
– von Werbung, die selbst illegale Inhalte 
darstellt, über Beiträge zur Schaffung 
finanzieller Anreize für die 
Veröffentlichung oder Verbreitung 
illegaler oder anderweitig schädlicher 
Inhalte und Tätigkeiten im Internet bis 
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hin zu irreführender oder 
missbräuchlicher Werbung oder einer 
diskriminierenden Darstellung von 
Werbung, die Auswirkungen auf die 
Gleichbehandlung und die 
Verbraucherrechte hat. Den 
Verbrauchern sind der Umfang und die 
Granularität der Daten, die erhoben und 
zur Bereitstellung von personalisierter 
und auf Mikrotargeting basierender 
Werbung verwendet werden, weitgehend 
unbekannt, und sie haben kaum 
Möglichkeiten, die Datennutzung zu 
stoppen oder zu kontrollieren. Die große 
Reichweite einiger weniger Online-
Plattformen, ihr Zugang zu 
umfangreichen Datensätzen und ihre 
Beteiligung auf verschiedenen Ebenen 
der Wertschöpfungskette der Werbung 
stellen Unternehmen, traditionelle 
Mediendienste und andere 
Marktteilnehmer, die werben oder 
konkurrierende Werbedienste entwickeln 
wollen, vor Herausforderungen. 
Zusätzlich zu den Informationspflichten 
aufgrund von Artikel 6 der Richtlinie 
2000/31/EG werden strengere 
Vorschriften für gezielte Werbung und 
Mikrotargeting benötigt, um weniger 
stark in das Privatleben eingreifende 
Formen der Werbung zu fördern, die 
keine umfassende Verfolgung der 
Interaktion und des Verhaltens der 
Dienstleistungsempfänger erfordern. 
Daher dürfen Anbieter von Diensten der 
Informationsgesellschaft Online-
Werbung nur dann einem Empfänger 
oder einer Gruppe von Empfängern 
bereitstellen und anzeigen, wenn dies auf 
der Grundlage von kontextbezogenen 
Informationen wie Stichwörtern oder 
Metadaten erfolgt. Anbieter sollten einem 
Empfänger oder einer eindeutig 
identifizierbaren Gruppe von Empfängern 
der Dienstleistung keine Online-Werbung 
bereitstellen und anzeigen, die auf 
personenbezogenen oder abgeleiteten 
Daten über die Empfänger oder Gruppen 
von Empfängern beruht. Anbieter, die 
Werbung bereitstellen und anzeigen, 



AM\1235592DE.docx 11/185 PE695.150v01-00

DE

sollten verpflichtet sein, dafür zu sorgen, 
dass die Empfänger des Dienstes über 
bestimmte individualisierte Informationen 
verfügen, die sie benötigen, um verstehen 
zu können, warum und in wessen Namen 
die Werbung angezeigt wird, 
einschließlich gesponserter Inhalte und 
bezahlter Werbung.

Or. en

Begründung

In line with the IMCO INL (P9_TA(2020)0272), paragraph 33. The IMCO study published in 
June 2021 on online advertising has found that current targeted advertising practices are 
highly problematic from the perspective that they contribute to undermining consumer trust in 
digital markets. In addition, it found that “as harmful practices continue to evolve, they may 
work to impede some of the growth potential of the digital economy”. Small companies, 
traditional media services and other market participants increasingly report shrinking 
advertising revenue and are facing challenges as they are kept in the dark when it comes to 
the calculation of fees charged by various intermediaries along the advertising value chain. 
What is more, according to recent reports from the advertising industry, small businesses and 
large European companies alike are struggling with fraud in the online advertising market. 
Such fraudulent advertising practices are increasingly used in an anti-competitive way, such 
as fake clicks on competitors’ ads, impacting daily ad auction budgets, thereby capping the 
competitor’s potential market reach and brand awareness.

Änderungsantrag 193
Jordi Cañas, Maite Pagazaurtundúa

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Da die Union Vertragspartei des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (VN-BRK) ist, sind die 
Bestimmungen des Übereinkommens 
integraler Bestandteil des Unionsrechts 
und für die Union und ihre 
Mitgliedstaaten verbindlich. Die VN-BRK 
verpflichtet ihre Vertragsparteien, 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigten 
Zugang zu Informations- und 
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Kommunikationstechnologien 
und -systemen sowie zu anderen 
Einrichtungen und Diensten, die der 
Öffentlichkeit offen stehen oder für sie 
bereitgestellt werden, haben, und zwar 
sowohl in städtischen als auch in 
ländlichen Gebieten. In der Allgemeinen 
Bemerkung Nr. 2 zur VN-BRK heißt es 
weiter: „Die strikte Anwendung des 
universellen Designs auf alle neuen 
Güter, Produkte, Einrichtungen, 
Technologien und Dienstleistungen sollte 
den vollen, gleichberechtigten und 
uneingeschränkten Zugang für alle 
potenziellen Verbraucher, einschließlich 
Menschen mit Behinderungen, in einer 
Form sicherstellen, die die ihnen 
innewohnende Würde und Vielfalt 
vollständig berücksichtigt.“1a Angesichts 
der stetig wachsenden Bedeutung 
digitaler Dienste und Plattformen im 
privaten und öffentlichen Leben muss die 
EU im Einklang mit den in der VN-BRK 
verankerten Verpflichtungen einen 
Rechtsrahmen für digitale Dienste 
sicherstellen, der die Rechte aller 
Empfänger von Dienstleistungen, 
einschließlich Menschen mit 
Behinderungen, schützt. Die dem Vertrag 
von Amsterdam beigefügte Erklärung 
Nr. 22 sieht vor, dass die Organe der 
Union bei der Ausarbeitung von 
Maßnahmen nach Artikel 114 AEUV den 
Bedürfnissen von Personen mit 
Behinderungen Rechnung tragen.

__________________

1a Allgemeine Bemerkung Nr. 2 (2014) zu 
Artikel 9: „Zugänglichkeit“ des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen

Or. en

Änderungsantrag 194
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Marco Zullo, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-
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Courtin, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Da die Union Vertragspartei des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (VN-BRK) ist, sind die 
Bestimmungen des Übereinkommens 
integraler Bestandteil des Unionsrechts 
und für die Union und ihre 
Mitgliedstaaten verbindlich. Die VN-BRK 
verpflichtet ihre Vertragsparteien, 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigten 
Zugang zu Informations- und 
Kommunikationstechnologien 
und -systemen sowie zu anderen 
Einrichtungen und Diensten, die der 
Öffentlichkeit offen stehen oder für sie 
bereitgestellt werden, haben, und zwar 
sowohl in städtischen als auch in 
ländlichen Gebieten. In der Allgemeinen 
Bemerkung Nr. 2 zur VN-BRK heißt es 
weiter: „Die strikte Anwendung des 
universellen Designs auf alle neuen 
Güter, Produkte, Einrichtungen, 
Technologien und Dienstleistungen sollte 
den vollen, gleichberechtigten und 
uneingeschränkten Zugang für alle 
potenziellen Verbraucher, einschließlich 
Menschen mit Behinderungen, in einer 
Form sicherstellen, die die ihnen 
innewohnende Würde und Vielfalt 
vollständig berücksichtigt.“ Angesichts 
der stetig wachsenden Bedeutung 
digitaler Dienste und Plattformen im 
privaten und öffentlichen Leben muss die 
EU im Einklang mit den in der VN-BRK 
verankerten Verpflichtungen einen 
Rechtsrahmen für digitale Dienste 
sicherstellen, der die Rechte aller 
Empfänger von Dienstleistungen, 
einschließlich Menschen mit 
Behinderungen, schützt.
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Or. en

Änderungsantrag 195
Alex Agius Saliba, Christel Schaldemose

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (VN-BRK) 
verpflichtet seine Vertragsparteien, 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigten 
Zugang zu Informations- und 
Kommunikationstechnologien 
und -systemen sowie zu anderen 
Einrichtungen und Diensten, die der 
Öffentlichkeit offen stehen oder für sie 
bereitgestellt werden, haben, und zwar 
sowohl in städtischen als auch in 
ländlichen Gebieten. In der VN-BRK 
heißt es weiter, dass die strikte 
Anwendung des universellen Designs auf 
alle neuen Güter, Produkte, 
Einrichtungen, Technologien und 
Dienstleistungen den vollen, 
gleichberechtigten und 
uneingeschränkten Zugang für alle 
potenziellen Verbraucher, einschließlich 
Menschen mit Behinderungen, in einer 
Form sicherstellen sollte, die die ihnen 
innewohnende Würde und Vielfalt 
vollständig berücksichtigt. Angesichts der 
stetig wachsenden Bedeutung digitaler 
Dienste im privaten und öffentlichen 
Leben muss die Union im Einklang mit 
den in der VN-BRK verankerten 
Verpflichtungen einen Rechtsrahmen für 
digitale Dienste sicherstellen, der die 
Rechte aller Empfänger von 
Dienstleistungen, einschließlich 
Menschen mit Behinderungen, schützt.

Or. en
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Begründung

Die EU und alle ihre Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien der VN-BRK. Wie bei anderen 
übergreifenden EU-Rechtsvorschriften (die Fahrgastrechte-Verordnungen, die Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste und der Europäische Kodex für die elektronische 
Kommunikation) und besonderen Rechtsvorschriften zur Barrierefreiheit (z. B. der 
europäische Rechtsakt zur Barrierefreiheit und die Richtlinie über Barrierefreiheit im 
Internet) ist es wichtig, dass durch den Rechtsrahmen für digitale Dienste und Plattformen die 
in Artikel 9 der VN-BRK verankerten Rechte von Menschen mit Behinderungen auf 
gleichberechtigten Zugang zu diesen Diensten und Plattformen anerkannt werden und er mit 
den EU-Verträgen im Einklang steht.

Änderungsantrag 196
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Diese Verordnung sollte für die 
Anbieter bestimmter Dienste der 
Informationsgesellschaft im Sinne der 
Richtlinie (EU) 2015/1535 des 
Europäischen Parlaments und des Rates26

gelten, also für jede in der Regel gegen 
Entgelt elektronisch im Fernabsatz und im 
individuellen Auftrag eines Nutzers 
erbrachte Dienstleistung. Im Einzelnen 
sollte diese Verordnung für die Anbieter 
von Vermittlungsdiensten gelten, 
insbesondere für Anbieter einer „reinen 
Durchleitung“, von „Caching-Leistungen“ 
und von „Hosting-Diensten“, da die 
Nutzung dieser Dienste – hauptsächlich zu 
verschiedensten berechtigten und 
gesellschaftlich vorteilhaften Zwecken –
exponentiell angestiegen ist und sie 
dadurch auch bei der Vermittlung und 
Verbreitung rechtswidriger oder 
anderweitig schädlicher Informationen 
und Tätigkeiten eine immer wichtigere 
Rolle spielen.

(5) Diese Verordnung sollte für die 
Anbieter bestimmter Dienste der 
Informationsgesellschaft im Sinne der 
Richtlinie (EU) 2015/1535 des 
Europäischen Parlaments und des Rates26

gelten, also für jede häufig gegen Entgelt 
elektronisch im Fernabsatz und im 
individuellen Auftrag eines Nutzers 
erbrachte Dienstleistung. Im Einzelnen 
sollte diese Verordnung für die Anbieter 
von Vermittlungsdiensten gelten, 
insbesondere für Anbieter einer „reinen 
Durchleitung“, von „Caching-Leistungen“ 
und von „Hosting-Diensten“, da die 
Nutzung dieser Dienste – hauptsächlich zu 
verschiedensten berechtigten und 
gesellschaftlich vorteilhaften Zwecken –
exponentiell angestiegen ist und sie 
dadurch auch bei der Vermittlung und 
Verbreitung illegaler Inhalte eine immer 
wichtigere Rolle spielen.

__________________ __________________

26 Richtlinie (EU) 2015/1535 des 26 Richtlinie (EU) 2015/1535 des 
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Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. September 2015 über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der 
technischen Vorschriften und der 
Vorschriften für die Dienste der 
Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 
17.9.2015, S. 1).

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. September 2015 über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der 
technischen Vorschriften und der 
Vorschriften für die Dienste der 
Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 
17.9.2015, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 197
Jordi Cañas, Maite Pagazaurtundúa

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Angesichts des 
grenzüberschreitenden Charakters der 
betreffenden Dienstleistungen sind 
Maßnahmen der EU zur Harmonisierung 
der Anforderungen für 
Vermittlungsdienste in Bezug auf 
Zugänglichkeit im gesamten Binnenmarkt 
von entscheidender Bedeutung, damit es 
nicht zu einer Fragmentierung des 
Marktes kommt und damit das gleiche 
Recht auf Zugang zu und Auswahl von 
diesen Dienstleistungen für alle 
Verbraucher und sonstigen Nutzer, auch 
für Menschen mit Behinderungen, in der 
gesamten EU gewahrt wird. Das Fehlen 
harmonisierter Anforderungen für 
digitale Dienste und Plattformen in Bezug 
auf die Zugänglichkeit schafft auch 
Hindernisse für die Umsetzung der 
bestehenden EU-Rechtsvorschriften zur 
Barrierefreiheit, da viele der unter diese 
Rechtsvorschriften fallenden Dienste auf 
Vermittlungsdienste angewiesen sind, um 
die Endnutzer zu erreichen. Daher 
müssen die 
Barrierefreiheitsanforderungen für 
Vermittlungsdienste, einschließlich ihrer 
Nutzerschnittstellen, mit den geltenden 
Rechtsvorschriften der Union zur 
Barrierefreiheit, wie dem Europäischen 
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Rechtsakt zur Barrierefreiheit1a und der 
Richtlinie über Barrierefreiheit im 
Internet1b, im Einklang stehen, damit 
niemand aufgrund von digitalen 
Innovationen zurückgelassen wird. Das 
Ziel steht im Einklang mit der „Union der 
Gleichheit: Strategie für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 2021-
2030“ und den Verpflichtungen der EU in 
Bezug auf die Ziele der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung.

__________________

1a Richtlinie (EU) 2019/882 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. April 2019 über die 
Barrierefreiheitsanforderungen für 
Produkte und Dienstleistungen.

1b Richtlinie (EU) 2016/2102 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Oktober 2016 über den 
barrierefreien Zugang zu den Websites 
und mobilen Anwendungen öffentlicher 
Stellen.

Or. en

Änderungsantrag 198
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Angesichts des 
grenzüberschreitenden Charakters der 
betreffenden Dienstleistungen sind 
Maßnahmen der EU zur Harmonisierung 
der Anforderungen für 
Vermittlungsdienste in Bezug auf 
Zugänglichkeit im gesamten Binnenmarkt 
von entscheidender Bedeutung, damit es 
nicht zu einer Fragmentierung des 
Marktes kommt und damit das gleiche 
Recht auf Zugang zu und Auswahl von 
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diesen Dienstleistungen für alle 
Verbraucher und sonstigen Nutzer, auch 
für Menschen mit Behinderungen, in der 
gesamten EU gewahrt wird. Das Fehlen 
harmonisierter Anforderungen für 
digitale Dienste und Plattformen in Bezug 
auf die Zugänglichkeit schafft auch 
Hindernisse für die Umsetzung der 
bestehenden EU-Rechtsvorschriften zur 
Barrierefreiheit, da viele der unter diese 
Rechtsvorschriften fallenden Dienste auf 
Vermittlungsdienste angewiesen sind, um 
die Endnutzer zu erreichen. Daher 
müssen die 
Barrierefreiheitsanforderungen für 
Vermittlungsdienste, einschließlich ihrer 
Internetschnittstellen, mit den geltenden 
EU-Rechtsvorschriften zur 
Barrierefreiheit, wie dem Europäischen 
Rechtsakt zur Barrierefreiheit und der 
Richtlinie über Barrierefreiheit im 
Internet, im Einklang stehen, damit 
niemand aufgrund von digitalen 
Innovationen zurückgelassen wird. Das 
Ziel steht im Einklang mit der „Union der 
Gleichheit: Strategie für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 2021-
2030“ und den Verpflichtungen der EU in 
Bezug auf die Ziele der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung.

Or. en

Änderungsantrag 199
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Marco Zullo, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-
Courtin, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Angesichts des 
grenzüberschreitenden Charakters der 
betreffenden Dienstleistungen sind 
Maßnahmen der EU zur Harmonisierung 
der Anforderungen für 
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Vermittlungsdienste in Bezug auf 
Zugänglichkeit im gesamten Binnenmarkt 
von entscheidender Bedeutung, damit es 
nicht zu einer Fragmentierung des 
Marktes kommt und damit das gleiche 
Recht auf Zugang zu und Auswahl von 
diesen Dienstleistungen für alle 
Verbraucher und sonstigen Nutzer, auch 
für Menschen mit Behinderungen, in der 
gesamten EU gewahrt wird. Das Fehlen 
harmonisierter Anforderungen für 
digitale Dienste und Plattformen in Bezug 
auf die Zugänglichkeit schafft auch 
Hindernisse für die Umsetzung der 
bestehenden EU-Rechtsvorschriften zur 
Barrierefreiheit, da viele der unter diese 
Rechtsvorschriften fallenden Dienste auf 
Vermittlungsdienste angewiesen sind, um 
die Endnutzer zu erreichen. Daher 
müssen die
Barrierefreiheitsanforderungen für 
Vermittlungsdienste, einschließlich ihrer 
Nutzerschnittstellen, mit den geltenden 
Rechtsvorschriften der Union zur 
Barrierefreiheit, wie dem Europäischen 
Rechtsakt zur Barrierefreiheit und der 
Richtlinie über Barrierefreiheit im 
Internet, im Einklang stehen, damit 
niemand aufgrund von digitalen 
Innovationen zurückgelassen wird. Das 
Ziel steht im Einklang mit der „Union der 
Gleichheit: Strategie für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 2021-
2030“ und den Verpflichtungen der EU in 
Bezug auf die Ziele der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung.

Or. en

Änderungsantrag 200
Alex Agius Saliba

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Angesichts des 
grenzüberschreitenden Charakters 
digitaler Dienste sollte bei allen 
Maßnahmen auf EU-Ebene zur 
Harmonisierung der Anforderungen für 
Gatekeeper in Bezug auf Zugänglichkeit 
im gesamten Binnenmarkt eine 
Marktfragmentierung verhindert werden 
und das gleiche Recht auf Zugang und 
Auswahl für alle Endnutzer, 
einschließlich Menschen mit 
Behinderungen, sichergestellt werden. Zu 
diesem Zweck sollte mit den 
Bestimmungen dieser Verordnung das 
Fehlen harmonisierter 
Barrierefreiheitsanforderungen für 
Gatekeeper gemäß den bestehenden EU-
Rechtsvorschriften zur Barrierefreiheit, 
wie dem europäischen Rechtsakt zur 
Barrierefreiheit (Richtlinie (EU) 2019/882 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. April 2019) und der 
Richtlinie über Barrierefreiheit im 
Internet (Richtlinie (EU) 2016/2102 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Oktober 2016 über den 
barrierefreien Zugang zu Websites und 
mobilen Anwendungen öffentlicher 
Stellen), und im Einklang mit der EU-
Strategie für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen 2021-2030 und den 
Verpflichtungen der EU in Bezug auf die 
Ziele der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung angegangen 
werden.

Or. en

Begründung

It is important that the legislative framework for digital services and platforms is consistent 
with Union legislation on accessibility, otherwise it will create barriers for implementation of 
EU law. For example, if an e-commerce service, which must be accessible according to the 
Accessibility Act, relies on an intermediary service covered by the Digital Services Act, it 
might end up not being accessible to consumers with disabilities if the user interface of the 
intermediary service is inaccessible. Or if a mobile application of a public sector body, which 
must be accessible according to the Web Accessibility Directive, is placed in an app store 
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which is not accessible, citizens will not be able to access the public sector body mobile 
application. So, the DSA and DMA should reinforce existing Union law through consistency 
with them, rather than create barriers to their implementation.

Änderungsantrag 201
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Marco Zullo, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-
Courtin, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5b) Die Begriffe „Zugang“ und 
„Zugänglichkeit“ werden oft im Sinne 
von Erschwinglichkeit (finanzieller 
Zugang), Verfügbarkeit oder in Bezug auf 
den Zugang zu Daten, die Nutzung von 
Netzen usw. verwendet. Es ist wichtig, 
dass diese von der 
„Zugänglichkeit/Barrierefreiheit für 
Menschen mit Behinderungen“ 
unterschieden werden, die bedeutet, dass 
Dienstleistungen, Technologien und 
Produkte für Menschen mit 
Behinderungen wahrnehmbar, bedienbar, 
verständlich und solide sind.

Or. en

Änderungsantrag 202
Alex Agius Saliba, Christel Schaldemose

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6a) Die Begriffe „Zugang“ und 
„Zugänglichkeit“ werden oft im Sinne 
von Erschwinglichkeit (finanzieller 
Zugang), Verfügbarkeit oder in Bezug auf 
den Zugang zu Daten, die Nutzung von 
Netzen usw. verwendet. Es ist wichtig, 
dass diese von der 
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„Zugänglichkeit/Barrierefreiheit für 
Menschen mit Behinderungen“ 
unterschieden werden, die bedeutet, dass 
Dienstleistungen, Technologien und 
Produkte für Menschen mit 
Behinderungen wahrnehmbar, bedienbar, 
verständlich und solide sind.

Or. en

Begründung

Dies ist im Sinne einer Klarheit des Rechtstextes wichtig. Wir schlagen vor, den Begriff 
„Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen“ oder „gleichberechtigter Zugang für 
Menschen mit Behinderungen“ zu verwenden, wenn der Begriff in diesem Sinne verwendet 
wird.

Änderungsantrag 203
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Um die Wirksamkeit der in dieser 
Verordnung festgelegten Vorschriften 
sowie faire Wettbewerbsbedingungen im 
Binnenmarkt zu gewährleisten, sollten 
diese Vorschriften für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten unabhängig von 
ihrem Niederlassungsort oder Wohnsitz 
gelten, sofern sie Dienste in der Union 
erbringen, belegt durch eine wesentliche 
Verbindung zur Union.

(7) Um die Wirksamkeit der in dieser 
Verordnung festgelegten Vorschriften 
sowie faire Wettbewerbsbedingungen im 
Binnenmarkt zu gewährleisten, sollten 
diese Vorschriften für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten unabhängig von 
ihrem Niederlassungsort oder Wohnsitz 
gelten, sofern sie Dienste in der Union 
erbringen.

Or. fr

Änderungsantrag 204
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Um die Wirksamkeit der in dieser 
Verordnung festgelegten Vorschriften 
sowie faire Wettbewerbsbedingungen im 
Binnenmarkt zu gewährleisten, sollten 
diese Vorschriften für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten unabhängig von 
ihrem Niederlassungsort oder Wohnsitz 
gelten, sofern sie Dienste in der Union 
erbringen, belegt durch eine wesentliche 
Verbindung zur Union.

(7) Um die Wirksamkeit der in dieser 
Verordnung festgelegten Vorschriften 
sowie faire Wettbewerbsbedingungen im 
Binnenmarkt zu gewährleisten, sollten 
diese Vorschriften für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten unabhängig von 
ihrem Niederlassungsort oder Wohnsitz 
gelten, sofern sie Dienste in der Union 
erbringen und auf die Union ausrichten, 
belegt durch eine wesentliche Verbindung 
zur Union.

Or. en

Änderungsantrag 205
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, 
oder – in Ermangelung einer solchen –
anhand der Existenz einer erheblichen 
Zahl von Nutzern in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten oder der Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten beurteilt werden. Die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
oder mehrere Mitgliedstaaten lässt sich 
anhand aller relevanten Umstände 
bestimmen, einschließlich Faktoren wie 
der Verwendung einer in dem 
betreffenden Mitgliedstaat 
gebräuchlichen Sprache oder Währung 
oder der Möglichkeit, Produkte oder 
Dienstleistungen zu bestellen, oder der 
Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 

entfällt
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einer Anwendung im jeweiligen 
nationalen App-Store, der Schaltung 
lokaler Werbung oder von Werbung in 
der im betreffenden Mitgliedstaat 
verwendeten Sprache oder dem 
Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung 
eines Kundendienstes in der im 
betreffenden Mitgliedstaat 
gebräuchlichen Sprache, ableiten. Das 
Vorhandensein einer wesentlichen 
Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der 
Union reicht allerdings nicht aus, damit 
allein aus diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

__________________

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

Or. fr

Änderungsantrag 206
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –
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in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Existenz einer erheblichen Zahl von 
Nutzern in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten oder der Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten beurteilt werden. Die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten lässt sich anhand 
aller relevanten Umstände bestimmen, 
einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache 
oder Währung oder der Möglichkeit, 
Produkte oder Dienstleistungen zu 
bestellen, oder der Nutzung einer 
nationalen Domäne oberster Stufe. Ferner 
ließe sich die Ausrichtung von Tätigkeiten 
auf einen Mitgliedstaat auch aus der 
Verfügbarkeit einer Anwendung im 
jeweiligen nationalen App-Store, der 
Schaltung lokaler Werbung oder von 
Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Existenz einer erheblichen Zahl von 
aktiven monatlichen Nutzern in einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten oder der
proaktiven Ausrichtung von Tätigkeiten 
auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
beurteilt werden. Die Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten lässt sich anhand aller 
relevanten Umstände bestimmen, 
einschließlich Faktoren wie der Nutzung
einer nationalen Domäne oberster Stufe 
oder der Tatsache, dass ein Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sich um den 
Abschluss von Fernabsatzverträgen mit in
der Union ansässigen Personen bemüht 
und dass ein Vertrag tatsächlich im 
Fernabsatz geschlossen wurde, und zwar 
unabhängig von den Mitteln. Dabei ist die 
auf einer Website benutzte Sprache oder 
Währung nicht von Bedeutung. Ferner 
ließe sich die proaktive Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen Mitgliedstaat auch 
aus der Verfügbarkeit einer Anwendung im 
jeweiligen nationalen App-Store, der 
Schaltung lokaler Werbung oder von 
Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Die bloße Verfügbarkeit eines 
Dienstes in einem Mitgliedstaat sollte 
nicht als proaktives Anbieten eines 
Dienstes durch den Anbieter angesehen 
werden. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union
oder die Verwendung einer 
internationalen Sprache mit mehr als 
100 Millionen Muttersprachlern reicht 
allerdings nicht aus, damit allein aus 
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diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

__________________ __________________

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

(Die genaue Zahl, die eine wesentliche 
Verbindung kennzeichnet, sollte während 
der Verhandlungen festgelegt werden.)

Or. en

Änderungsantrag 207
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Existenz einer erheblichen Zahl von 
Nutzern in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten oder der Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten beurteilt werden. Die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten lässt sich anhand 
aller relevanten Umstände bestimmen, 
einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 
der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten beurteilt werden. 
Die Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
oder mehrere Mitgliedstaaten lässt sich 
anhand aller relevanten Umstände 
bestimmen, einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 
der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 



AM\1235592DE.docx 27/185 PE695.150v01-00

DE

Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 
App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

__________________ __________________

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 208
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Tomislav Sokol, Ivan Štefanec, Andrea Caroppo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 



PE695.150v01-00 28/185 AM\1235592DE.docx

DE

eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Existenz einer erheblichen Zahl von 
Nutzern in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten oder der Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten beurteilt werden. Die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten lässt sich anhand 
aller relevanten Umstände bestimmen, 
einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 
der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 
App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten beurteilt werden. 
Die Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
oder mehrere Mitgliedstaaten lässt sich 
anhand aller relevanten Umstände 
bestimmen, einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 
der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 
App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

__________________ __________________

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
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20.12.2012, S. 1). 20.12.2012, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 209
Martin Schirdewan, Anne-Sophie Pelletier

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Existenz einer erheblichen Zahl von 
Nutzern in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten oder der Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten beurteilt werden. Die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten lässt sich anhand 
aller relevanten Umstände bestimmen, 
einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 
der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 
App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten beurteilt werden. 
Die Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
oder mehrere Mitgliedstaaten lässt sich 
anhand aller relevanten Umstände 
bestimmen, einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 
der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 
App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 



PE695.150v01-00 30/185 AM\1235592DE.docx

DE

Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

__________________ __________________

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 210
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Existenz einer erheblichen Zahl von 
Nutzern in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten oder der Ausrichtung von 
Tätigkeiten auf einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten beurteilt werden. Die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten lässt sich anhand 
aller relevanten Umstände bestimmen, 
einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 

(8) Eine solche wesentliche 
Verbindung zur Union sollte dann als 
gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter 
eine Niederlassung in der Union hat, oder –
in Ermangelung einer solchen – anhand der 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten beurteilt werden. 
Die Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
oder mehrere Mitgliedstaaten lässt sich 
anhand aller relevanten Umstände 
bestimmen, einschließlich Faktoren wie der 
Verwendung einer in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache oder 
Währung oder der Möglichkeit, Produkte 
oder Dienstleistungen zu bestellen, oder 
der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
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der Nutzung einer nationalen Domäne 
oberster Stufe. Ferner ließe sich die 
Ausrichtung von Tätigkeiten auf einen 
Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 
App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

Mitgliedstaat auch aus der Verfügbarkeit 
einer Anwendung im jeweiligen nationalen 
App-Store, der Schaltung lokaler Werbung 
oder von Werbung in der im betreffenden 
Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder 
dem Management der Kundenbeziehungen, 
zum Beispiel durch die Bereitstellung eines 
Kundendienstes in der im betreffenden 
Mitgliedstaat gebräuchlichen Sprache, 
ableiten. Das Vorhandensein einer 
wesentlichen Verbindung sollte auch dann 
angenommen werden, wenn ein 
Diensteanbieter seine Tätigkeit nach 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
ausrichtet. Die bloße technische 
Zugänglichkeit einer Website in der Union 
reicht allerdings nicht aus, damit allein aus 
diesem Grund eine wesentliche 
Verbindung angenommen wird.

__________________ __________________

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

27 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (ABl. L 351 vom 
20.12.2012, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 211
Marc Angel, Maria Grapini, Maria-Manuel Leitão-Marques, Evelyne Gebhardt

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 

(9) Mit dieser Verordnung werden die 
Vorschriften für Vermittlungsdienste 
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Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

beim Umgang mit illegalen Online-
Inhalten im Binnenmarkt vollständig 
harmonisiert, um für ein sicheres, 
berechenbares und vertrauenswürdiges 
Online-Umfeld zu sorgen, in dem die in 
der Charta verankerten Grundrechte 
wirksam geschützt werden, um das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern. Dementsprechend sollten die 
Mitgliedstaaten keine zusätzlichen 
nationalen Anforderungen für die in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallenden Bereiche erlassen oder 
beibehalten, es sei denn, dies würde die 
unmittelbare und einheitliche Anwendung 
der für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten geltenden 
vollständig harmonisierten Vorschriften 
beeinträchtigen, die erforderlich sind, um 
das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Binnenmarkts zu gewährleisten. Die
Verordnung sollte die Vorschriften, die 
sich aus anderen Rechtsakten der Union 
zur Regelung bestimmter Aspekte der 
Bereitstellung von Vermittlungsdiensten 
ergeben, ergänzen, deren Anwendung 
jedoch unberührt lassen; dies gilt 
insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
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ergreifen.

__________________ __________________

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

Or. en

Änderungsantrag 212
Petra Kammerevert, Evelyne Gebhardt, Christel Schaldemose

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 



PE695.150v01-00 34/185 AM\1235592DE.docx

DE

anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten
die Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung sollten jedoch für Fragen
gelten, die von diesen anderen Rechtsakten 
nicht behandelt werden, und die 
Möglichkeit der Mitgliedstaaten 
unberührt lassen, Gesetze und sonstige 
Vorschriften und Maßnahmen zu erlassen 
und weiterzuentwickeln, die einem 
berechtigten öffentlichen Interesse 
dienen, insbesondere zum Schutz der 
Informations- und Medienfreiheit oder 
zur Förderung der Medien- oder der 
Meinungsvielfalt und der kulturellen oder 
sprachlichen Vielfalt. Insbesondere 
sollten im Falle eines Widerspruchs 
zwischen der Richtlinie 2010/13/EU und 
der vorliegenden Verordnung die 
Bestimmungen der Richtlinie 2010/13/EU 
Vorrang haben. Ebenso sollten 
Rechtsvorschriften auf nationaler Ebene, 
die mit der Richtlinie 2010/13/EU im 
Einklang stehen und darauf abzielen, die 
Verwirklichung verschiedener Ziele zu 
gewährleisten und zu fördern, die der 
audiovisuellen Politik der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten zugrunde liegen, 
Vorrang haben.

__________________ __________________

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

Or. en



AM\1235592DE.docx 35/185 PE695.150v01-00

DE

Begründung

Der derzeitige Ansatz könnte dazu führen, dass die Vorschriften des Gesetzes über digitale 
Dienste de facto Vorrang vor den medien- und sektorspezifischen Vorschriften der 
Mitgliedstaaten sowie vor sektorspezifischen Rechtsvorschriften der Union haben. Daher 
sollte klargestellt werden, dass das Gesetz über digitale Dienste die Möglichkeiten der 
Mitgliedstaaten, weitere Maßnahmen zum Schutz der Medienfreiheit und zur Förderung des 
Medienpluralismus und der kulturellen Vielfalt zu ergreifen, einschließlich Vorschriften für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten bei der Umsetzung der AVMD-Richtlinie, nicht 
beeinträchtigen wird.

Änderungsantrag 213
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-
Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Ivan Štefanec, 
Pilar del Castillo Vera

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt 
lassen; dies gilt insbesondere für die 
Richtlinie 2000/31/EG, mit Ausnahme der 
mit dieser Verordnung eingeführten 
Änderungen, die Richtlinie 2010/13/EU 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates in ihrer geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 

(9) Mit dieser Verordnung werden die 
Vorschriften für Vermittlungsdienste im 
Binnenmarkt vollständig harmonisiert, 
um ein sicheres und vertrauenswürdiges 
Online-Umfeld, einen wirksamen Schutz 
der Grundrechte und ein günstiges 
Geschäftsklima sicherzustellen. 
Dementsprechend sollten die 
Mitgliedstaaten keine zusätzlichen 
nationalen Anforderungen zu den in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallenden Bereichen einführen oder 
beibehalten. Dies lässt die Möglichkeit 
unberührt, andere nationale 
Rechtsvorschriften, die für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten gelten, im Einklang 
mit dem Unionsrecht anzuwenden; dies 
gilt auch für die Richtlinie 2000/31/EG, 
insbesondere deren Artikel 3, mit 
Ausnahme der mit dieser Verordnung 
eingeführten Änderungen, die Richtlinie 
2010/13/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates in ihrer geänderten 
Fassung28 und die vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte, 
genauer die Verordnung (EU) …/… des 
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Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

Europäischen Parlaments und des Rates29. 
Diese Verordnung berührt daher nicht 
diese anderen Rechtsakte, die in Bezug auf 
den in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

__________________ __________________

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

Or. en

Änderungsantrag 214
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
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Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher unter anderem 
nicht diese anderen Rechtsakte, die in 
Bezug auf den in dieser Verordnung 
festgelegten allgemein anwendbaren 
Rahmen als lex specialis gelten. Die 
Vorschriften dieser Verordnung gelten 
jedoch für Fragen, die von den genannten 
anderen Rechtsakten nicht oder nicht 
vollständig behandelt werden, und Fragen, 
in denen diese anderen Rechtsakte den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit lassen, 
bestimmte Maßnahmen auf nationaler 
Ebene zu ergreifen. Um die 
Mitgliedstaaten und Anbieter zu
unterstützen, sollte die Kommission 
Leitlinien zur Auslegung der 
Wechselbeziehung zwischen 
verschiedenen Rechtsakten der Union 
und zur Vermeidung einer Doppelung von 
Anforderungen an Anbieter oder von 
potenziellen Konflikten bei der Auslegung 
ähnlicher Anforderungen bereitstellen.

__________________ __________________

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
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Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

Or. en

Änderungsantrag 215
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen. Daher gilt Kapitel III 
(Artikel 10 bis 37) als horizontaler 
Rahmen sinngemäß auch für 
Vermittlungsdienste bei der Umsetzung 
anderer sekundärer Rechtsvorschriften, 
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soweit keine spezifischeren Vorschriften 
festgelegt sind.

__________________ __________________

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

Or. en

Änderungsantrag 216
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Marco Zullo, Stéphane Séjourné, Laurence Farreng

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 

(9) Diese Verordnung sollte die 
Vorschriften, die sich aus anderen 
Rechtsakten der Union zur Regelung 
bestimmter Aspekte der Bereitstellung von 
Vermittlungsdiensten ergeben, ergänzen, 
deren Anwendung jedoch unberührt lassen; 
dies gilt insbesondere für die Richtlinie 
2000/31/EG, mit Ausnahme der mit dieser 
Verordnung eingeführten Änderungen, die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in ihrer 
geänderten Fassung28 und die 
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte, genauer die 
Verordnung (EU) …/… des Europäischen 
Parlaments und des Rates29. Diese 
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Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

Verordnung berührt daher nicht diese 
anderen Rechtsakte, die in Bezug auf den 
in dieser Verordnung festgelegten 
allgemein anwendbaren Rahmen als lex 
specialis gelten. In dieser Verordnung 
sollten auch die Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten für den Erlass von 
Gesetzen zur Förderung der Freiheit und 
des Pluralismus der Medien sowie der 
kulturellen und sprachlichen Vielfalt 
geachtet werden. Die Vorschriften dieser 
Verordnung gelten jedoch für Fragen, die 
von den genannten anderen Rechtsakten 
nicht oder nicht vollständig behandelt 
werden, und Fragen, in denen diese 
anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit lassen, bestimmte 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zu 
ergreifen.

__________________ __________________

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

28 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) (Text 
von Bedeutung für den EWR) (ABl. L 95 
vom 15.4.2010, S. 1).

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

29 Verordnung (EU) …/… des 
Europäischen Parlaments und des Rates –
vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte.

Or. en

Änderungsantrag 217
Petra Kammerevert, Christel Schaldemose, Evelyne Gebhardt

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Das Recht der Mitgliedstaaten, 
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zusätzliche Verpflichtungen, 
Ausnahmeregelungen oder Befreiungen 
vorzusehen, die einem berechtigten 
öffentlichen Interesse dienen, 
insbesondere zum Schutz der 
Informations- und Medienfreiheit oder 
zur Förderung der Medienvielfalt oder 
der Meinungsvielfalt und der kulturellen 
oder sprachlichen Vielfalt, sollte 
unberührt bleiben. Aufgrund der 
Konvergenz der Medien sind 
möglicherweise Rechtsvorschriften und 
andere Maßnahmen zur Gewährleistung 
und Förderung des Medienpluralismus 
für das gesamte Online-Umfeld 
erforderlich. Das Recht der 
Mitgliedstaaten umfasst insbesondere 
materiell- und verfahrensrechtliche 
Vorschriften und 
Durchsetzungsvorschriften, einschließlich 
der Regelungsstruktur.

Or. en

Begründung

Der derzeitige Ansatz könnte dazu führen, dass die Vorschriften des Gesetzes über digitale 
Dienste de facto Vorrang vor den medien- und sektorspezifischen Vorschriften der 
Mitgliedstaaten für audiovisuelle Mediendienste sowie vor sektorspezifischen 
Rechtsvorschriften der Union haben. Daher sollte klargestellt werden, dass das Gesetz über 
digitale Dienste die Bestimmungen der Mitgliedstaaten zum Schutz des Medienpluralismus 
und der kulturellen Vielfalt und zur Förderung des Medienpluralismus und der kulturellen 
Vielfalt, einschließlich Vorschriften für Anbieter von Vermittlungsdiensten bei der Umsetzung 
der AVMD-Richtlinie, nicht beeinträchtigen wird.

Änderungsantrag 218
Petra Kammerevert, Christel Schaldemose, Evelyne Gebhardt

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9b) Diese Verordnung sollte die 
subsidiäre Zuständigkeit der Union 
achten, bei ihrem Handeln gemäß 
Artikel 167 Absatz 4 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
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kulturellen Aspekten Rechnung zu tragen, 
und weder die Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten in ihrer jeweiligen 
Kulturpolitik noch nationale Maßnahmen 
berühren, die sich an Anbieter von 
Vermittlungsdiensten richten, um die 
Meinungs- und Informationsfreiheit und 
die Medienfreiheit zu schützen und den 
Medienpluralismus sowie die kulturelle 
und sprachliche Vielfalt zu fördern.

Or. en

Änderungsantrag 219
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Im Interesse der Klarheit sollte 
auch darauf hingewiesen werden, dass 
diese Verordnung die folgenden 
Rechtsakte des Unionsrechts unberührt 
lässt: Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates30

und Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates31, 
Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates32 und 
Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der Richtlinie 
2002/58/EG33 und das Unionsrecht über 
den Verbraucherschutz, insbesondere 
Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates34, Richtlinie 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates35und Richtlinie 93/13/EWG 
des Rates36 in der durch Richtlinie (EU) 
2019/2161 des Europäischen Parlaments 
und des Rates37 geänderten Fassung sowie 
das Unionsrecht über den Schutz 
personenbezogener Daten, insbesondere 
Verordnung (EU) 2016/679 des 

(10) Im Interesse der Klarheit sollte 
auch darauf hingewiesen werden, dass 
diese Verordnung die folgenden 
Rechtsakte des Unionsrechts unberührt 
lässt: Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates30

und Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates31, 
Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates32 und 
Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der Richtlinie 
2002/58/EG33 und das Unionsrecht über 
den Verbraucherschutz, insbesondere 
Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates34, Richtlinie 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates35, Richtlinie (EU) 2019/882 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates und Richtlinie 93/13/EWG des 
Rates36 in der durch Richtlinie (EU) 
2019/2161 des Europäischen Parlaments 
und des Rates37 geänderten Fassung sowie 
das Unionsrecht über den Schutz 
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Europäischen Parlaments und des Rates38. 
Der Schutz von Einzelpersonen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
wird einzig durch die Vorschriften des 
Unionsrechts in diesem Bereich geregelt, 
insbesondere durch die Verordnung 
(EU) 2016/679 und die 
Richtlinie 2002/58/EG. Diese Verordnung 
lässt auch die Vorschriften des 
Unionsrechts über Arbeitsbedingungen 
unberührt.

personenbezogener Daten, insbesondere 
Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates38. 
Der Schutz von Einzelpersonen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
wird einzig durch die Vorschriften des 
Unionsrechts in diesem Bereich geregelt, 
insbesondere durch die Verordnung (EU) 
2016/679 und die Richtlinie 2002/58/EG. 
Diese Verordnung lässt auch die 
Vorschriften des Unionsrechts über 
Arbeitsbedingungen unberührt.

__________________ __________________

30 Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Vermarktung und Verwendung 
von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, 
zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 98/2013 (ABl. L 186 
vom 11.7.2019, S. 1).

30 Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Vermarktung und Verwendung 
von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, 
zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 98/2013 (ABl. L 186 
vom 11.7.2019, S. 1).

31 Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 zur Förderung von 
Fairness und Transparenz für gewerbliche 
Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten 
(ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 57).

31 Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 zur Förderung von 
Fairness und Transparenz für gewerbliche 
Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten 
(ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 57).

32 Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 12. Juli 
2002 über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten und den Schutz 
der Privatsphäre in der elektronischen 
Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für 
elektronische Kommunikation) (ABl. 
L 201 vom 31.7.2002, S. 37).

32 Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 12. Juli 
2002 über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten und den Schutz 
der Privatsphäre in der elektronischen 
Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für 
elektronische Kommunikation) (ABl. 
L 201 vom 31.7.2002, S. 37).

33 Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der 
Richtlinie 2002/58/EG.

33 Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der 
Richtlinie 2002/58/EG.

34 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2005 über unlautere Geschäftspraktiken im 
binnenmarktinternen Geschäftsverkehr 
zwischen Unternehmen und Verbrauchern 
und zur Änderung der 
Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der 

34 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2005 über unlautere Geschäftspraktiken im 
binnenmarktinternen Geschäftsverkehr 
zwischen Unternehmen und Verbrauchern 
und zur Änderung der 
Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der 
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Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Richtlinie über 
unlautere Geschäftspraktiken).

Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Richtlinie über 
unlautere Geschäftspraktiken).

35 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2011 über die Rechte der Verbraucher, zur 
Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des 
Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der 
Richtlinie 97/7/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates.

35 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2011 über die Rechte der Verbraucher, zur 
Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des 
Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der 
Richtlinie 97/7/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates.

36 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 
5. April 1993 über missbräuchliche 
Klauseln in Verbraucherverträgen.

36 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 
5. April 1993 über missbräuchliche 
Klauseln in Verbraucherverträgen.

37 Richtlinie (EU) 2019/2161 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2019 zur Änderung der 
Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der 
Richtlinien 98/6/EG, 2005/29/EG und 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur besseren Durchsetzung 
und Modernisierung der 
Verbraucherschutzvorschriften der Union.

37 Richtlinie (EU) 2019/2161 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2019 zur Änderung der 
Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der 
Richtlinien 98/6/EG, 2005/29/EG und 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur besseren Durchsetzung 
und Modernisierung der 
Verbraucherschutzvorschriften der Union.

38 Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1).

38 Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 220
Martin Schirdewan, Anne-Sophie Pelletier

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Im Interesse der Klarheit sollte 
auch darauf hingewiesen werden, dass 
diese Verordnung die folgenden 
Rechtsakte des Unionsrechts unberührt 
lässt: Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates30

und Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates31, 
Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates32 und 
Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der Richtlinie 
2002/58/EG33 und das Unionsrecht über 
den Verbraucherschutz, insbesondere 
Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates34, Richtlinie 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates35und Richtlinie 93/13/EWG 
des Rates36 in der durch Richtlinie (EU) 
2019/2161 des Europäischen Parlaments 
und des Rates37 geänderten Fassung sowie 
das Unionsrecht über den Schutz 
personenbezogener Daten, insbesondere 
Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates38. 
Der Schutz von Einzelpersonen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
wird einzig durch die Vorschriften des 
Unionsrechts in diesem Bereich geregelt, 
insbesondere durch die Verordnung 
(EU) 2016/679 und die 
Richtlinie 2002/58/EG. Diese Verordnung 
lässt auch die Vorschriften des 
Unionsrechts über Arbeitsbedingungen 
unberührt.

(10) Im Interesse der Klarheit sollte 
auch darauf hingewiesen werden, dass 
diese Verordnung die folgenden 
Rechtsakte des Unionsrechts unberührt 
lässt: Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates30

und Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates31, 
Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates32 und 
Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der Richtlinie 
2002/58/EG33 und das Unionsrecht über 
den Verbraucherschutz, insbesondere 
Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates34, Richtlinie 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates35und Richtlinie 93/13/EWG 
des Rates36 in der durch Richtlinie (EU) 
2019/2161 des Europäischen Parlaments 
und des Rates37 geänderten Fassung sowie 
das Unionsrecht über den Schutz 
personenbezogener Daten, insbesondere 
Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates38. 
Der Schutz von Einzelpersonen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
wird einzig durch die Vorschriften des 
Unionsrechts in diesem Bereich geregelt, 
insbesondere durch die Verordnung (EU)
2016/679 und die Richtlinie 2002/58/EG. 
Diese Verordnung lässt auch die 
Vorschriften des Unionsrechts oder des 
nationalen Rechts über 
Arbeitsbedingungen, Tarifverträge und 
Systeme der sozialen Sicherheit unberührt.

__________________ __________________

30 Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Vermarktung und Verwendung 
von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, 
zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 98/2013 (ABl. L 186 
vom 11.7.2019, S. 1).

30 Verordnung (EU) 2019/1148 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Vermarktung und Verwendung 
von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, 
zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 98/2013 (ABl. L 186 
vom 11.7.2019, S. 1).
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31 Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 zur Förderung von 
Fairness und Transparenz für gewerbliche 
Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten 
(ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 57).

31 Verordnung (EU) 2019/1150 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 zur Förderung von 
Fairness und Transparenz für gewerbliche 
Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten 
(ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 57).

32 Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 12. Juli 
2002 über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten und den Schutz 
der Privatsphäre in der elektronischen 
Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für 
elektronische Kommunikation) (ABl. 
L 201 vom 31.7.2002, S. 37).

32 Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 12. Juli 
2002 über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten und den Schutz 
der Privatsphäre in der elektronischen 
Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für 
elektronische Kommunikation) (ABl. 
L 201 vom 31.7.2002, S. 37).

33 Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der 
Richtlinie 2002/58/EG.

33 Verordnung …/… über eine 
vorübergehende Ausnahme von 
bestimmten Vorschriften der 
Richtlinie 2002/58/EG.

34 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2005 über unlautere Geschäftspraktiken im 
binnenmarktinternen Geschäftsverkehr 
zwischen Unternehmen und Verbrauchern 
und zur Änderung der 
Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der 
Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Richtlinie über 
unlautere Geschäftspraktiken).

34 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2005 über unlautere Geschäftspraktiken im 
binnenmarktinternen Geschäftsverkehr 
zwischen Unternehmen und Verbrauchern 
und zur Änderung der 
Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der 
Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Richtlinie über 
unlautere Geschäftspraktiken).

35 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2011 über die Rechte der Verbraucher, zur 
Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des 
Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der 
Richtlinie 97/7/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates.

35 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2011 über die Rechte der Verbraucher, zur 
Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des 
Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der 
Richtlinie 97/7/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates.

36 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 
5. April 1993 über missbräuchliche 
Klauseln in Verbraucherverträgen.

36 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 
5. April 1993 über missbräuchliche 
Klauseln in Verbraucherverträgen.

37 Richtlinie (EU) 2019/2161 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2019 zur Änderung der 

37 Richtlinie (EU) 2019/2161 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2019 zur Änderung der 
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Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der 
Richtlinien 98/6/EG, 2005/29/EG und 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur besseren Durchsetzung 
und Modernisierung der 
Verbraucherschutzvorschriften der Union.

Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der 
Richtlinien 98/6/EG, 2005/29/EG und 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur besseren Durchsetzung 
und Modernisierung der 
Verbraucherschutzvorschriften der Union.

38 Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1).

38 Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 221
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Marco Zullo, Laurence Farreng

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Es sollte präzisiert werden, dass 
diese Verordnung die Vorschriften des 
Unionsrechts über das Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte nicht berührt, mit 
denen bestimmte Vorschriften und 
Verfahren festgelegt sind, die unberührt 
bleiben sollten.

(11) Es sollte präzisiert werden, dass 
diese Verordnung die Vorschriften des 
Unionsrechts über das Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte, insbesondere die 
Richtlinie (EU) 2019/790 über das 
Urheberrecht und die verwandten 
Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt,
nicht berührt, mit denen bestimmte 
Vorschriften und Verfahren festgelegt sind, 
die unberührt bleiben sollten.

Or. en

Änderungsantrag 222
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Es sollte präzisiert werden, dass 
diese Verordnung die Vorschriften des 
Unionsrechts über das Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte nicht berührt, mit 
denen bestimmte Vorschriften und 
Verfahren festgelegt sind, die unberührt 
bleiben sollten.

(11) Es sollte präzisiert werden, dass 
diese Verordnung die Vorschriften des 
Unionsrechts über das Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte nicht berührt.

Or. en

Änderungsantrag 223
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der 
Begriff so ausgelegt werden, dass er sich 
auf Informationen unabhängig von ihrer 
Form bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich 

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung eng gefasst werden; 
dieser Begriff umfasst sämtliche
Tätigkeiten, die nach dem in dem 
betreffenden Mitgliedstaat geltenden
Recht vorgesehen sind oder geahndet 
werden.
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geschützten Materials und Handlungen 
im Zusammenhang mit Verstößen gegen 
das Verbraucherschutzrecht. In dieser 
Hinsicht ist es unerheblich, ob die 
Rechtswidrigkeit der Information oder der 
Handlung sich aus dem Unionsrecht oder 
aus mit dem Unionsrecht im Einklang 
stehendem nationalem Recht ergibt, um 
welche Art von Rechtsvorschriften es geht 
und was diese zum Gegenstand haben.

Or. fr

Änderungsantrag 224
Tomislav Sokol, Ivan Štefanec, Pablo Arias Echeverría

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten, einschließlich Scheinkonten 
und -profilen im Internet. Illegale Inhalte 
werden im Internet häufig über 
Scheinkonten und -profile verbreitet. 
Insbesondere sollte Falschdarstellung in 
der „Online-Welt“ nicht legal sein, da es 
auch nicht rechtmäßig ist, sich in der 
„Offline-Welt“ falsch darzustellen. Dieser 
Ansatz ist eine offensichtliche Umsetzung 
des Grundsatzes, dass das, was offline 
illegal ist, auch online nicht länger legal 
sein sollte. Darüber hinaus sollte der 
Begriff „illegaler Inhalt“ so ausgelegt 
werden, dass er sich auf Informationen 
unabhängig von ihrer Form bezieht, die 
nach geltendem Recht entweder an sich 
rechtswidrig sind, etwa illegale Hassrede, 
terroristische Inhalte oder rechtswidrige 



PE695.150v01-00 50/185 AM\1235592DE.docx

DE

Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

diskriminierende Inhalte, oder mit 
rechtswidrigen Handlungen 
zusammenhängen, etwa der Weitergabe 
von Darstellungen sexuellen Missbrauchs 
von Kindern, der rechtswidrigen 
Weitergabe privater Bilder ohne 
Zustimmung, Cyber-Stalking, dem Verkauf 
nicht konformer oder gefälschter Produkte, 
der nicht genehmigten Verwendung 
urheberrechtlich geschützten Materials und 
Handlungen im Zusammenhang mit 
Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

Or. en

Änderungsantrag 225
Morten Løkkegaard, Vlad-Marius Botoş, Ivars Ijabs, Marco Zullo, Jordi Cañas, Karen 
Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der 
Begriff so ausgelegt werden, dass er sich 
auf Informationen unabhängig von ihrer 
Form bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition der 
Begriffe „illegale Inhalte“ und „illegale 
Güter“ für die Zwecke dieser Verordnung 
auf dem allgemeinen Gedanken beruhen, 
dass das, was offline illegal ist, auch 
online illegal sein sollte. Die Begriffe 
sollten weit gefasst werden und auch 
Informationen im Zusammenhang mit 
illegalen Inhalten, Produkten, 
Dienstleistungen oder Tätigkeiten
umfassen. Insbesondere sollten die 
Begriffe so ausgelegt werden, dass sie sich 
auf Informationen unabhängig von ihrer 
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Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich 
geschützten Materials und Handlungen 
im Zusammenhang mit Verstößen gegen 
das Verbraucherschutzrecht. In dieser 
Hinsicht ist es unerheblich, ob die 
Rechtswidrigkeit der Information oder der 
Handlung sich aus dem Unionsrecht oder 
aus mit dem Unionsrecht im Einklang 
stehendem nationalem Recht ergibt, um 
welche Art von Rechtsvorschriften es geht 
und was diese zum Gegenstand haben.

Form beziehen, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder die gegen das Unionsrecht 
verstoßen, da sie mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, dem Verkauf von Produkten 
oder der Bereitstellung von 
Dienstleistungen unter Verstoß gegen das 
Verbraucherschutzrecht und der nicht 
genehmigten Verwendung 
urheberrechtlich geschützten Materials. 
In dieser Hinsicht ist es unerheblich, ob die 
Rechtswidrigkeit der Information oder der 
Handlung sich aus dem Unionsrecht oder 
aus mit dem Unionsrecht im Einklang 
stehendem nationalem Recht ergibt, um 
welche Art von Rechtsvorschriften es geht 
und was diese zum Gegenstand haben.

Or. en

Begründung

Illegale Produkte sollten ausdrücklich genannt werden. Es reicht nicht aus, „illegale 
Produkte“ in die Begriffsbestimmung des Begriffs „illegale Inhalte“ aufzunehmen, da 
Produkte und Inhalte sehr unterschiedlich reguliert werden.

Änderungsantrag 226
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Ivan Štefanec, Pilar del Castillo Vera

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 

(12) Für die Zwecke dieser Verordnung 
sollte der Begriff „illegale Inhalte“ so 
ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
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dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der 
Begriff so ausgelegt werden, dass er sich 
auf Informationen unabhängig von ihrer 
Form bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen
Handlungen zusammenhängen, etwa der
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder die gegen das Unionsrecht 
verstoßen, da sie sich auf rechtswidrige
Handlungen beziehen, etwa die Weitergabe 
von Darstellungen sexuellen Missbrauchs 
von Kindern, die rechtswidrige Weitergabe 
privater Bilder ohne Zustimmung, Cyber-
Stalking, den Verkauf nicht konformer 
oder gefälschter Produkte, die nicht 
genehmigte Verwendung urheberrechtlich 
geschützten Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

Or. en

Begründung

Es soll klargestellt werden, dass die Definition des Begriffs „illegale Inhalte“ keine Inhalte 
umfasst, die illegale Handlungen lediglich darstellen oder sich darauf beziehen.

Änderungsantrag 227
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Marco Zullo, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-
Courtin, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht der 
Union oder der Mitgliedstaaten infolge 
ihrer Darstellung bei einem 
Vermittlungsdienst entweder an sich 
rechtswidrig sind, etwa illegale Hassrede, 
terroristische Inhalte oder rechtswidrige 
diskriminierende Inhalte, oder aufgrund 
ihrer direkten Verbindung mit oder 
Förderung einer illegalen Tätigkeit 
rechtswidrig sind, etwa die Weitergabe 
von Darstellungen sexuellen Missbrauchs 
von Kindern, die rechtswidrige Weitergabe 
privater Bilder ohne Zustimmung, Cyber-
Stalking, der Verkauf nicht konformer oder 
gefälschter Produkte, der illegale Handel 
mit Tieren, Pflanzen oder Stoffen, die 
nicht genehmigte Verwendung 
urheberrechtlich geschützten Materials und 
Handlungen im Zusammenhang mit 
Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

Or. en

Änderungsantrag 228
Martin Schirdewan, Anne-Sophie Pelletier
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der Bereitstellung illegaler 
Dienstleistungen wie 
Beherbergungsdienste auf Plattformen 
für Kurzzeitvermietung, die nicht dem 
Recht der Union oder der Mitgliedstaaten 
entsprechen, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

Or. en
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Änderungsantrag 229
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Eugen Jurzyca, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung auf dem allgemeinen 
Gedanken beruhen, dass alles, was offline 
illegal ist, auch online illegal sein sollte. 
Der Begriff sollte weit gefasst werden und
auch Informationen im Zusammenhang mit 
illegalen Inhalten, Produkten, 
Dienstleistungen oder Tätigkeiten
umfassen. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus nationalem 
Recht ergibt, um welche Art von 
Rechtsvorschriften es geht und was diese 
zum Gegenstand haben.

Or. en
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Änderungsantrag 230
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Marco Zullo, Stéphane Séjourné, Karen Melchior, Laurence Farreng

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht, einschließlich der EU-
Charta der Grundrechte, im Einklang 
stehendem nationalem Recht ergibt, um 
welche Art von Rechtsvorschriften es geht 
und was diese zum Gegenstand haben.

Or. en
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Änderungsantrag 231
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung angemessen gefasst 
werden und auch unrechtmäßige
Informationen im unmittelbaren
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten umfassen. Insbesondere sollte 
der Begriff so ausgelegt werden, dass er 
sich auf Informationen unabhängig von 
ihrer Form bezieht, die nach geltendem 
Recht entweder an sich rechtswidrig sind, 
etwa illegale Hassrede, terroristische 
Inhalte oder rechtswidrige 
diskriminierende Inhalte, oder unmittelbar 
mit rechtswidrigen Handlungen 
zusammenhängen, etwa der Weitergabe 
von Darstellungen sexuellen Missbrauchs 
von Kindern, der rechtswidrigen 
Weitergabe privater Bilder ohne 
Zustimmung, Cyber-Stalking, dem Verkauf 
nicht konformer oder gefälschter Produkte, 
dem illegalen Handel mit Tieren, der nicht 
genehmigten Verwendung urheberrechtlich 
geschützten Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben. 

Or. en
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Änderungsantrag 232
Jiří Pospíšil

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, dem illegalen Handel mit 
Tieren, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

Or. en
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Änderungsantrag 233
Marc Angel, Christel Schaldemose, Maria Grapini, Brando Benifei, Maria-Manuel 
Leitão-Marques, Evelyne Gebhardt

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der Begriff 
so ausgelegt werden, dass er sich auf 
Informationen unabhängig von ihrer Form 
bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus dem 
nationalen Recht ergibt, soweit dieses mit 
dem Unionsrecht im Einklang steht, um 
welche Art von Rechtsvorschriften es geht 
und was diese zum Gegenstand haben.

Or. en

Begründung

Das nationale Recht muss mit dem Unionsrecht im Einklang stehen. Außerdem sollte 
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vermieden werden, dass das Gesetz über digitale Dienste indirekt nationale 
Rechtsvorschriften validiert, in denen illegale Inhalte definiert werden, wenn diese nationalen 
Rechtsvorschriften gegen Unionsrecht verstoßen.

Änderungsantrag 234
Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung weit gefasst werden; er 
umfasst auch Informationen im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten, 
Produkten, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten. Insbesondere sollte der 
Begriff so ausgelegt werden, dass er sich 
auf Informationen unabhängig von ihrer 
Form bezieht, die nach geltendem Recht 
entweder an sich rechtswidrig sind, etwa 
illegale Hassrede, terroristische Inhalte 
oder rechtswidrige diskriminierende 
Inhalte, oder mit rechtswidrigen 
Handlungen zusammenhängen, etwa der 
Weitergabe von Darstellungen sexuellen 
Missbrauchs von Kindern, der 
rechtswidrigen Weitergabe privater Bilder 
ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, dem 
Verkauf nicht konformer oder gefälschter 
Produkte, der nicht genehmigten 
Verwendung urheberrechtlich geschützten 
Materials und Handlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein 
sicheres, berechenbares und 
vertrauenswürdiges Online-Umfeld zu 
gewährleisten, sollte die Definition des 
Begriffs „illegale Inhalte“ für die Zwecke 
dieser Verordnung ausreichend von dem 
Begriff „potenziell schädliche Inhalte“ 
abgegrenzt werden. Der Begriff „illegale 
Inhalte“ sollte so ausgelegt werden, dass 
er sich auf Informationen unabhängig von 
ihrer Form bezieht, die nach geltendem 
Recht entweder an sich rechtswidrig sind, 
etwa illegale Hassrede, terroristische 
Inhalte oder rechtswidrige 
diskriminierende Inhalte, oder mit 
rechtswidrigen Handlungen 
zusammenhängen, etwa der Weitergabe 
von Darstellungen sexuellen Missbrauchs 
von Kindern, der rechtswidrigen 
Weitergabe privater Bilder ohne 
Zustimmung, Cyber-Stalking, dem Verkauf 
nicht konformer oder gefälschter Produkte, 
der nicht genehmigten Verwendung 
urheberrechtlich geschützten Materials und 
Handlungen im Zusammenhang mit 
Verstößen gegen das 
Verbraucherschutzrecht. In dieser Hinsicht 
ist es unerheblich, ob die Rechtswidrigkeit 
der Information oder der Handlung sich 
aus dem Unionsrecht oder aus mit dem 
Unionsrecht im Einklang stehendem 
nationalem Recht ergibt, um welche Art 
von Rechtsvorschriften es geht und was 
diese zum Gegenstand haben.
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Or. it

Änderungsantrag 235
Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Der Tourismus ist eine der 
wichtigsten Säulen der europäischen 
Wirtschaft; es ist daher von größter 
Bedeutung, dass auch die Bereitstellung 
von Beherberbungsdiensten auf 
Plattformen für Kurzzeitvermietung direkt 
in den Rechtsvorschriften geregelt werden 
muss, um für faire und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen im 
Binnenmarkt zu sorgen.

Or. en

Änderungsantrag 236
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 



PE695.150v01-00 62/185 AM\1235592DE.docx

DE

Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
wenn die Leistung von 
genossenschaftlichen Organisationen 
ausschließlich für ihre in der 
Europäischen Union ansässigen 
Mitglieder erbracht wird, mit denen sie im 
Rahmen eines organisierten 
Vertriebsnetzes, das öffentlich unter einer 
gemeinsamen Marke tätig ist, eine direkte 
Verbindung in Bezug auf die 
Organisation, Zusammenarbeit oder 
Anteilseignerschaft haben, oder sofern es 
sich bei dieser Tätigkeit nur um eine 
unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

Or. en

Änderungsantrag 237
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Eugen Jurzyca, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
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Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers. Darüber 
hinaus sollten Cloud-Dienste, die bei der 
Verbreitung, Monetisierung und 
Organisation der Informationen für die 
Öffentlichkeit oder die Endnutzer – auf 
deren Ersuchen – keine aktive Rolle 
spielen, nicht als Online-Plattformen 
betrachtet werden.

Or. en

Änderungsantrag 238
Maria Grapini

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten oder mit nutzergenerierten 
Inhalten interagieren oder über die 
technischen Kapazitäten verfügen, um das 
Problem auf möglichst zweckdienliche 
und verhältnismäßige Weise zu lösen. Um 
übermäßig weit gefasste Verpflichtungen 
zu vermeiden, sollten Hosting-
Diensteanbieter jedoch nicht als Online-
Plattformen betrachtet werden, sofern es 
sich bei dieser Tätigkeit nur um eine 
unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

Or. en
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Änderungsantrag 239
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Laurence Farreng, Karen Melchior, Marco Zullo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke, 
Plattformen zum Austausch von Inhalten, 
Suchmaschinen, Livestream-Plattformen, 
Nachrichtenübermittlungsdienste oder 
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.
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Or. en

Änderungsantrag 240
Geoffroy Didier, Nathalie Colin-Oesterlé

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen, Suchmaschinen, soziale 
Netzwerke, Online-Marktplätze, Live-
Stream-Plattformen und Anbieter von 
privaten 
Nachrichtenübermittlungsdiensten sollten 
als Hosting-Diensteanbieter definiert 
werden, die nicht nur im Auftrag der 
Nutzer von diesen bereitgestellte 
Informationen speichern, sondern diese 
Informationen, wiederum im Auftrag der 
Nutzer, auch öffentlich verbreiten. Um 
übermäßig weit gefasste Verpflichtungen 
zu vermeiden, sollten Hosting-
Diensteanbieter jedoch nicht als Online-
Plattformen betrachtet werden, sofern es 
sich bei dieser Tätigkeit nur um eine 
unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
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nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

Or. en

Änderungsantrag 241
Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke oder
Online-Marktplätze sollten als Hosting-
Diensteanbieter definiert werden, die nicht 
nur im Auftrag der Nutzer von diesen 
bereitgestellte Informationen speichern, 
sondern diese Informationen, wiederum im 
Auftrag der Nutzer, auch öffentlich 
verbreiten. Um übermäßig weit gefasste 
Verpflichtungen zu vermeiden, sollten 
Hosting-Diensteanbieter jedoch nicht als 
Online-Plattformen betrachtet werden, 
sofern es sich bei dieser Tätigkeit nur um 
eine unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 

(13) Aufgrund der besonderen 
Merkmale der betreffenden Dienste und 
der daraus folgenden Notwendigkeit, deren 
Anbietern bestimmte spezifische 
Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb 
der weiter gefassten Kategorie Hosting-
Diensteanbieter gemäß der Definition in 
dieser Verordnung die Unterkategorie 
Online-Plattformen abzugrenzen. Online-
Plattformen wie soziale Netzwerke, 
Suchmaschinen, Online-Marktplätze und 
Nachrichtenübermittlungsdienste, die als 
Verkaufskanäle genutzt werden, sollten 
als Hosting-Diensteanbieter definiert 
werden, die nicht nur im Auftrag der 
Nutzer von diesen bereitgestellte 
Informationen speichern, sondern diese 
Informationen, wiederum im Auftrag der 
Nutzer, auch öffentlich verbreiten Um 
übermäßig weit gefasste Verpflichtungen 
zu vermeiden, sollten Hosting-
Diensteanbieter jedoch nicht als Online-
Plattformen betrachtet werden, sofern es 
sich bei dieser Tätigkeit nur um eine 
unbedeutende und mit einem anderen 
Dienst verbundene reine Nebenfunktion 
handelt, die aus objektiven und technischen 
Gründen nicht ohne diesen anderen 
Hauptdienst genutzt werden kann, und 
sofern die Integration der Funktion in den 
anderen Dienst nicht dazu dient, die 
Anwendbarkeit der Vorschriften dieser 
Verordnung für Online-Plattformen zu 
umgehen. Ein Kommentarbereich einer 
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nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

Online-Zeitung etwa könnte eine solche 
Funktion darstellen, die eindeutig eine 
Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, 
nämlich der Veröffentlichung von 
Nachrichten unter der redaktionellen 
Verantwortung des Verlegers.

Or. en

Änderungsantrag 242
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Svenja Hahn, 
Karen Melchior, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Um zu vermeiden, dass zwei 
Anbietern gleichzeitig Verpflichtungen 
für dieselben Inhalte auferlegt werden, 
sollte ein Hosting-Dienst nur dann als 
Online-Plattform gelten, wenn er in 
einem direkten Verhältnis zu dem 
entsprechenden Nutzer steht. Ein 
Anbieter von Hosting-Diensten, der als 
Infrastruktur für eine Online-Plattform 
fungiert, sollte auf der Grundlage dieses 
Verhältnisses nicht als Online-Plattform 
betrachtet werden, wenn er die 
Entscheidungen der Online-Plattform 
und ihres Nutzers indirekt umsetzt.

Or. en

Änderungsantrag 243
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 b (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13b) Für die Zwecke dieser Verordnung 
sollte ein Cloud-Computing-Dienst nicht 
als „Online-Plattform“ gelten, wenn die 
Verbreitung von Hyperlinks zu einem 
bestimmten Inhalt eine untergeordnete 
Nebenfunktion darstellt. Darüber hinaus 
sollte ein Cloud-Computing-Dienst, wenn 
er als Infrastruktur dient, beispielsweise 
als zugrunde liegender infrastruktureller 
Speicher- und Rechendienst einer 
internetbasierten Anwendung oder 
Online-Plattform, an sich nicht als Mittel 
zur öffentlichen Verbreitung von 
Informationen angesehen werden, die im 
Auftrag eines Nutzers einer von ihr 
betriebenen Anwendung oder Online-
Plattform gespeichert oder verarbeitet 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 244
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Laurence Farreng

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine große oder 
potenziell unbegrenzte Zahl von Personen 
umfassen, also die Bereitstellung eines 
leichten Zugangs für die Nutzer im 
Allgemeinen, ohne dass weiteres 
Tätigwerden durch den Nutzer, der die 
Informationen bereitstellt, erforderlich 
wäre; dabei spielt es keine Rolle, ob diese 
Personen tatsächlich auf die betreffenden 
Informationen zugreifen. 
Dementsprechend sollte in Fällen, in 
denen eine Registrierung oder die 
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Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

Aufnahme in eine Nutzergruppe 
erforderlich ist, um Zugang zu 
Informationen zu erlangen, nur dann von 
einer öffentlichen Zugänglichkeit der 
Informationen ausgegangen werden, 
wenn die Nutzer, die auf die 
Informationen zugreifen möchten, 
automatisch registriert oder 
aufgenommen werden und die 
Entscheidung über den Zugang oder die 
Auswahl der Nutzer, die Zugang erhalten, 
ohne einen menschlichen Eingriff 
getroffen wird. Allein die Möglichkeit, 
Nutzergruppen innerhalb bestimmter 
Dienste, einschließlich 
Nachrichtenübermittlungsdiensten, zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen, 
wobei zu berücksichtigen ist, dass 
Gruppen zu Instrumenten für die breite 
öffentliche Verbreitung von Inhalten 
werden können. Interpersonelle 
Kommunikationsdienste im Sinne der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung, 
wenn sie nicht das oben genannte 
Kriterium der „öffentlichen Verbreitung“ 
erfüllen. Informationen sollten nur dann 
als öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht. File-Sharing-
Dienste und andere Cloud-Dienste fallen 
in den Anwendungsbereich der 
vorliegenden Verordnung, sofern diese 
Dienste dazu genutzt werden, gespeicherte 
Informationen auf direkten Auftrag des 
Inhalteanbieters hin öffentlich zugänglich 
zu machen.

__________________ __________________
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39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 245
Brando Benifei, Christel Schaldemose, Monika Beňová

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
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Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht. Folglich 
sollten Anbieter von Diensten wie Cloud-
Infrastrukturen, die im Auftrag von 
anderer Seite als von Seiten des 
Inhalteanbieters erbracht werden und 
Letzterem nur mittelbar zugutekommen, 
nicht unter die vorliegende Verordnung 
fallen. In den Anwendungsbereich der 
vorliegenden Verordnung sollten 
beispielsweise Anbieter von 
Dienstleistungen in sozialen Medien, von 
Video-, Bild- und Audio-Sharing-
Diensten sowie von File-Sharing-
Diensten und anderen Cloud-Diensten 
fallen, sofern diese Dienste dafür genutzt 
werden, um gespeicherte Informationen 
auf direkten Auftrag des Inhalteanbieters 
hin öffentlich zugänglich zu machen. 
Bietet ein Diensteanbieter andere Dienste 
als Hosting-Dienste an, so sollte diese 
Verordnung nur auf die in ihren 
Anwendungsbereich fallenden Dienste 
angewendet werden.

__________________ __________________

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 246
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Eugen Jurzyca, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
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also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht. Der Begriff 
„öffentliche Verbreitung“ sollte nicht für 
Cloud-Dienste – einschließlich Cloud-
Diensten zwischen Unternehmen – gelten, 
bei denen der Diensteanbieter keine 
vertraglichen Verfügungsrechte 
dahingehend hat, welche Inhalte 
gespeichert werden oder wie diese 
verarbeitet oder durch seine Kunden oder 
die Endnutzer dieser Kunden 
veröffentlicht werden, und bei denen der 
Diensteanbieter technisch keine 
Möglichkeit hat, konkrete Inhalte zu 
löschen, die von seinen Kunden oder den 
Endnutzern seiner Dienste gespeichert 
werden. Bietet ein Diensteanbieter 
mehrere Dienste an, so sollte diese 
Verordnung nur auf die in ihren 
Anwendungsbereich fallenden Dienste 
angewendet werden.

__________________ __________________

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
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Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 247
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Dementsprechend sollte in Fällen, in 
denen eine Registrierung oder die 
Aufnahme in eine Nutzergruppe 
erforderlich ist, um Zugang zu 
Informationen zu erlangen, nur dann von 
einer öffentlichen Verbreitung der 
Informationen ausgegangen werden, 
wenn die Nutzer, die auf die 
Informationen zugreifen möchten, 
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Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

automatisch registriert oder 
aufgenommen werden, ohne dass die 
Entscheidung über den Zugang oder die 
Auswahl der Nutzer, die Zugang erhalten, 
von Menschen getroffen wird.
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, dürfen im Allgemeinen nicht als 
Mittel der öffentlichen Verbreitung 
angesehen werden. Informationen sollten 
nur dann als öffentlich verbreitet im Sinne 
dieser Verordnung gelten, wenn dies direkt 
im Auftrag des Nutzers, der die 
Informationen bereitgestellt hat, geschieht.

__________________ __________________

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 248
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Morten Løkkegaard, Svenja 
Hahn, Karen Melchior, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 



PE695.150v01-00 76/185 AM\1235592DE.docx

DE

Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, die in den Anwendungsbereich 
dieser Verordnung fallen, sollten nicht als 
Mittel der öffentlichen Verbreitung 
gelten. Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht. Sind mehrere 
Anbieter an der öffentlichen Verbreitung 
von Informationen beteiligt, sollten die 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit 
der Verbreitung dem Anbieter obliegen, 
der, was die Verfügbarkeit des 
endgültigen Dienstes für den Endnutzer 
betrifft, für die Öffentlichkeit am 
sichtbarsten ist.

__________________ __________________

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 249
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, 
Pilar del Castillo Vera

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht. Dienste wie 
Internetinfrastrukturdienste oder 
Anbieter von Cloud-Infrastrukturen, die 
auf Verlangen von anderer Seite als von 
Seiten des Inhalteanbieters erbracht 
werden und Letzterem nur mittelbar 
zugutekommen, sollten nicht unter die 
Definition von Online-Plattformen fallen.

__________________ __________________

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
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vom 17.12.2018, S. 36). vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 250
Christel Schaldemose, Andreas Schieder, Maria Grapini, Maria-Manuel Leitão-
Marques, Clara Aguilera, Adriana Maldonado López, Brando Benifei, Monika Beňová

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht. Folglich 
sollten Anbieter von Diensten wie Cloud-
Infrastrukturen, die im Auftrag von 



AM\1235592DE.docx 79/185 PE695.150v01-00

DE

anderer Seite als von Seiten des 
Inhalteanbieters erbracht werden und 
Letzterem nur mittelbar zugutekommen, 
nicht unter die Definition von Online-
Plattformen fallen.

__________________ __________________

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 251
Jiří Pospíšil

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt,
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Der Begriff 
sollte jedoch nicht die Verbreitung von 
Informationen innerhalb geschlossener 
Gruppen mit einer begrenzten Anzahl an 
vorab festgelegten Mitgliedern erfassen. 
Interpersonelle Kommunikationsdienste im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 

(14) Der Begriff „öffentliche 
Verbreitung“ sollte im Sinne dieser 
Verordnung die Bereitstellung von 
Informationen für eine potenziell 
unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, 
also die Bereitstellung eines leichten 
Zugangs für die Nutzer im Allgemeinen, 
ohne dass weiteres Tätigwerden durch den 
Nutzer, der die Informationen bereitstellt, 
erforderlich wäre; dabei spielt es keine 
Rolle, ob diese Personen tatsächlich auf die 
betreffenden Informationen zugreifen. 
Allein die Möglichkeit, Nutzergruppen 
innerhalb eines bestimmten Dienstes zu 
schaffen, sollte kein hinreichendes 
Kriterium dafür sein, dass die auf diese 
Weise verbreiteten Informationen nicht 
öffentlich verbreitet werden. Geschlossene 
Gruppen, die aus einer bestimmten 
Anzahl vorab festgelegter Nutzer 
bestehen, sollten als Mittel der 
öffentlichen Verbreitung anerkannt 
werden. Der Begriff sollte jedoch nicht die 
Verbreitung von Informationen innerhalb 
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Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

geschlossener Gruppen mit einer 
begrenzten Anzahl an vorab festgelegten 
Mitgliedern erfassen. Interpersonelle 
Kommunikationsdienste im Sinne der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates39, 
etwa E-Mail oder Instant Messaging-
Dienste, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung. 
Informationen sollten nur dann als 
öffentlich verbreitet im Sinne dieser 
Verordnung gelten, wenn dies direkt im 
Auftrag des Nutzers, der die Informationen 
bereitgestellt hat, geschieht.

__________________ __________________

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

39 Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den 
europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABl. L 321 
vom 17.12.2018, S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 252
Alex Agius Saliba

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14a) Dienstleistungen auf Online-
Marktplätzen erfordern besondere 
Aufmerksamkeit, da auf ihren Online-
Schnittstellen zahlreiche illegale 
Aktivitäten festgestellt werden. Online-
Marktplätze sind Dienste, die es 
Unternehmern ermöglichen oder 
erleichtern, ihre Produkte und 
Dienstleistungen Verbrauchern zur 
Verfügung zu stellen, und zwar 
unabhängig davon, ob der entsprechende 
Vertrag innerhalb oder außerhalb der 
Online-Schnittstelle des Anbieters der 
Online-Plattform geschlossen wird. Daher 
sollten Dienste auf Online-Marktplätzen 



AM\1235592DE.docx 81/185 PE695.150v01-00

DE

nicht nur als Plattformen verstanden 
werden, die den Verkauf von Waren oder 
Dienstleistungen unmittelbar erleichtern, 
sondern auch als Online-Plattformen, auf 
denen die Dienstleistungsempfänger 
Anzeigen schalten können, um Produkte 
oder Dienstleistungen anzubieten; das 
würde auch Online-Plattformen betreffen, 
die den Empfängern Vergleichs-, 
Beratungs- oder Reputationsdienste 
anbieten, da die Verbraucher ohne sie 
keinen Zugang zu derartigen Produkten, 
Dienstleistungen oder Anbietern gehabt 
hätten.

Or. en

Begründung

Es muss klargestellt werden, was unter die Definition von Online-Marktplätzen fällt.

Änderungsantrag 253
Alex Agius Saliba

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15a) Im Einklang mit der Richtlinie 
2000/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über bestimmte 
rechtliche Aspekte der Dienste der 
Informationsgesellschaft, insbesondere 
des elektronischen Geschäftsverkehrs, im 
Binnenmarkt (Richtlinie über den 
elektronischen Geschäftsverkehr) sollte 
diese Verordnung nicht für Glücksspiele 
gelten, und diese Ausnahme sollte nur für 
Glücksspiele, Lotterien und Wetten mit 
einem einen Geldwert darstellenden 
Einsatz gelten; Preisausschreiben und 
Gewinnspiele, mit denen der Verkauf von 
Waren oder Dienstleistungen gefördert 
werden soll und bei denen etwaige 
Zahlungen nur dem Erwerb der 
angebotenen Waren oder 
Dienstleistungen dienen, werden hiervon 
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nicht erfasst.

Or. en

Änderungsantrag 254
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15a) Die Gewährleistung, dass Anbieter 
von Vermittlungsdiensten eine robuste 
und wirksame 
Übermittlungsverschlüsselung anbieten 
können, ist für das Vertrauen in digitale 
Dienste und deren Sicherheit im digitalen 
Binnenmarkt von entscheidender 
Bedeutung und verhindert den 
unbefugten Zugang Dritter auf wirksame 
Weise.

Or. en

Begründung

Dies entspricht Ziffer 26 des INL-Berichts des IMCO-Ausschusses (P9_TA(2020)0272), der 
folgendermaßen lautet: „betont, wie wichtig die Anwendung einer wirksamen 
Übermittlungsverschlüsselung für Daten ist, da diese für das Vertrauen in das Internet und 
die Sicherheit im Internet unerlässlich ist und einen unbefugten Zugriff Dritter wirksam 
verhindert;“

Änderungsantrag 255
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Eugen Jurzyca, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die mit dem horizontalen Rahmen 
für bedingte Haftungsausschlüsse für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gemäß 
der Richtlinie 2000/31/EG geschaffene 

(16) Die mit dem horizontalen Rahmen 
für bedingte Haftungsausschlüsse für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gemäß 
der Richtlinie 2000/31/EG geschaffene 
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Rechtssicherheit hat dazu geführt, dass im 
ganzen Binnenmarkt viele neuartige 
Dienste entstehen und expandieren 
konnten. Der Rahmen sollte daher bestehen 
bleiben. Angesichts der Abweichungen bei 
der Umsetzung und Anwendung der 
einschlägigen Vorschriften auf nationaler 
Ebene und aus Gründen der Klarheit und 
Kohärenz sollte dieser Rahmen jedoch in 
diese Verordnung aufgenommen werden. 
Zudem müssen bestimmte Elemente dieses 
Rahmens unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union präzisiert werden.

Rechtssicherheit hat dazu geführt, dass im 
ganzen Binnenmarkt viele neuartige 
Dienste entstehen und expandieren 
konnten. Der Rahmen sollte daher bestehen 
bleiben. Angesichts der Abweichungen bei 
der Umsetzung und Anwendung der 
einschlägigen Vorschriften auf nationaler 
Ebene und aus Gründen der Klarheit und 
Kohärenz sollte dieser Rahmen jedoch in 
diese Verordnung aufgenommen werden. 
Zudem müssen bestimmte Elemente dieses 
Rahmens unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union sowie 
technologischer und marktbezogener 
Entwicklungen präzisiert werden.

Or. en

Änderungsantrag 256
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Mit den einschlägigen 
Vorschriften des Kapitels II sollte nur 
festgelegt werden, wann der betreffende 
Anbieter von Vermittlungsdiensten im 
Zusammenhang mit von den Nutzern 
bereitgestellten illegalen Inhalten nicht 
haftbar gemacht werden kann. Die 
Vorschriften sollten nicht so ausgelegt 
werden, dass sie eine positive Grundlage 
dafür darstellen, festzustellen, wann ein 
Anbieter haftbar gemacht werden kann; 
dies ist nach den geltenden Vorschriften 
des Unions- oder nationalen Rechts zu 
bestimmen. Zudem sollten die in dieser 
Verordnung festgelegten 
Haftungsausschlüsse für jegliche Art der 
Haftung im Zusammenhang mit jeglicher 
Art von illegalen Inhalten gelten, 
unabhängig von dem genauen 
Gegenstand oder der Art dieser 

entfällt
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Rechtsvorschriften.

Or. fr

Änderungsantrag 257
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, Pilar del Castillo Vera, 
Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Mit den einschlägigen Vorschriften 
des Kapitels II sollte nur festgelegt werden, 
wann der betreffende Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Zusammenhang 
mit von den Nutzern bereitgestellten 
illegalen Inhalten nicht haftbar gemacht 
werden kann. Die Vorschriften sollten 
nicht so ausgelegt werden, dass sie eine 
positive Grundlage dafür darstellen, 
festzustellen, wann ein Anbieter haftbar 
gemacht werden kann; dies ist nach den 
geltenden Vorschriften des Unions- oder 
nationalen Rechts zu bestimmen. Zudem 
sollten die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse für 
jegliche Art der Haftung im 
Zusammenhang mit jeglicher Art von 
illegalen Inhalten gelten, unabhängig von 
dem genauen Gegenstand oder der Art 
dieser Rechtsvorschriften.

(17) Mit den einschlägigen Vorschriften 
des Kapitels II sollte nur festgelegt werden, 
wann der betreffende Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Zusammenhang 
mit von den Nutzern bereitgestellten 
illegalen Inhalten nicht haftbar gemacht 
werden kann. Die Vorschriften sollten 
unter keinen Umständen so ausgelegt 
werden, dass sie eine positive Grundlage 
dafür darstellen, festzustellen, wann ein 
Anbieter haftbar gemacht werden kann; 
dies ist nach den geltenden Vorschriften 
des Unions- oder nationalen Rechts zu 
bestimmen. Zudem sollten die in dieser 
Verordnung festgelegten 
Haftungsausschlüsse für jegliche Art der 
Haftung im Zusammenhang mit jeglicher 
Art von illegalen Inhalten gelten, 
unabhängig von dem genauen Gegenstand 
oder der Art dieser Rechtsvorschriften.

Or. en

Änderungsantrag 258
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux, Tomasz Frankowski

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die in dieser Verordnung (18) Die in dieser Verordnung 
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festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische Verarbeitung 
der vom Nutzer bereitgestellten 
Informationen zu erbringen, sondern 
dahingehend eine aktive Rolle einnimmt, 
dass er Wissen oder Kontrolle über diese 
Informationen erhält. Diese Ausschlüsse 
sollten dementsprechend nicht für die 
Haftung im Zusammenhang mit 
Informationen gelten, die nicht vom Nutzer 
bereitgestellt werden, sondern vom 
Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, 
auch wenn diese Informationen im Rahmen 
der redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.

festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sich nicht darauf 
beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische, automatische und passive
Verarbeitung der vom Nutzer 
bereitgestellten Informationen zu 
erbringen, sondern dahingehend eine aktive 
Rolle einnimmt, dass er Wissen oder 
Kontrolle über diese Informationen erhält. 
Diese Ausschlüsse sollten 
dementsprechend nicht für die Haftung im 
Zusammenhang mit Informationen gelten, 
die nicht vom Nutzer bereitgestellt werden, 
sondern vom Anbieter des 
Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn 
diese Informationen im Rahmen der 
redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden. Anbietern 
von Vermittlungsdiensten wird eine aktive 
Rolle zugeschrieben, wenn sie die Inhalte 
optimieren, bewerben, klassifizieren, 
organisieren und referenzieren, und zwar 
unabhängig davon, ob dies automatisch 
erfolgt oder nicht.

Or. en

Änderungsantrag 259
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische Verarbeitung 
der vom Nutzer bereitgestellten 
Informationen zu erbringen, sondern 
dahingehend eine aktive Rolle einnimmt, 
dass er Wissen oder Kontrolle über diese 
Informationen erhält. Diese Ausschlüsse 

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sich nicht darauf 
beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische, automatische und passive
Verarbeitung der vom Nutzer 
bereitgestellten Informationen zu 
erbringen, sondern dahingehend eine aktive 
Rolle einnimmt, dass er Wissen oder 
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sollten dementsprechend nicht für die 
Haftung im Zusammenhang mit 
Informationen gelten, die nicht vom Nutzer 
bereitgestellt werden, sondern vom 
Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, 
auch wenn diese Informationen im Rahmen 
der redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.

Kontrolle über diese Informationen erhält. 
Diese Ausschlüsse sollten 
dementsprechend nicht für die Haftung im 
Zusammenhang mit Informationen gelten, 
die nicht vom Nutzer bereitgestellt werden, 
sondern vom Anbieter des 
Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn 
diese Informationen im Rahmen der 
redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden oder wenn 
der Anbieter den Inhalt, seine 
Präsentation oder Monetisierung über das 
Angebot grundlegender Such- und 
Indexierungsfunktionen, die für die 
Navigation in den Inhalten unbedingt 
erforderlich sind, hinaus priorisiert oder 
fördert.

Or. en

Änderungsantrag 260
Martin Schirdewan, Anne-Sophie Pelletier

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen 
auf neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische 
Verarbeitung der vom Nutzer 
bereitgestellten Informationen zu 
erbringen, sondern dahingehend eine 
aktive Rolle einnimmt, dass er Wissen 
oder Kontrolle über diese Informationen 
erhält. Diese Ausschlüsse sollten 
dementsprechend nicht für die Haftung im 
Zusammenhang mit Informationen gelten, 
die nicht vom Nutzer bereitgestellt werden, 
sondern vom Anbieter des 
Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn 
diese Informationen im Rahmen der 
redaktionellen Verantwortung dieses 

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten Wissen oder 
Kontrolle über diese Informationen hat. 
Diese Ausschlüsse sollten 
dementsprechend nicht für die Haftung im 
Zusammenhang mit Informationen gelten, 
die nicht vom Nutzer bereitgestellt werden, 
sondern vom Anbieter des 
Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn 
diese Informationen im Rahmen der 
redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.
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Anbieters entwickelt wurden.

Or. en

Änderungsantrag 261
Petra Kammerevert

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische Verarbeitung 
der vom Nutzer bereitgestellten 
Informationen zu erbringen, sondern 
dahingehend eine aktive Rolle einnimmt, 
dass er Wissen oder Kontrolle über diese 
Informationen erhält. Diese Ausschlüsse 
sollten dementsprechend nicht für die 
Haftung im Zusammenhang mit 
Informationen gelten, die nicht vom Nutzer 
bereitgestellt werden, sondern vom 
Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, 
auch wenn diese Informationen im Rahmen 
der redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sich nicht darauf 
beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische, automatische und passive
Verarbeitung der vom Nutzer 
bereitgestellten Informationen zu 
erbringen, sondern dahingehend eine aktive 
Rolle einnimmt, dass er Wissen oder 
Kontrolle über diese Informationen erhält. 
Diese Ausschlüsse sollten 
dementsprechend nicht für die Haftung im 
Zusammenhang mit Informationen gelten, 
die nicht vom Nutzer bereitgestellt werden, 
sondern vom Anbieter des 
Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn 
diese Informationen im Rahmen der 
redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden oder wenn 
der Anbieter von Vermittlungsdiensten 
den als legal erachteten Inhalt optimiert 
oder bewirbt, und zwar unabhängig 
davon, ob dies automatisch erfolgt oder 
nicht.

Or. en

Änderungsantrag 262
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Morten Løkkegaard, Svenja 
Hahn, Karen Melchior, Liesje Schreinemacher
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische Verarbeitung 
der vom Nutzer bereitgestellten 
Informationen zu erbringen, sondern 
dahingehend eine aktive Rolle einnimmt, 
dass er Wissen oder Kontrolle über diese 
Informationen erhält. Diese Ausschlüsse 
sollten dementsprechend nicht für die 
Haftung im Zusammenhang mit 
Informationen gelten, die nicht vom Nutzer 
bereitgestellt werden, sondern vom 
Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, 
auch wenn diese Informationen im Rahmen 
der redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische Verarbeitung 
der vom Nutzer bereitgestellten 
Informationen zu erbringen, sondern 
dahingehend eine aktive Rolle einnimmt, 
dass er Wissen oder Kontrolle über diese 
Informationen erhält. Die bloße 
Einstufung bzw. Anzeige in einer 
Reihenfolge oder die Verwendung eines 
Empfehlungssystems sollte jedoch nicht 
als Kontrolle über eine Information 
angesehen werden. Diese Ausschlüsse 
sollten dementsprechend nicht für die 
Haftung im Zusammenhang mit 
Informationen gelten, die nicht vom Nutzer 
bereitgestellt werden, sondern vom 
Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, 
auch wenn diese Informationen im Rahmen 
der redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.

Or. en

Änderungsantrag 263
Morten Løkkegaard

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische Verarbeitung 
der vom Nutzer bereitgestellten 
Informationen zu erbringen, sondern 

(18) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht 
darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf 
neutrale Weise und durch die bloße 
technische und automatische Verarbeitung 
der vom Nutzer bereitgestellten 
Informationen zu erbringen, sondern 
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dahingehend eine aktive Rolle einnimmt, 
dass er Wissen oder Kontrolle über diese 
Informationen erhält. Diese Ausschlüsse 
sollten dementsprechend nicht für die 
Haftung im Zusammenhang mit 
Informationen gelten, die nicht vom Nutzer 
bereitgestellt werden, sondern vom 
Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, 
auch wenn diese Informationen im Rahmen 
der redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.

dahingehend eine aktive Rolle einnimmt, 
dass er Wissen oder Kontrolle über diese 
Informationen bzw. Zugang zu ihnen 
erhält. Diese Ausschlüsse sollten 
dementsprechend nicht für die Haftung im 
Zusammenhang mit Informationen gelten, 
die nicht vom Nutzer bereitgestellt werden, 
sondern vom Anbieter des 
Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn 
diese Informationen im Rahmen der 
redaktionellen Verantwortung dieses 
Anbieters entwickelt wurden.

Or. en

Begründung

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-324/09.

Änderungsantrag 264
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18a) Diese Haftungsausschlüsse sollten 
auch nicht für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten gelten, die die in 
dieser Verordnung festgelegten 
Sorgfaltspflichten nicht erfüllen. Mit der 
Konditionalität sollte ferner sichergestellt 
werden, dass die Maßstäbe für die 
Inanspruchnahme dieser Ausschlüsse zu 
einem hohen Maß an Sicherheit und 
Vertrauen im Online-Umfeld beitragen, 
und zwar in einer Weise, die ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen den 
Rechten aller Interessenträger fördert.

Or. en

Änderungsantrag 265
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux, Nathalie Colin-Oesterlé
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18a) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
nicht für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten gelten, die die in 
dieser Verordnung festgelegten 
Sorgfaltspflichten nicht erfüllen. Mit der 
Konditionalität sollte ferner sichergestellt 
werden, dass die Maßstäbe für die 
Inanspruchnahme dieser Ausschlüsse zu 
einem hohen Maß an Sicherheit und 
Vertrauen im Online-Umfeld beitragen.

Or. en

Änderungsantrag 266
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Ein Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, der bewusst mit 
einem Nutzer zusammenarbeitet, um 
illegale Tätigkeiten auszuüben, erbringt 
die Dienstleistung nicht auf neutrale 
Weise und sollte dementsprechend die in 
dieser Verordnung vorgesehenen 
Haftungsausschlüsse nicht in Anspruch 
nehmen können.

(20) Ein Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, der bewusst mit 
einem Nutzer zusammenarbeitet, um 
illegale Tätigkeiten auszuüben, oder der 
hauptsächlich darauf abzielt, derartige 
Tätigkeiten auszuüben oder zu 
erleichtern, sollte dementsprechend die in 
dieser Verordnung vorgesehenen 
Haftungsausschlüsse nicht in Anspruch 
nehmen können.

Or. en

Änderungsantrag 267
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Ein Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, der bewusst mit 
einem Nutzer zusammenarbeitet, um 
illegale Tätigkeiten auszuüben, erbringt die 
Dienstleistung nicht auf neutrale Weise 
und sollte dementsprechend die in dieser 
Verordnung vorgesehenen 
Haftungsausschlüsse nicht in Anspruch 
nehmen können.

(20) Ein Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, der mit einem 
Nutzer zusammenarbeitet, um illegale 
Tätigkeiten auszuüben, erbringt die 
Dienstleistung nicht auf neutrale oder 
passive Weise und sollte dementsprechend 
die in dieser Verordnung vorgesehenen 
Haftungsausschlüsse nicht in Anspruch 
nehmen können.

Or. en

Änderungsantrag 268
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Ein Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, der bewusst mit 
einem Nutzer zusammenarbeitet, um 
illegale Tätigkeiten auszuüben, erbringt die 
Dienstleistung nicht auf neutrale Weise 
und sollte dementsprechend die in dieser 
Verordnung vorgesehenen 
Haftungsausschlüsse nicht in Anspruch 
nehmen können.

(20) Ein Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, der hauptsächlich 
darauf abzielt, illegale Tätigkeiten 
auszuüben oder diese zu erleichtern, 
erbringt die Dienstleistung nicht auf 
neutrale Weise und sollte dementsprechend 
die in dieser Verordnung vorgesehenen 
Haftungsausschlüsse nicht in Anspruch 
nehmen können.

Or. en

Änderungsantrag 269
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Ein Anbieter sollte die 
Haftungsausschlüsse für die „reine 

(21) Ein Anbieter sollte die 
Haftungsausschlüsse für die „reine 
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Durchleitung“ und das „Caching“ in 
Anspruch nehmen können, wenn er in 
keiner Weise mit den übermittelten 
Informationen in Verbindung steht. 
Voraussetzung dafür ist unter anderem, 
dass er die von ihm übermittelten 
Informationen nicht verändert. Unter diese 
Anforderung sollten jedoch keine Eingriffe 
technischer Art im Verlauf der 
Übermittlung fallen, da sie die Integrität 
der übermittelten Informationen nicht 
verändern.

Durchleitung“ und das „Caching“ in 
Anspruch nehmen können, wenn er in 
keiner Weise mit den übermittelten 
Informationen in Verbindung steht. 
Voraussetzung dafür ist unter anderem, 
dass er die von ihm übermittelten 
Informationen nicht verändert. Unter diese 
Anforderung sollten jedoch keine Eingriffe 
technischer Art im Verlauf der 
Übermittlung fallen, da sie die Integrität 
der übermittelten Informationen nicht 
verändern. Sie sollte auch nicht so 
verstanden werden, dass sie die 
Einstufung oder Sortierung von 
Informationen umfasst, um sie dem 
Nutzer zugänglich zu machen, oder 
Maßnahmen, die erforderlich sind, um die 
Sicherheit der Übermittlung zu 
gewährleisten.

Or. en

Änderungsantrag 270
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Ein Anbieter sollte die 
Haftungsausschlüsse für die „reine 
Durchleitung“ und das „Caching“ in 
Anspruch nehmen können, wenn er in 
keiner Weise mit den übermittelten 
Informationen in Verbindung steht. 
Voraussetzung dafür ist unter anderem, 
dass er die von ihm übermittelten 
Informationen nicht verändert. Unter diese 
Anforderung sollten jedoch keine Eingriffe 
technischer Art im Verlauf der 
Übermittlung fallen, da sie die Integrität 
der übermittelten Informationen nicht 
verändern.

(21) Ein Anbieter sollte die 
Haftungsausschlüsse für die „reine 
Durchleitung“ und das „Caching“ in 
Anspruch nehmen können, wenn er in 
keiner Weise mit den übermittelten 
Informationen in Verbindung steht. 
Voraussetzung dafür ist unter anderem, 
dass er die von ihm übermittelten 
Informationen nicht verändert. Unter diese 
Anforderung sollten jedoch keine Eingriffe 
technischer Art im Verlauf der 
Übermittlung fallen – etwa das 
Netzmanagement –, da sie die Integrität 
der übermittelten Informationen nicht 
verändern.

Or. en
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Änderungsantrag 271
Brando Benifei, Christel Schaldemose, Monika Beňová, Maria Grapini

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Ein Anbieter sollte die 
Haftungsausschlüsse für die „reine 
Durchleitung“ und das „Caching“ in 
Anspruch nehmen können, wenn er in 
keiner Weise mit den übermittelten 
Informationen in Verbindung steht. 
Voraussetzung dafür ist unter anderem, 
dass er die von ihm übermittelten 
Informationen nicht verändert. Unter diese 
Anforderung sollten jedoch keine Eingriffe 
technischer Art im Verlauf der 
Übermittlung fallen, da sie die Integrität 
der übermittelten Informationen nicht 
verändern.

(21) Ein Anbieter sollte die 
Haftungsausschlüsse für die „reine 
Durchleitung“ und das „Caching“ in 
Anspruch nehmen können, wenn er in 
keiner Weise mit den übermittelten 
Informationen in Verbindung steht. 
Voraussetzung dafür ist unter anderem, 
dass er die von ihm übermittelten 
Informationen nicht auswählt, einstuft 
oder verändert. Unter diese Anforderung 
sollten jedoch keine Eingriffe technischer 
Art im Verlauf der Übermittlung fallen, da 
sie die Integrität der übermittelten 
Informationen nicht verändern.

Or. en

Änderungsantrag 272
Christel Schaldemose, Andreas Schieder, Maria Grapini, Maria-Manuel Leitão-
Marques, Clara Aguilera, Adriana Maldonado López, Biljana Borzan, Monika Beňová, 
Marc Angel

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält, wobei der potenzielle 
Schaden zu berücksichtigen ist, der durch 
den fraglichen illegalen Inhalt verursacht 
werden könnte. Um eine harmonisierte 
Umsetzung der Entfernung illegaler 
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dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

Inhalte in der gesamten Union zu 
gewährleisten, sollte der Anbieter 
innerhalb von 24 Stunden den Zugang zu 
illegalen Inhalten, die die öffentliche 
Ordnung, die öffentliche Sicherheit oder 
die öffentliche Gesundheit ernsthaft 
gefährden oder die Gesundheit oder 
Sicherheit der Verbraucher ernsthaft 
beeinträchtigen können, entfernen oder 
sperren. Nach ständiger Rechtsprechung 
des Gerichtshofs und im Einklang mit der 
Richtlinie 2000/31/EG setzt der Begriff 
der „Schutz der öffentlichen Ordnung“ 
eine tatsächliche, gegenwärtige und 
hinreichend schwere Gefährdung voraus, 
die eines der grundlegenden Interessen 
der Gesellschaft berührt, insbesondere im 
Hinblick auf die Verhütung, Ermittlung, 
Aufklärung und Verfolgung von 
Straftaten, einschließlich des 
Jugendschutzes und der Bekämpfung von 
Hetze aus Gründen der Rasse, des 
Geschlechts, des Glaubens oder der 
Nationalität, sowie von Verletzungen der 
Menschenwürde einzelner Personen. Der 
Begriff „Schutz der öffentlichen 
Sicherheit“ in der Auslegung des 
Gerichtshofs umfasst sowohl die innere 
Sicherheit eines Mitgliedstaats, die u. a. 
durch eine unmittelbare Bedrohung und 
Gefährdung der physischen Sicherheit 
der Bevölkerung des betreffenden 
Mitgliedstaats beeinträchtigt werden 
kann, als auch die äußere Sicherheit, die 
u. a. durch die Gefahr einer 
schwerwiegenden Störung der 
auswärtigen Beziehungen dieses 
Mitgliedstaats oder des friedlichen 
Zusammenlebens der Völker 
beeinträchtigt werden kann. Wenn die 
illegalen Inhalte die öffentliche Ordnung, 
die öffentliche Sicherheit, die öffentliche 
Gesundheit oder die Gesundheit oder 
Sicherheit der Verbraucher nicht 
ernsthaft beeinträchtigen, sollte der 
Anbieter den illegalen Inhalten innerhalb 
von sieben Tagen entfernen oder den 
Zugang dazu sperren. Die in dieser 
Verordnung genannten Fristen sollten 
unbeschadet spezifischer Fristen, die im 
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Unionsrecht oder in 
verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen 
Anordnungen festgelegt sind, Anwendung 
finden. Der Anbieter kann aus Gründen 
höherer Gewalt oder aus gerechtfertigten 
technischen oder betrieblichen Gründen 
von den in dieser Verordnung genannten 
Fristen abweichen, sollte jedoch dazu 
verpflichtet werden, die zuständigen 
Behörden gemäß dieser Verordnung zu 
informieren. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Charta 
der Grundrechte, auch unter 
Berücksichtigung eines hohen 
Verbraucherschutzniveaus, und des 
Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

Or. en

Änderungsantrag 273
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Svenja Hahn, 
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
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darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann. Solange Anbieter 
nach Erlangung der tatsächlichen 
Kenntnis handeln, sollten sie die in 
Artikel 3, 4 und 5 genannten 
Haftungsausschlüsse beibehalten, auch 
wenn sie freiwillige Untersuchungen 
durchführen oder gemäß Artikel 27 aus 
eigener Initiative handeln.

Or. en

Änderungsantrag 274
Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Hosting-Dienste 
müssen den potenziellen Schaden 
berücksichtigen und verhältnismäßig 
handeln. Die Entfernung oder Sperrung 
des Zugangs sollte unter Beachtung des 
Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
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Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

Or. en

Änderungsantrag 275
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und Inhalte entfernen oder 
den Zugang dazu sperren, wenn für Laien 
ohne jede inhaltliche Analyse erkennbar 
ist, dass der Inhalt offensichtlich illegal 
ist, oder wenn er Kenntnis von der 
Rechtswidrigkeit des Inhalts erlangt hat. 
Die Entfernung oder Sperrung des Zugangs 
sollte unter Beachtung des Grundsatzes der 
Freiheit der Meinungsäußerung erfolgen. 
Der Anbieter kann diese tatsächliche 
Kenntnis oder dieses Wissen insbesondere 
durch Untersuchungen aus eigener 
Initiative oder durch Meldungen erhalten, 
die bei ihm von Personen oder Stellen im 
Einklang mit dieser Verordnung eingehen, 
sofern diese Meldungen ausreichend 
präzise und hinreichend begründet sind, 
damit ein sorgfältiger 
Wirtschaftsteilnehmer die mutmaßlich 
illegalen Inhalte angemessen erkennen und 
bewerten und gegebenenfalls dagegen 
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vorgehen kann.

Or. en

Änderungsantrag 276
Petra Kammerevert

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative 
oder durch Meldungen erhalten, die bei 
ihm von Personen oder Stellen im Einklang 
mit dieser Verordnung eingehen, sofern 
diese Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen durch Meldungen erhalten, 
die bei ihm von Personen oder Stellen im 
Einklang mit dieser Verordnung eingehen, 
sofern diese Meldungen ausreichend 
präzise und hinreichend begründet sind, 
damit ein sorgfältiger 
Wirtschaftsteilnehmer die mutmaßlich 
illegalen Inhalte angemessen erkennen und 
bewerten und gegebenenfalls dagegen 
vorgehen kann.

Or. en

Änderungsantrag 277
Geert Bourgeois

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für (22) Um den Haftungsausschluss für 
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Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und 
gegebenenfalls dagegen vorgehen kann.

Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und offensichtlich illegale 
Inhalte im Zusammenhang mit schweren 
Straftaten entfernen oder den Zugang dazu 
sperren, sobald er tatsächliche Kenntnis 
davon erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit es für 
einen Laien ohne inhaltliche Analyse klar 
ersichtlich ist, dass der Inhalt illegal ist
und mit schweren Straftaten im 
Zusammenhang steht.

Or. nl

Änderungsantrag 278
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-
Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan 
Štefanec, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter ohne 
unangemessene Verzögerung tätig werden 
und illegale Inhalte entfernen oder den 
Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
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durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

Or. en

Änderungsantrag 279
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein 
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

(22) (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)

Or. fr
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Änderungsantrag 280
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter unverzüglich 
tätig werden und illegale Inhalte entfernen 
oder den Zugang dazu sperren, sobald er 
tatsächliche Kenntnis davon oder Wissen 
darüber erhält. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann diese tatsächliche Kenntnis oder 
dieses Wissen insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen ausreichend präzise und 
hinreichend begründet sind, damit ein
sorgfältiger Wirtschaftsteilnehmer die 
mutmaßlich illegalen Inhalte angemessen 
erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
dagegen vorgehen kann.

(22) Um den Haftungsausschluss für 
Hosting-Dienste in Anspruch nehmen zu 
können, sollte der Anbieter tätig werden
und die illegalen Inhalte entfernen oder 
den Zugang dazu sperren, wenn diese 
Inhalte nach dem Unionsrecht oder dem 
Recht der Mitgliedstaaten als illegal 
anzusehen sind. Die Entfernung oder 
Sperrung des Zugangs sollte unter 
Beachtung des Grundsatzes der Freiheit der 
Meinungsäußerung erfolgen. Der Anbieter 
kann tatsächliche Kenntnis des illegalen 
Inhalts insbesondere durch 
Untersuchungen aus eigener Initiative oder 
durch Meldungen erhalten, die bei ihm von 
Personen oder Stellen im Einklang mit 
dieser Verordnung eingehen, sofern diese 
Meldungen präzise und hinreichend 
begründet sind, damit ein 
Wirtschaftsteilnehmer die mutmaßlich 
illegalen Inhalte angemessen erkennen und 
bewerten und gegebenenfalls dagegen 
vorgehen kann.

Or. en

Änderungsantrag 281
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, 
Pilar del Castillo Vera, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22a) Der Haftungsausschluss sollte 
keine Anwendung finden, wenn der 
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Nutzer dem Anbieter eines Hosting-
Dienstes untersteht oder von ihm 
beaufsichtigt wird. Insbesondere wenn der 
Anbieter der Online-Plattform, die es 
Verbrauchern ermöglicht, 
Fernabsatzverträge mit Unternehmern 
abzuschließen, es Unternehmern nicht 
gestattet, die grundlegenden Bestandteile 
des Vertrags zwischen dem Unternehmer 
und dem Verbraucher zu bestimmen, wie 
etwa die für diese Beziehung geltenden 
Geschäftsbedingungen oder den Preis, 
sollte davon ausgegangen werden, dass 
der Unternehmer unter der Aufsicht oder 
Kontrolle dieser Plattform handelt.

Or. en

Begründung

Es geht darum, den Begriff „Aufsicht oder Kontrolle“ gemäß Artikel 5 Absatz 3 klarzustellen.

Änderungsantrag 282
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-
Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan 
Štefanec, Pilar del Castillo Vera, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern als Funktion ihres Dienstes 
ermöglichen, den Haftungsausschluss für 
Anbieter von Hosting-Diensten gemäß 
dieser Verordnung nicht in Anspruch 
nehmen können, sofern diese Online-
Plattformen die einschlägigen 
Informationen bezüglich der betreffenden 
Vorgänge in einer Weise darstellen, bei der 
Verbraucher davon ausgehen können, dass 
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entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

die Informationen entweder von der 
Online-Plattform selbst oder von einem 
ihrer Aufsicht oder Kontrolle 
unterstehenden Nutzer bereitgestellt 
werden und die Online-Plattformen 
deshalb Kenntnis von oder Kontrolle über 
die Informationen haben müssen, selbst 
wenn dem nicht tatsächlich so ist. Dies ist 
der Fall, wenn der Betreiber der Online-
Plattform die Identität des Unternehmers 
nach dieser Verordnung nicht eindeutig 
anzeigt. In dieser Hinsicht sollte objektiv 
und auf Grundlage aller relevanten 
Umstände ermittelt werden, ob die 
Darstellung bei einem durchschnittlichen 
und angemessen informierten Verbraucher 
diesen Eindruck erwecken kann. 
Insbesondere ist es von Bedeutung, ob der 
Betreiber der Online-Plattform diese 
Identität oder Vertragsdaten bis zum 
Abschluss des Vertrags zwischen 
Unternehmer und Verbraucher 
zurückhält oder die Ware oder 
Dienstleistung in eigenem Namen 
vermarktet, anstatt den Namen des 
Unternehmers zu verwenden, der sie 
liefern wird.

Or. en

Begründung

Es geht darum, den Begriff „Aufsicht oder Kontrolle“ gemäß Artikel 5 Absatz 3 klarzustellen.

Änderungsantrag 283
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
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Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann. Anbieter von Hosting-
Diensten, die auf diese Weise haftbar 
gemacht werden, sollten die Möglichkeit 
haben, Regressansprüche gegen den 
tatsächlich verantwortlichen 
Unternehmer geltend zu machen, es sei 
denn, die Nutzungsbedingungen ihrer 
Dienste sehen eine solche Möglichkeit 
nicht vor.

Or. fr

Änderungsantrag 284
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 

(23) Hosting-Dienste sollten den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern sie die einschlägigen 
Informationen bezüglich der betreffenden 
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Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

Vorgänge oder des entsprechenden 
Austauschs in einer Weise darstellen, bei 
der Verbraucher davon ausgehen können, 
dass die Informationen entweder von 
diesen Diensteanbietern selbst oder von 
einem ihrer Aufsicht oder Kontrolle 
unterstehenden Nutzer bereitgestellt 
werden und die Diensteanbieter deshalb 
Kenntnis von oder Kontrolle über die 
Informationen haben müssen, selbst wenn 
dem nicht tatsächlich so ist. In dieser 
Hinsicht sollte objektiv und auf Grundlage 
aller relevanten Umstände ermittelt 
werden, ob die Darstellung bei einem 
durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

Or. en

Änderungsantrag 285
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Svenja Hahn, 
Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen
die einschlägigen Informationen bezüglich 

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Marktplätze, bei denen es sich um Online-
Plattformen handelt, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern auf der Online-Plattform 
selbst ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
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der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

können, sofern diese Online-Marktplätze
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. Das kann auch die Lagerung, das 
Verpacken und den Versand einer Ware 
aus einem Lager unter der Kontrolle des 
Online-Marktplatzes umfassen. In dieser 
Hinsicht sollte objektiv und auf Grundlage 
aller relevanten Umstände ermittelt 
werden, ob die Darstellung bei einem 
durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

Or. en

Änderungsantrag 286
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 



AM\1235592DE.docx 107/185 PE695.150v01-00

DE

der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv 
und auf Grundlage aller relevanten 
Umstände ermittelt werden, ob die 
Darstellung bei einem durchschnittlichen 
und angemessen informierten 
Verbraucher diesen Eindruck erwecken 
kann.

der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist.

Or. en

Änderungsantrag 287
Martin Schirdewan, Anne-Sophie Pelletier

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, es sei denn sie erfüllen bestimmte 
Sorgfaltspflichten im Rahmen dieser 
Verordnung und sofern diese Online-
Plattformen die einschlägigen 
Informationen bezüglich der betreffenden 
Vorgänge in einer Weise darstellen, bei der 
Verbraucher davon ausgehen können, dass 
die Informationen entweder von der 
Online-Plattform selbst oder von einem 
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Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

ihrer Aufsicht oder Kontrolle 
unterstehenden Nutzer bereitgestellt 
werden und die Online-Plattformen 
deshalb Kenntnis von oder Kontrolle über 
die Informationen haben müssen, selbst 
wenn dem nicht tatsächlich so ist. In dieser 
Hinsicht sollte objektiv und auf Grundlage 
aller relevanten Umstände ermittelt 
werden, ob die Darstellung bei einem 
durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

Or. en

Änderungsantrag 288
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 

(23) Anbieter von Hosting-Diensten, 
etwa Online-Plattformen, die Verbrauchern 
das Abschließen von Fernabsatzverträgen 
mit Unternehmern ermöglichen, und 
andere Diensteanbieter sollten den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern sie die einschlägigen 
Informationen bezüglich der betreffenden 
Vorgänge oder des betreffenden 
Austauschs in einer Weise darstellen, bei
der Verbraucher davon ausgehen können, 
dass die Informationen entweder von 
diesen Anbietern von Hosting-Diensten
selbst oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Anbieter von 
Hosting-Diensten deshalb Kenntnis von 
oder Kontrolle über die Informationen 
haben müssen, selbst wenn dem nicht 
tatsächlich so ist. In dieser Hinsicht sollte 
objektiv und auf Grundlage aller relevanten 
Umstände ermittelt werden, ob die 
Darstellung bei einem durchschnittlichen 
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ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und angemessen 
informierten Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

und angemessen informierten Verbraucher 
diesen Eindruck erwecken kann.

Or. en

Änderungsantrag 289
Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak, Alexandra Geese
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem durchschnittlichen und 
angemessen informierten Verbraucher 
diesen Eindruck erwecken kann.

(23) Um den wirksamen Schutz der 
Verbraucher bei Geschäftsvorgängen im 
Internet über Vermittlungsdienste zu 
gewährleisten, sollten bestimmte Anbieter 
von Hosting-Diensten, nämlich Online-
Plattformen, die Verbrauchern das 
Abschließen von Fernabsatzverträgen mit 
Unternehmern ermöglichen, den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, sofern diese Online-Plattformen 
die einschlägigen Informationen bezüglich 
der betreffenden Vorgänge in einer Weise 
darstellen, bei der Verbraucher davon 
ausgehen können, dass die Informationen 
entweder von der Online-Plattform selbst 
oder von einem ihrer Aufsicht oder 
Kontrolle unterstehenden Nutzer 
bereitgestellt werden und die Online-
Plattformen deshalb Kenntnis von oder 
Kontrolle über die Informationen haben 
müssen, selbst wenn dem nicht tatsächlich 
so ist. In dieser Hinsicht sollte objektiv und 
auf Grundlage aller relevanten Umstände 
ermittelt werden, ob die Darstellung bei 
einem Verbraucher diesen Eindruck 
erwecken kann.

Or. en
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Änderungsantrag 290
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23a) Die europäischen Verbraucher 
sollten in der Lage sein, Produkte und 
Dienstleistungen sicher online zu 
erwerben, unabhängig davon, ob ein 
Produkt oder eine Dienstleistung in der 
Union erzeugt wurde oder nicht. Online-
Plattformen, die Fernabsatzverträge mit 
Unternehmern aus Drittländern 
ermöglichen, sollten vor der Zulassung 
dieses Händlers auf ihrer Plattform 
feststellen, dass der Unternehmer aus 
einem Drittland die einschlägigen 
Rechtsvorschriften der Union oder der 
Mitgliedstaaten über Produktsicherheit 
und Produktkonformität einhält. Darüber 
hinaus sollten Online-Plattformen den 
Haftungsausschluss für Anbieter von 
Hosting-Diensten gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch nehmen 
können, wenn der Unternehmer aus 
einem Drittland keinen für die 
Produktsicherheit haftpflichtigen 
Wirtschaftsteilnehmer innerhalb der 
Union bereitstellt.

Or. en

Änderungsantrag 291
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Krzysztof 
Hetman, Anna-Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, 
Axel Voss, Ivan Štefanec, Marion Walsmann, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23a) Die europäischen Verbraucher 
sollten in der Lage sein, Produkte und 
Dienstleistungen sicher online zu 
erwerben, unabhängig davon, ob ein 
Produkt oder eine Dienstleistung in der 
Union erzeugt wurde oder nicht. Aus 
diesem Grund sollten Unternehmer aus 
Drittländern einen gesetzlichen Vertreter 
in der Union einrichten, an den 
Ansprüche in Bezug auf die 
Produktsicherheit gerichtet werden 
könnten. Anbieter von 
Vermittlungsdiensten aus der Union und 
aus Drittländern sollten sicherstellen, 
dass die im Unionsrecht festgelegten 
Produktanforderungen eingehalten 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 292
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 24

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse sollten 
die Möglichkeit von Verfügungen 
unterschiedlicher Art gegen Anbieter von 
Vermittlungsdiensten unberührt lassen, 
selbst wenn diese die im Rahmen dieser 
Ausschlüsse festgelegten Bedingungen 
erfüllen. Solche Verfügungen könnten 
insbesondere in gerichtlichen oder
behördlichen Anordnungen bestehen, die 
die Abstellung oder Verhinderung einer 
Zuwiderhandlung verlangen, einschließlich 
der Entfernung illegaler Inhalte, die in der 
im Einklang mit dem Unionsrecht 
erlassenen Anordnung spezifiziert werden, 
oder der Sperrung des Zugangs zu ihnen.

(24) (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)
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Or. fr

Änderungsantrag 293
Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger 
Basis zur Erkennung und Feststellung 
von illegalen Inhalten sowie zum 
Vorgehen dagegen durchführen können, 
sollte präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch 
genommen werden können, sofern diese 
Tätigkeiten nach Treu und Glauben und 
sorgfältig durchgeführt werden. Zudem 
sollte präzisiert werden, dass das bloße 
Ergreifen von Maßnahmen durch die 
Anbieter nach Treu und Glauben zur 
Einhaltung der Anforderungen des 
Unionsrechts, einschließlich derer gemäß 
dieser Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, 
ob der Anbieter einen 
Haftungsausschluss in Anspruch nehmen 
kann, insbesondere in Bezug darauf, ob 
der Anbieter die Dienstleistung auf 
neutrale Weise erbringt und die 
einschlägige Vorschrift daher für ihn 
gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

entfällt
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Or. en

Begründung

Begründung: Plattformen sollten keine freiwilligen Maßnahmen ergreifen müssen, die über 
das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinausgehen, wenn in den Gesetzen klar festgelegt ist, 
welche Pflichten sie zu erfüllen haben. Wir sind sehr skeptisch, was die Einführung einer 
Klausel des „barmherzigen Samariters“ betrifft, die den Schutz von Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, die „freiwillige“ Maßnahmen ergreifen, erhöhen soll. Dadurch könnte 
die Wirksamkeit der Durchsetzung gemindert werden. Nur weil freiwillige Maßnahmen 
ergriffen werden, bedeutet dies nicht, dass Plattformen die Verbraucher tatsächlich schützen.

Änderungsantrag 294
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger 
Basis zur Erkennung und Feststellung 
von illegalen Inhalten sowie zum 
Vorgehen dagegen durchführen können, 
sollte präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch 
genommen werden können, sofern diese 
Tätigkeiten nach Treu und Glauben und 
sorgfältig durchgeführt werden. Zudem 
sollte präzisiert werden, dass das bloße 
Ergreifen von Maßnahmen durch die 
Anbieter nach Treu und Glauben zur 
Einhaltung der Anforderungen des 
Unionsrechts, einschließlich derer gemäß 
dieser Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 

entfällt
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ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, 
ob der Anbieter einen 
Haftungsausschluss in Anspruch nehmen 
kann, insbesondere in Bezug darauf, ob 
der Anbieter die Dienstleistung auf 
neutrale Weise erbringt und die 
einschlägige Vorschrift daher für ihn 
gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. en

Begründung

Vgl. Begründung für die Streichung von Artikel 6.

Änderungsantrag 295
Alex Agius Saliba

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger 
Basis zur Erkennung und Feststellung 
von illegalen Inhalten sowie zum 
Vorgehen dagegen durchführen können, 
sollte präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch 
genommen werden können, sofern diese 
Tätigkeiten nach Treu und Glauben und 
sorgfältig durchgeführt werden. Zudem 
sollte präzisiert werden, dass das bloße 
Ergreifen von Maßnahmen durch die 
Anbieter nach Treu und Glauben zur 
Einhaltung der Anforderungen des 
Unionsrechts, einschließlich derer gemäß 
dieser Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 

entfällt
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dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, 
ob der Anbieter einen 
Haftungsausschluss in Anspruch nehmen 
kann, insbesondere in Bezug darauf, ob 
der Anbieter die Dienstleistung auf 
neutrale Weise erbringt und die 
einschlägige Vorschrift daher für ihn 
gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. en

Begründung

Technische Änderung zur Anpassung des Wortlauts mit Artikeln.

Änderungsantrag 296
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger 
Basis zur Erkennung und Feststellung 
von illegalen Inhalten sowie zum 
Vorgehen dagegen durchführen können, 
sollte präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch 
genommen werden können, sofern diese 
Tätigkeiten nach Treu und Glauben und 
sorgfältig durchgeführt werden. Zudem 
sollte präzisiert werden, dass das bloße 
Ergreifen von Maßnahmen durch die 

entfällt
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Anbieter nach Treu und Glauben zur 
Einhaltung der Anforderungen des 
Unionsrechts, einschließlich derer gemäß 
dieser Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, 
ob der Anbieter einen 
Haftungsausschluss in Anspruch nehmen 
kann, insbesondere in Bezug darauf, ob 
der Anbieter die Dienstleistung auf 
neutrale Weise erbringt und die 
einschlägige Vorschrift daher für ihn 
gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. en

Änderungsantrag 297
Martin Schirdewan, Anne-Sophie Pelletier

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger 
Basis zur Erkennung und Feststellung 
von illegalen Inhalten sowie zum 
Vorgehen dagegen durchführen können, 
sollte präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch 
genommen werden können, sofern diese 
Tätigkeiten nach Treu und Glauben und 
sorgfältig durchgeführt werden. Zudem 
sollte präzisiert werden, dass das bloße 

entfällt
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Ergreifen von Maßnahmen durch die 
Anbieter nach Treu und Glauben zur 
Einhaltung der Anforderungen des 
Unionsrechts, einschließlich derer gemäß 
dieser Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, 
ob der Anbieter einen 
Haftungsausschluss in Anspruch nehmen 
kann, insbesondere in Bezug darauf, ob 
der Anbieter die Dienstleistung auf 
neutrale Weise erbringt und die 
einschlägige Vorschrift daher für ihn 
gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. en

Änderungsantrag 298
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig 

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig 
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durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

durchgeführt werden. In ähnlicher Weise 
sollten Maßnahmen zur Durchsetzung der 
Geschäftsbedingungen eines Anbieters 
nicht dazu führen, dass die Ausschlüsse 
nicht zur Verfügung stehen. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, um auf freiwilliger Basis 
illegale Inhalte zu erkennen, festzustellen 
und dagegen vorzugehen oder um die 
Geschäftsbedingungen eines Anbieters 
oder die Transparenzberichterstattung im 
Zusammenhang mit diesen Maßnahmen 
durchzusetzen, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. en

Änderungsantrag 299
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Laurence Farreng

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
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Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig 
durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig 
durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, um auf freiwilliger Basis 
illegale Inhalte zu erkennen, festzustellen 
und dagegen vorzugehen, sollten daher 
nicht berücksichtigt werden, um zu 
ermitteln, ob der Anbieter einen 
Haftungsausschluss in Anspruch nehmen 
kann, insbesondere in Bezug darauf, ob der 
Anbieter die Dienstleistung auf neutrale 
Weise erbringt und die einschlägige 
Vorschrift daher für ihn gelten kann, ohne 
dass dies jedoch bedeutet, dass sich der 
Anbieter zwangsläufig darauf berufen 
kann.

Or. en

Änderungsantrag 300
Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig
durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
offensichtlich illegalen Inhalten im 
Zusammenhang mit schweren Straftaten 
sowie zum Vorgehen dagegen durchführen 
können, sollte präzisiert werden, dass die 
bloße Durchführung solcher Tätigkeiten 
durch Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben, sorgfältig und 
niemals diskretionär durchgeführt werden. 
Zudem sollte präzisiert werden, dass das 
bloße Ergreifen von Maßnahmen durch die 
Anbieter nach Treu und Glauben zur 
Einhaltung der Anforderungen des 
Unionsrechts, einschließlich derer gemäß 
dieser Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese 
Haftungsausschlüsse nicht in Anspruch 
genommen werden können. Jegliche 
Tätigkeiten und Maßnahmen, die ein 
Anbieter möglicherweise durchgeführt 
bzw. ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. it

Änderungsantrag 301
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux, Nathalie Colin-Oesterlé
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig 
durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig 
durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts oder des 
einzelstaatlichen Rechts, einschließlich 
derer gemäß dieser Verordnung im 
Hinblick auf ihre allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, nicht dazu führen 
sollte, dass diese Ausschlüsse gemäß 
dieser Verordnung nicht in Anspruch 
genommen werden können. Jegliche 
Tätigkeiten und Maßnahmen, die ein 
Anbieter möglicherweise durchgeführt 
bzw. ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. en

Änderungsantrag 302
Brando Benifei, Christel Schaldemose, Monika Beňová, Maria Grapini
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig
durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
mit den angemessenen 
Sicherheitsmaßnahmen zur Verhinderung 
der übermäßigen Entfernung von legalen 
Inhalten durchgeführt werden. Zudem 
sollte präzisiert werden, dass das bloße 
Ergreifen von Maßnahmen durch die 
Anbieter nach Treu und Glauben zur 
Einhaltung der Anforderungen des 
Unionsrechts, einschließlich derer gemäß 
dieser Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

Or. en
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Änderungsantrag 303
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Um Rechtssicherheit zu schaffen 
und Abschreckung vor Tätigkeiten zu 
vermeiden, die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis 
zur Erkennung und Feststellung von 
illegalen Inhalten sowie zum Vorgehen 
dagegen durchführen können, sollte 
präzisiert werden, dass die bloße 
Durchführung solcher Tätigkeiten durch 
Anbieter nicht dazu führt, dass die 
Haftungsausschlüsse gemäß dieser 
Verordnung nicht in Anspruch genommen 
werden können, sofern diese Tätigkeiten 
nach Treu und Glauben und sorgfältig 
durchgeführt werden. Zudem sollte 
präzisiert werden, dass das bloße Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Anbieter nach 
Treu und Glauben zur Einhaltung der 
Anforderungen des Unionsrechts, 
einschließlich derer gemäß dieser 
Verordnung im Hinblick auf ihre 
allgemeinen Geschäftsbedingungen, nicht 
dazu führen sollte, dass diese Ausschlüsse 
nicht in Anspruch genommen werden 
können. Jegliche Tätigkeiten und 
Maßnahmen, die ein Anbieter 
möglicherweise durchgeführt bzw. 
ergriffen hat, sollten daher nicht 
berücksichtigt werden, um zu ermitteln, ob 
der Anbieter einen Haftungsausschluss in 
Anspruch nehmen kann, insbesondere in 
Bezug darauf, ob der Anbieter die 
Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt 
und die einschlägige Vorschrift daher für 
ihn gelten kann, ohne dass dies jedoch 
bedeutet, dass sich der Anbieter 
zwangsläufig darauf berufen kann.

(25) (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)

Or. fr
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Änderungsantrag 304
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Eugen Jurzyca, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26) Während es bei den Vorschriften in 
Kapitel II dieser Verordnung vor allem um 
den Haftungsausschluss für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten geht, ist es wichtig, 
darauf hinzuweisen, dass trotz der 
wichtigen Rolle, die diese Anbieter im 
Allgemeinen einnehmen, das Problem der 
illegalen Inhalte und Tätigkeiten im 
Internet nicht allein durch den Fokus auf 
deren Haftung und Verantwortung 
bewältigt werden sollte. Wenn möglich 
sollten Dritte, die von im Internet 
übertragenen oder gespeicherten illegalen 
Inhalten betroffen sind, versuchen, 
Konflikte im Zusammenhang mit solchen 
Inhalten beizulegen, ohne die betreffenden 
Anbieter von Vermittlungsdiensten zu 
beteiligen. Die Nutzer sollten für die von 
ihnen bereitgestellten und möglicherweise 
über Vermittlungsdienste verbreiteten 
illegalen Inhalte haften, sofern die 
geltenden Vorschriften des Unionsrechts 
und des nationalen Rechts zur Festlegung 
solcher Haftung dies vorsehen. 
Gegebenenfalls sollten auch andere 
Akteure, etwa Gruppenmoderatoren im 
nicht öffentlichen Online-Umfeld, 
insbesondere in großen Gruppen, dabei 
helfen, die Verbreitung illegaler Inhalte im 
Internet im Einklang mit dem geltenden 
Recht zu verhindern. Ist es erforderlich, die 
Anbieter von Diensten der 
Informationsgesellschaft zu beteiligen, 
einschließlich der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, so sollten zudem 
sämtliche Aufforderungen zu einer solchen 
Beteiligung oder entsprechende 
Anordnungen grundsätzlich an denjenigen 
Akteur gerichtet werden, der über die 
technischen und operativen Fähigkeiten 
verfügt, gegen bestimmte illegale Inhalte 
vorzugehen, um jegliche negativen 

(26) Während es bei den Vorschriften in 
Kapitel II dieser Verordnung vor allem um 
den Haftungsausschluss für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten geht, ist es wichtig, 
darauf hinzuweisen, dass trotz der 
wichtigen Rolle, die diese Anbieter im 
Allgemeinen einnehmen, das Problem der 
illegalen Inhalte und Tätigkeiten im 
Internet nicht allein durch den Fokus auf 
deren Haftung und Verantwortung 
bewältigt werden sollte. Wenn möglich 
sollten Dritte, die von im Internet 
übertragenen oder gespeicherten illegalen 
Inhalten betroffen sind, versuchen, 
Konflikte im Zusammenhang mit solchen 
Inhalten beizulegen, ohne die betreffenden 
Anbieter von Vermittlungsdiensten zu 
beteiligen. Die Nutzer sollten für die von 
ihnen bereitgestellten und möglicherweise 
über Vermittlungsdienste verbreiteten 
illegalen Inhalte haften, sofern die 
geltenden Vorschriften des Unionsrechts 
und des nationalen Rechts zur Festlegung 
solcher Haftung dies vorsehen. 
Gegebenenfalls sollten auch andere 
Akteure, etwa Gruppenmoderatoren im 
nicht öffentlichen Online-Umfeld, 
insbesondere in großen Gruppen, dabei 
helfen, die Verbreitung illegaler Inhalte im 
Internet im Einklang mit dem geltenden 
Recht zu verhindern. Ist es erforderlich, die 
Anbieter von Diensten der 
Informationsgesellschaft zu beteiligen, 
einschließlich der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, so sollten zudem 
sämtliche Aufforderungen zu einer solchen 
Beteiligung oder entsprechende 
Anordnungen grundsätzlich an denjenigen 
Akteur gerichtet werden, der über die 
technischen und operativen Fähigkeiten 
verfügt, gegen bestimmte illegale Inhalte 
vorzugehen, oder wenn sich diese 
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Auswirkungen auf die Verfügbarkeit und 
Zugänglichkeit von nicht illegalen 
Informationen zu vermeiden und so gering 
wie möglich zu halten.

Fähigkeiten aus gesetzlichen oder 
vertraglichen Bestimmungen ergeben, um 
jegliche negativen Auswirkungen auf die 
Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von 
nicht illegalen Informationen zu vermeiden 
und so gering wie möglich zu halten. 
Folglich sollten Anbieter von 
Vermittlungsdiensten nur dann auf die 
spezifischen illegalen Inhalte reagieren, 
wenn sie am besten dazu in der Lage sind, 
und die Verfügungen zum Sperren sollten 
als letztes Mittel betrachtet und nur dann 
angewandt werden, wenn alle anderen 
Möglichkeiten ausgeschöpft sind.

Or. en

Änderungsantrag 305
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26) Während es bei den Vorschriften in 
Kapitel II dieser Verordnung vor allem um 
den Haftungsausschluss für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten geht, ist es wichtig, 
darauf hinzuweisen, dass trotz der 
wichtigen Rolle, die diese Anbieter im 
Allgemeinen einnehmen, das Problem der 
illegalen Inhalte und Tätigkeiten im 
Internet nicht allein durch den Fokus auf 
deren Haftung und Verantwortung 
bewältigt werden sollte. Wenn möglich 
sollten Dritte, die von im Internet 
übertragenen oder gespeicherten illegalen 
Inhalten betroffen sind, versuchen, 
Konflikte im Zusammenhang mit solchen 
Inhalten beizulegen, ohne die betreffenden 
Anbieter von Vermittlungsdiensten zu 
beteiligen. Die Nutzer sollten für die von 
ihnen bereitgestellten und möglicherweise 
über Vermittlungsdienste verbreiteten 
illegalen Inhalte haften, sofern die 
geltenden Vorschriften des Unionsrechts 

(26) Während es bei den Vorschriften in 
Kapitel II dieser Verordnung vor allem um 
den Haftungsausschluss für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten geht, ist es wichtig, 
darauf hinzuweisen, dass trotz der 
wichtigen Rolle, die diese Anbieter im 
Allgemeinen einnehmen, das Problem der 
illegalen Inhalte und Tätigkeiten im 
Internet nicht allein durch den Fokus auf 
deren Haftung und Verantwortung 
bewältigt werden sollte. Wenn möglich 
sollten Dritte, die von im Internet
übertragenen oder gespeicherten illegalen 
Inhalten betroffen sind, versuchen, 
Konflikte im Zusammenhang mit solchen 
Inhalten beizulegen, ohne die betreffenden 
Anbieter von Vermittlungsdiensten zu 
beteiligen. Die Nutzer sollten für die von 
ihnen bereitgestellten und möglicherweise 
über Vermittlungsdienste verbreiteten 
illegalen Inhalte haften, sofern die 
geltenden Vorschriften des Unionsrechts 
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und des nationalen Rechts zur Festlegung 
solcher Haftung dies vorsehen. 
Gegebenenfalls sollten auch andere 
Akteure, etwa Gruppenmoderatoren im 
nicht öffentlichen Online-Umfeld, 
insbesondere in großen Gruppen, dabei 
helfen, die Verbreitung illegaler Inhalte im 
Internet im Einklang mit dem geltenden 
Recht zu verhindern. Ist es erforderlich, die 
Anbieter von Diensten der 
Informationsgesellschaft zu beteiligen, 
einschließlich der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, so sollten zudem 
sämtliche Aufforderungen zu einer solchen 
Beteiligung oder entsprechende 
Anordnungen grundsätzlich an denjenigen 
Akteur gerichtet werden, der über die 
technischen und operativen Fähigkeiten 
verfügt, gegen bestimmte illegale Inhalte 
vorzugehen, um jegliche negativen 
Auswirkungen auf die Verfügbarkeit und 
Zugänglichkeit von nicht illegalen 
Informationen zu vermeiden und so gering 
wie möglich zu halten.

und des nationalen Rechts zur Festlegung 
solcher Haftung dies vorsehen. 
Gegebenenfalls sollten auch andere 
Akteure, etwa Gruppenmoderatoren im 
nicht öffentlichen und offenen Online-
Umfeld, insbesondere in großen Gruppen, 
dabei helfen, die Verbreitung illegaler 
Inhalte im Internet im Einklang mit dem 
geltenden Recht zu verhindern. Ist es 
erforderlich, die Anbieter von Diensten der 
Informationsgesellschaft zu beteiligen, 
einschließlich der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, so sollten zudem 
sämtliche Aufforderungen zu einer solchen 
Beteiligung oder entsprechende 
Anordnungen grundsätzlich an denjenigen 
Akteur gerichtet werden, der über die 
technischen und operativen Fähigkeiten 
verfügt, gegen bestimmte illegale Inhalte 
vorzugehen, um jegliche negativen 
Auswirkungen auf die Verfügbarkeit und 
Zugänglichkeit von nicht illegalen 
Informationen zu vermeiden und so gering 
wie möglich zu halten.

Or. en

Begründung

Das Gesetz über digitale Dienste sollte sicherstellen, dass die von der Community betriebene 
Moderation in öffentlichen Foren wie Reddit oder Mastodon ein akzeptables Mittel sein kann, 
um die Verbreitung illegaler Inhalte zu verhindern – zusätzlich zu den Geschäftsbedingungen 
der Anbieter.

Änderungsantrag 306
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26) Während es bei den Vorschriften in 
Kapitel II dieser Verordnung vor allem um 
den Haftungsausschluss für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten geht, ist es wichtig, 
darauf hinzuweisen, dass trotz der 
wichtigen Rolle, die diese Anbieter im 

(26) Während es bei den Vorschriften in 
Kapitel II dieser Verordnung vor allem um 
den Haftungsausschluss für Anbieter von 
Vermittlungsdiensten geht, ist es wichtig, 
darauf hinzuweisen, dass trotz der 
wichtigen Rolle, die diese Anbieter im 
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Allgemeinen einnehmen, das Problem der 
illegalen Inhalte und Tätigkeiten im 
Internet nicht allein durch den Fokus auf 
deren Haftung und Verantwortung 
bewältigt werden sollte. Wenn möglich 
sollten Dritte, die von im Internet 
übertragenen oder gespeicherten illegalen 
Inhalten betroffen sind, versuchen, 
Konflikte im Zusammenhang mit solchen 
Inhalten beizulegen, ohne die betreffenden 
Anbieter von Vermittlungsdiensten zu 
beteiligen. Die Nutzer sollten für die von 
ihnen bereitgestellten und möglicherweise 
über Vermittlungsdienste verbreiteten 
illegalen Inhalte haften, sofern die 
geltenden Vorschriften des Unionsrechts 
und des nationalen Rechts zur Festlegung 
solcher Haftung dies vorsehen. 
Gegebenenfalls sollten auch andere 
Akteure, etwa Gruppenmoderatoren im 
nicht öffentlichen Online-Umfeld, 
insbesondere in großen Gruppen, dabei 
helfen, die Verbreitung illegaler Inhalte im 
Internet im Einklang mit dem geltenden 
Recht zu verhindern. Ist es erforderlich, die 
Anbieter von Diensten der 
Informationsgesellschaft zu beteiligen, 
einschließlich der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, so sollten zudem 
sämtliche Aufforderungen zu einer solchen 
Beteiligung oder entsprechende 
Anordnungen grundsätzlich an denjenigen 
Akteur gerichtet werden, der über die 
technischen und operativen Fähigkeiten 
verfügt, gegen bestimmte illegale Inhalte 
vorzugehen, um jegliche negativen 
Auswirkungen auf die Verfügbarkeit und 
Zugänglichkeit von nicht illegalen 
Informationen zu vermeiden und so gering 
wie möglich zu halten.

Allgemeinen einnehmen, das Problem der 
illegalen Inhalte und Tätigkeiten im 
Internet nicht allein durch den Fokus auf 
deren Haftung und Verantwortung 
bewältigt werden sollte. Wenn möglich 
sollten Dritte, die von im Internet 
übertragenen oder gespeicherten illegalen 
Inhalten betroffen sind, versuchen, 
Konflikte im Zusammenhang mit solchen 
Inhalten beizulegen, ohne die betreffenden 
Anbieter von Vermittlungsdiensten zu 
beteiligen. Die Nutzer sollten für die von 
ihnen bereitgestellten und möglicherweise 
über Vermittlungsdienste verbreiteten 
illegalen Inhalte haften, sofern die 
geltenden Vorschriften des Unionsrechts 
und des nationalen Rechts zur Festlegung 
solcher Haftung dies vorsehen. 
Erforderlichenfalls sollten auch andere 
Akteure, etwa Gruppenmoderatoren im 
nicht öffentlichen Online-Umfeld, 
insbesondere in großen Gruppen, dabei 
helfen, die Verbreitung illegaler Inhalte im 
Internet im Einklang mit dem geltenden 
Recht zu verhindern. Ist es erforderlich, die 
Anbieter von Diensten der 
Informationsgesellschaft zu beteiligen, 
einschließlich der Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, so sollten zudem 
sämtliche rechtlichen Aufforderungen zu 
einer solchen Beteiligung oder 
entsprechende Anordnungen grundsätzlich 
an denjenigen Akteur gerichtet werden, der 
über die technischen und betrieblichen
Fähigkeiten verfügt, gegen bestimmte 
illegale Inhalte vorzugehen, um jegliche 
negativen Auswirkungen auf die 
Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von 
nicht illegalen Informationen zu 
verhindern und so gering wie möglich zu 
halten.

Or. fr

Änderungsantrag 307
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Eugen Jurzyca, Beata Mazurek
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue 
Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 
Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls lokale Funknetze (WLAN), 
DNS-Dienste, die Dienste von 
Namenregistern der Domäne oberster Stufe 
und Zertifizierungsstellen, die digitale 
Zertifikate ausstellen, oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 
webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse 
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind.

(27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue 
Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 
Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls lokale Funknetze (WLAN), 
DNS-Dienste, die Dienste von 
Namenregistern der Domäne oberster Stufe 
und Zertifizierungsstellen, die digitale 
Zertifikate ausstellen, oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 
webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse 
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind, obwohl sie nicht unter 
die Verpflichtungen gemäß dieser 
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Verordnung fallen.

Or. en

Änderungsantrag 308
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue 
Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 
Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls lokale Funknetze (WLAN), 
DNS-Dienste, die Dienste von 
Namenregistern der Domäne oberster Stufe 
und Zertifizierungsstellen, die digitale 
Zertifikate ausstellen, oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 

(27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue 
Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 
Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls lokale Funknetze (WLAN) 
und Zertifizierungsstellen, die digitale 
Zertifikate ausstellen, oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 
webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
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webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse 
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind.

Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse 
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind. Auch 
Registrierungsdienste für Domain-
Namen-Systeme (DNS) können die in 
dieser Verordnung vorgesehenen 
Haftungsausschlüsse in Anspruch 
nehmen.

Or. en

Begründung

The DSA should avoid ambiguity with respect to whether DNS services are indeed in scope or 
not, created by (a) the phrase “as the case may be” and primarily (b) the phrase “to the 
extent that their services qualify as ‘mere conduits’, ‘caching’ or hosting services”. 
Moreover, technically these entities’ services may not qualify as “caching”, mere conduit” or 
“hosting”. The entities performing these DNS services constitute an extremely broad 
spectrum of actors who may have practically no control over the content that is transmitted 
using their services and, therefore, would seem to fall outside the intended scope of the DSA 
proposed Regulation. Imposing intermediary services obligations to DNS services, such as 
the DNS root or the root name servers, does not appear to be consistent with the EU’s vision 
of a single and unfragmented internet and its commitment to the multi-stakeholder internet 
governance approach.

Änderungsantrag 309
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue 
Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 

(27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue 
Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 
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Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls lokale Funknetze (WLAN), 
DNS-Dienste, die Dienste von 
Namenregistern der Domäne oberster Stufe 
und Zertifizierungsstellen, die digitale 
Zertifikate ausstellen, oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 
webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse 
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind.

Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls und unter anderem lokale 
Funknetze (WLAN), DNS-Dienste, die 
Dienste von Namenregistern der Domäne 
oberster Stufe und Zertifizierungsstellen, 
die digitale Zertifikate ausstellen, virtuelle 
private Netzwerke oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 
webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse 
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind.

Or. en

Änderungsantrag 310
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, 
Pilar del Castillo Vera, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue (27) Seit dem Jahr 2000 wurden neue 
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Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 
Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls lokale Funknetze (WLAN), 
DNS-Dienste, die Dienste von 
Namenregistern der Domäne oberster Stufe 
und Zertifizierungsstellen, die digitale 
Zertifikate ausstellen, oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 
webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse 
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind.

Technologien entwickelt, die für eine 
bessere Verfügbarkeit, Wirksamkeit, 
Geschwindigkeit, Verlässlichkeit, 
Kapazität und Sicherheit von Systemen für 
die Übermittlung und Speicherung von 
Daten im Internet sorgen, wodurch ein 
immer komplexeres Online-Ökosystem 
entstanden ist. In dieser Hinsicht sollte 
daran erinnert werden, dass Anbieter von 
Diensten zur Bereitstellung und 
Vereinfachung der zugrunde liegenden 
logischen Architektur und des 
reibungslosen Funktionierens des Internets, 
einschließlich technischer Hilfsfunktionen, 
ebenfalls die in dieser Verordnung 
festgelegten Haftungsausschlüsse in 
Anspruch nehmen können, sofern ihre 
Dienste als „reine Durchleitung“, 
„Caching“ oder „Hosting“ einzuordnen 
sind. Zu solchen Diensten gehören 
gegebenenfalls lokale Funknetze (WLAN), 
DNS-Dienste, die Dienste von 
Namenregistern der Domäne oberster Stufe 
und Zertifizierungsstellen, die digitale 
Zertifikate ausstellen, Cloud-
Infrastrukturdienste oder Netze zur 
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen 
anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten 
bereitstellen oder verbessern. Auch Dienste 
für Kommunikationszwecke und die 
technischen Mittel für ihre Bereitstellung 
haben sich stark entwickelt und zur 
Entstehung von Online-Diensten wie der 
Internet-Sprachtelefonie (VoIP), 
Nachrichtenübermittlungsdiensten und 
webgestützten E-Mail-Diensten geführt, 
bei denen die Kommunikation über einen 
Internetzugangsdienst ermöglicht wird. Bei 
diesen Diensten ist ebenfalls eine 
Inanspruchnahme der Haftungsausschlüsse
möglich, sofern sie als „reine 
Durchleitung“, „Caching“ oder „Hosting“ 
einzuordnen sind.

Or. en

Änderungsantrag 311
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
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Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27a) Eine einzelne Website kann 
Elemente enthalten, die zwischen „reinen 
Durchleitungs-“, „Caching-“ oder 
Hosting-Diensten unterscheiden, und die 
Bestimmungen über Haftungsausschlüsse 
sollten für jeden dieser Dienste 
entsprechend gelten. Beispielsweise kann 
eine Suchmaschine lediglich als 
„Caching“-Dienst für Informationen 
dienen, die in den Ergebnissen einer 
Anfrage enthalten sind. Neben diesen 
Ergebnissen angezeigte Elemente wie 
Online-Werbung würden jedoch immer 
noch dem Standard eines Hosting-
Dienstes entsprechen.

Or. en

Änderungsantrag 312
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen, wenn sie in Rechtsakten der Union 
festgelegt sind, und berührt insbesondere 
nicht Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht, mit dem 
Rechtsakte der Union umgesetzt werden,
im Einklang mit den in dieser Verordnung 
und anderen Rechtsvorschriften der 
Union, die als lex specialis betrachtet 
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zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

werden, festgelegten Bedingungen erlassen 
werden. Diese Verordnung sollte in keinem 
Fall so ausgelegt werden, dass sie eine 
allgemeine Überwachungspflicht, eine 
Verpflichtung zur aktiven Nachforschung 
oder eine allgemeine Verpflichtung der 
Anbieter zum Ergreifen proaktiver 
Maßnahmen in Bezug auf illegale Inhalte 
auferlegt. Ebenso sollte diese Verordnung 
die Anbieter nicht daran hindern, eine 
Übermittlungsverschlüsselung ihrer 
Dienste einzuführen.

Or. en

Änderungsantrag 313
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Karen Melchior, Laurence Farreng

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt. Dies 
sollte unbeschadet von Entscheidungen 
der Mitgliedstaaten gelten, 
Diensteanbieter, die von Nutzern ihres 
Dienstes bereitgestellte Informationen 
speichern, zu verpflichten, Maßnahmen 
in Bezug auf die Sorgfaltspflicht zu 
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ergreifen.

Or. en

Änderungsantrag 314
Adam Bielan, Kosma Złotowski, Eugen Jurzyca, Beata Mazurek

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen, bei der eine kontinuierliche 
Identifizierung von Inhalten innerhalb 
der Gesamtheit verfügbarer Inhalte 
erforderlich ist. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

Or. en

Änderungsantrag 315
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, 
Pilar del Castillo Vera

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von (28) Die Anbieter von 
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Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
spezifischen und ordnungsgemäß 
festgelegten Überwachungspflichten in 
spezifischen Fällen und berührt 
insbesondere nicht Anordnungen, die von 
nationalen Behörden nach nationalem 
Recht im Einklang mit den in dieser 
Verordnung festgelegten Bedingungen 
erlassen werden. Diese Verordnung sollte 
in keinem Fall so ausgelegt werden, dass 
sie eine allgemeine Überwachungspflicht, 
eine Verpflichtung zur aktiven 
Nachforschung oder eine allgemeine 
Verpflichtung der Anbieter zum Ergreifen 
proaktiver Maßnahmen in Bezug auf 
illegale Inhalte auferlegt.

Or. en

Änderungsantrag 316
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

(28) Die Mitgliedstaaten dürfen 
Diensteanbietern nur dann keine 
Überwachungspflichten auferlegen, wenn 
es sich um eine allgemeine
Überwachungspflicht handelt. Dies betrifft 
nicht die Überwachungspflichten in 
spezifischen Fällen und berührt 
insbesondere nicht Anordnungen, die von 
nationalen Behörden nach nationalem 
Recht im Einklang mit den in dieser 
Verordnung festgelegten Bedingungen 
erlassen werden. Diese Verordnung sollte 
in keinem Fall so ausgelegt werden, dass 
sie Anbieter daran hindert, proaktive 
Maßnahmen zu ergreifen, um illegale 
Inhalte zu erkennen und zu entfernen 
sowie zu verhindern, dass diese erneut 
erscheinen.
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Or. en

Änderungsantrag 317
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt daher insbesondere 
nicht Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

Or. en

Änderungsantrag 318
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 

(28) (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)
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Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

Or. fr

Änderungsantrag 319
Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt insbesondere nicht 
Anordnungen, die von nationalen 
Behörden nach nationalem Recht im 
Einklang mit den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen erlassen werden. 
Diese Verordnung sollte in keinem Fall so 
ausgelegt werden, dass sie eine allgemeine 
Überwachungspflicht, eine Verpflichtung 
zur aktiven Nachforschung oder eine 
allgemeine Verpflichtung der Anbieter 
zum Ergreifen proaktiver Maßnahmen in 
Bezug auf illegale Inhalte auferlegt.

(28) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten keiner 
allgemeinen Überwachungspflicht 
unterliegen. Dies betrifft nicht die 
Überwachungspflichten in spezifischen 
Fällen und berührt nicht Anordnungen, die 
von nationalen Behörden nach nationalem 
Recht im Einklang mit den in dieser 
Verordnung festgelegten Bedingungen 
erlassen werden. Diese Verordnung sollte 
in keinem Fall so ausgelegt werden, dass 
sie eine allgemeine Überwachungspflicht, 
eine Verpflichtung zur aktiven 
Nachforschung oder eine allgemeine 
Verpflichtung der Anbieter zum Ergreifen 
proaktiver Maßnahmen in Bezug auf 
illegale Inhalte auferlegt.

Or. en

Änderungsantrag 320
Petra Kammerevert, Christel Schaldemose, Evelyne Gebhardt

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28a) Da Anbieter von Mediendiensten 
die redaktionelle Verantwortung für die 
von ihnen bereitgestellten Inhalte und 
Dienste tragen, sollte für derartige Inhalte 
und Dienste eine spezielle Regelung 
gelten, die eine Mehrfachkontrolle dieser 
Inhalte und Dienste verhindert. Diese 
Inhalte und Dienste werden in der Regel 
gemäß beruflichen und journalistischen 
Standards sowie im Einklang mit den 
entsprechenden Rechtsvorschriften 
angeboten und unterliegen bereits 
Überwachungs- und Kontrollsystemen, 
die häufig in allgemein anerkannten 
Selbstregulierungsstandards und -kodizes 
verankert sind. Darüber hinaus verfügen 
Anbieter von Mediendiensten in der Regel 
über Mechanismen zur Bearbeitung von 
Beschwerden, um inhaltsbezogene 
Streitigkeiten beizulegen. Redaktionelle 
Verantwortung bedeutet die Ausübung 
einer wirksamen Kontrolle sowohl über 
die Auswahl des Inhalts als auch über 
dessen Bereitstellung durch Präsentation, 
Zusammensetzung und Organisation. Die 
redaktionelle Verantwortung geht nicht 
zwangsläufig mit einer rechtlichen 
Haftung nach einzelstaatlichem Recht für 
die bereitgestellten Inhalte oder Dienste 
einher. Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten davon 
absehen, derartige Inhalte oder Dienste 
zu entfernen oder den Zugang zu ihnen 
vorübergehend oder dauerhaft sperren. 
Anbieter von Vermittlungsdiensten sollten 
von der Haftung für die von Anbietern 
von Mediendiensten angebotenen Inhalte 
und Dienste befreit sein. Bei Inhalten, die 
von Anbietern von Mediendiensten 
bereitgestellt werden, die ihre Tätigkeit 
unter Achtung der europäischen Werte 
und Grundrechte ausüben, sollte davon 
ausgegangen werden, dass es sich um 
rechtmäßige Inhalte handelt. Die 
einschlägigen unabhängigen 
Regulierungsbehörden oder -stellen oder 
beide sowie die entsprechenden Netze auf 
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europäischer Ebene, in denen sie 
organisiert sind, sollten überwachen, ob 
diese Vorschriften und Regelungen von 
den Anbietern von Mediendiensten 
eingehalten werden.

Or. en

Begründung

Online-Plattformen sollten keine redaktionsähnlichen Aufgaben übernehmen, wie es derzeit 
der Fall ist. Daher ist ein generelles Verbot von Eingriffen in Inhalte und Dienste, die von 
Anbietern von Mediendiensten bereitgestellt werden, erforderlich, da die sekundäre Kontrolle 
von Medieninhalten im Einklang mit sektorspezifischen Vorschriften und nationalen 
Rechtsvorschriften und Verfassungen große Risiken für die Medienfreiheit und die 
Verfügbarkeit vertrauenswürdiger Informationen im Internet darstellen würde. Da Anbieter 
von Mediendiensten in den Genuss einer Sonderregelung kommen sollten, bei der von der 
Rechtmäßigkeit ihrer Inhalte ausgegangen wird, sollten Anbieter von Vermittlungsdiensten 
ebenfalls nicht dafür haftbar gemacht werden.

Änderungsantrag 321
Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet sollten die 
nationalen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden oder 
Sicherheitsbehörden die einzigen sein, die 
über die Entfernung bestimmter Inhalte 
entscheiden dürfen, es sei denn, es 
handelt sich um offensichtlich illegale 
Inhalte im Zusammenhang mit schweren 
Straftaten, was ein sofortiges Eingreifen 
der Anbieter von Vermittlungsdiensten 
erfordern könnte, um gegen bestimmte 
illegale Inhalte vorzugehen oder bestimmte 
Informationen zur Verfügung zu stellen. 
Die nationalen Rechtsvorschriften, nach 
denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
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berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen.

sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen.

Or. it

Änderungsantrag 322
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Laurence Farreng, Karen Melchior, Marco Zullo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften
im Einklang mit dem Unionsrecht, 
einschließlich der Charta der 
Grundrechte der EU, nach denen solche 
Anordnungen erlassen werden, 
unterscheiden sich erheblich und die 
Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
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Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen.

Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der
Sicherstellung der wirksamen Bearbeitung 
dieser Anordnungen festzulegen.

Or. en

Änderungsantrag 323
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen.

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich, und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen. Die geltenden Vorschriften 
über die gegenseitige Anerkennung 
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gerichtlicher Urteile sollten unberührt 
bleiben.

Or. en

Änderungsantrag 324
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen.

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich, und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der
wirksamen Bearbeitung dieser 
Anordnungen festzulegen.

Or. en
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Änderungsantrag 325
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 
betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen.

(29) (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)

Or. en

Änderungsantrag 326
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) In Abhängigkeit von dem 
Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem 

(29) (Betrifft nicht die deutsche 
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betreffenden Rechtsgebiet können 
nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten anweisen, gegen 
bestimmte illegale Inhalte vorzugehen oder 
bestimmte Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, 
nach denen solche Anordnungen erlassen 
werden, unterscheiden sich erheblich und 
die Anordnungen erfolgen zunehmend im 
grenzüberschreitenden Kontext. Um 
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen 
wirksam und effizient befolgt werden 
können, damit die betreffenden Behörden 
ihre Aufgaben erfüllen können und die 
Anbieter keinen unverhältnismäßigen 
Belastungen ausgesetzt sind, und dabei 
Auswirkungen auf die Rechte und 
berechtigten Interessen von Dritten zu 
vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte 
Bedingungen, denen diese Anordnungen 
genügen sollten, und einige zusätzliche 
Anforderungen im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung dieser Anordnungen 
festzulegen.

Fassung.)

Or. fr

Änderungsantrag 327
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte oder zur Bereitstellung von
Informationen sollten im Einklang mit dem 
Unionsrecht erlassen werden, insbesondere 
der Verordnung (EU) 2016/679 und dem in 
dieser Verordnung festgelegten Verbot 
allgemeiner Verpflichtungen zur 
Überwachung von Informationen oder zur 
aktiven Ermittlung von Tatsachen oder 
Umständen, die auf illegale Tätigkeiten 
hindeuten. Die in dieser Verordnung 

(30) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte oder zur Bereitstellung von 
Informationen sollten im Einklang mit dem 
Unionsrecht erlassen werden, insbesondere 
der Verordnung (EU) 2016/679 und dem in 
dieser Verordnung festgelegten Verbot 
allgemeiner Verpflichtungen zur 
Überwachung von Informationen oder zur 
aktiven Ermittlung von Tatsachen oder 
Umständen, die auf illegale Tätigkeiten 
hindeuten. Die in dieser Verordnung 
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festgelegten Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zum 
Vorgehen gegen illegale Inhalte gelten, 
lassen andere Rechtsakte der Union 
unberührt, die ähnliche Mechanismen für 
das Vorgehen gegen bestimmte Arten 
illegaler Inhalte vorsehen, etwa die 
Verordnung (EU) .../... (vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte) 
oder die Verordnung (EU) 2017/2394, mit 
der spezifische Befugnisse zur Anordnung 
der Bereitstellung von Informationen an 
die Verbraucherschutzbehörden der 
Mitgliedstaaten übertragen werden, 
während die Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zur 
Bereitstellung von Informationen gelten, 
andere Rechtsakte der Union unberührt 
lassen, die ähnliche einschlägige 
Vorschriften für bestimmte Sektoren 
vorsehen. Diese Bedingungen und 
Anforderungen sollten unbeschadet der 
Vorschriften des anwendbaren nationalen 
Rechts zur Speicherung und 
Aufbewahrung im Einklang mit dem 
Unionsrecht und Ersuchen von 
Strafverfolgungsbehörden um vertrauliche 
Behandlung im Zusammenhang mit der 
Nichtoffenlegung von Informationen 
gelten.

festgelegten Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zum 
Vorgehen gegen illegale Inhalte gelten, 
lassen andere Rechtsakte der Union 
unberührt, die ähnliche Mechanismen für 
das Vorgehen gegen bestimmte Arten 
illegaler Inhalte vorsehen, etwa die 
Verordnung (EU) .../... (vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte) 
oder die Verordnung (EU) 2017/2394, mit 
der spezifische Befugnisse zur Anordnung 
der Bereitstellung von Informationen an 
die Verbraucherschutzbehörden der 
Mitgliedstaaten übertragen werden, 
während die Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zur 
Bereitstellung von Informationen gelten, 
andere Rechtsakte der Union unberührt 
lassen, die ähnliche einschlägige 
Vorschriften für bestimmte Sektoren 
vorsehen. Diese Bedingungen und 
Anforderungen sollten unbeschadet der 
Vorschriften des anwendbaren nationalen 
Rechts zur Speicherung und 
Aufbewahrung im Einklang mit dem 
Unionsrecht und Ersuchen von 
Strafverfolgungsbehörden um vertrauliche 
Behandlung im Zusammenhang mit der 
Nichtoffenlegung von Informationen 
gelten. Dennoch sollten für Anbieter und 
Nutzer in diesem Fall die gleichen 
einschlägigen Schutzmaßnahmen gelten, 
die auch in der Verordnung (EU) .../.... 
[vorgeschlagene Verordnung zur 
Verhinderung der Verbreitung 
terroristischer Online-Inhalte] 
vorgesehen sind, um für gleichwertige 
Regeln und Schutzmaßnahmen in Bezug 
auf alle Arten von Inhalten und 
Informationen, die von derartigen 
Anordnungen betroffen sind, zu sorgen. 
Dies umfasst auch, dass ein Anbieter die 
Möglichkeit hat, eine Anordnung vor 
seinem Koordinator für digitale Dienste 
am Niederlassungsort anzufechten und 
eine Entscheidung über die Wirksamkeit 
der Anordnung zu erwirken. Der 
Koordinator für digitale Dienste am 
Niederlassungsort sollte in der Lage sein, 
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eine Entscheidung über die Aussetzung 
oder Einschränkung der Anwendung der 
Anordnung zu treffen, wenn er der 
Auffassung ist, dass sie gegen 
Unionsrecht oder einzelstaatliches Recht 
verstößt.

Or. en

Änderungsantrag 328
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Laurence Farreng

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte oder zur Bereitstellung von 
Informationen sollten im Einklang mit dem 
Unionsrecht erlassen werden, insbesondere 
der Verordnung (EU) 2016/679 und dem in 
dieser Verordnung festgelegten Verbot 
allgemeiner Verpflichtungen zur 
Überwachung von Informationen oder zur 
aktiven Ermittlung von Tatsachen oder 
Umständen, die auf illegale Tätigkeiten 
hindeuten. Die in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zum 
Vorgehen gegen illegale Inhalte gelten, 
lassen andere Rechtsakte der Union 
unberührt, die ähnliche Mechanismen für 
das Vorgehen gegen bestimmte Arten 
illegaler Inhalte vorsehen, etwa die 
Verordnung (EU) .../... (vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte) 
oder die Verordnung (EU) 2017/2394, mit 
der spezifische Befugnisse zur Anordnung 
der Bereitstellung von Informationen an 
die Verbraucherschutzbehörden der 
Mitgliedstaaten übertragen werden, 
während die Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zur 
Bereitstellung von Informationen gelten, 
andere Rechtsakte der Union unberührt 

(30) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte oder zur Bereitstellung von 
Informationen sollten im Einklang mit dem 
Unionsrecht erlassen werden, auch mit der 
Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union und insbesondere
mit der Verordnung (EU) 2016/679 und 
dem in dieser Verordnung festgelegten 
Verbot allgemeiner Verpflichtungen zur 
Überwachung von Informationen oder zur 
aktiven Ermittlung von Tatsachen oder 
Umständen, die auf illegale Tätigkeiten 
hindeuten. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten sollten Widerspruch 
gegen Anordnungen des Gremiums 
erheben können, gegen illegale Inhalte 
vorzugehen, die ihrer Ansicht nach gegen 
das Unionsrecht, einschließlich der 
Charta, verstoßen. Das 
Widerspruchsverfahren sollte vereinfacht 
und beschleunigt werden, wenn solche 
Anordnungen von einer Verwaltungs-
oder Justizbehörde eines Mitgliedstaats 
erlassen werden, die einem Verfahren 
nach Artikel 7 wegen Verletzung 
europäischer Werte gemäß Artikel 2 EUV 
unterliegt. Die in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zum 
Vorgehen gegen illegale Inhalte gelten, 
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lassen, die ähnliche einschlägige 
Vorschriften für bestimmte Sektoren 
vorsehen. Diese Bedingungen und 
Anforderungen sollten unbeschadet der 
Vorschriften des anwendbaren nationalen 
Rechts zur Speicherung und 
Aufbewahrung im Einklang mit dem 
Unionsrecht und Ersuchen von 
Strafverfolgungsbehörden um vertrauliche 
Behandlung im Zusammenhang mit der 
Nichtoffenlegung von Informationen 
gelten.

lassen andere Rechtsakte der Union 
unberührt, die ähnliche Mechanismen für 
das Vorgehen gegen bestimmte Arten 
illegaler Inhalte vorsehen, etwa die 
Verordnung (EU) .../... (vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte) 
oder die Verordnung (EU) 2017/2394, mit 
der spezifische Befugnisse zur Anordnung 
der Bereitstellung von Informationen an 
die Verbraucherschutzbehörden der 
Mitgliedstaaten übertragen werden, 
während die Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zur
Bereitstellung von Informationen gelten, 
andere Rechtsakte der Union unberührt 
lassen, die ähnliche einschlägige 
Vorschriften für bestimmte Sektoren 
vorsehen. Diese Bedingungen und 
Anforderungen sollten unbeschadet der 
Vorschriften des anwendbaren nationalen 
Rechts zur Speicherung und 
Aufbewahrung im Einklang mit dem 
Unionsrecht und Ersuchen von 
Strafverfolgungsbehörden um vertrauliche 
Behandlung im Zusammenhang mit der 
Nichtoffenlegung von Informationen 
gelten.

Or. en

Änderungsantrag 329
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte oder zur Bereitstellung von 
Informationen sollten im Einklang mit dem 
Unionsrecht erlassen werden, insbesondere 
der Verordnung (EU) 2016/679 und dem in 
dieser Verordnung festgelegten Verbot 
allgemeiner Verpflichtungen zur 
Überwachung von Informationen oder
zur aktiven Ermittlung von Tatsachen 

(30) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte oder zur Bereitstellung von 
Informationen sollten im Einklang mit dem 
Unionsrecht erlassen werden, insbesondere 
der Verordnung (EU) 2016/679 und dem 
Verbot für Mitgliedstaaten, eine 
allgemeine Verpflichtung zur 
Überwachung zu erlassen. Die in dieser 
Verordnung festgelegten Bedingungen und 
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oder Umständen, die auf illegale 
Tätigkeiten hindeuten. Die in dieser 
Verordnung festgelegten Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zum
Vorgehen gegen illegale Inhalte gelten, 
lassen andere Rechtsakte der Union 
unberührt, die ähnliche Mechanismen für 
das Vorgehen gegen bestimmte Arten 
illegaler Inhalte vorsehen, etwa die 
Verordnung (EU) …/… (vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte) 
oder die Verordnung (EU) 2017/2394, mit 
der spezifische Befugnisse zur Anordnung 
der Bereitstellung von Informationen an 
die Verbraucherschutzbehörden der 
Mitgliedstaaten übertragen werden, 
während die Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zur 
Bereitstellung von Informationen gelten, 
andere Rechtsakte der Union unberührt 
lassen, die ähnliche einschlägige 
Vorschriften für bestimmte Sektoren 
vorsehen. Diese Bedingungen und 
Anforderungen sollten unbeschadet der 
Vorschriften des anwendbaren nationalen 
Rechts zur Speicherung und 
Aufbewahrung im Einklang mit dem 
Unionsrecht und Ersuchen von 
Strafverfolgungsbehörden um vertrauliche 
Behandlung im Zusammenhang mit der 
Nichtoffenlegung von Informationen 
gelten.

Anforderungen, die für Anordnungen zum 
Vorgehen gegen illegale Inhalte gelten, 
lassen andere Rechtsakte der Union 
unberührt, die ähnliche Mechanismen für 
das Vorgehen gegen bestimmte Arten 
illegaler Inhalte vorsehen, etwa die 
Verordnung (EU) …/… (vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte) 
oder die Verordnung (EU) 2017/2394, mit 
der spezifische Befugnisse zur Anordnung 
der Bereitstellung von Informationen an 
die Verbraucherschutzbehörden der 
Mitgliedstaaten übertragen werden, 
während die Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zur 
Bereitstellung von Informationen gelten, 
andere Rechtsakte der Union unberührt 
lassen, die ähnliche einschlägige 
Vorschriften für bestimmte Sektoren 
vorsehen. Diese Bedingungen und 
Anforderungen sollten unbeschadet der 
Vorschriften des anwendbaren nationalen 
Rechts zur Speicherung und 
Aufbewahrung im Einklang mit dem 
Unionsrecht und Ersuchen von 
Strafverfolgungsbehörden um vertrauliche 
Behandlung im Zusammenhang mit der 
Nichtoffenlegung von Informationen 
gelten.

Or. en

Änderungsantrag 330
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte oder zur Bereitstellung von 
Informationen sollten im Einklang mit dem 
Unionsrecht erlassen werden, insbesondere 

(30) (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)
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der Verordnung (EU) 2016/679 und dem in 
dieser Verordnung festgelegten Verbot 
allgemeiner Verpflichtungen zur 
Überwachung von Informationen oder zur 
aktiven Ermittlung von Tatsachen oder 
Umständen, die auf illegale Tätigkeiten 
hindeuten. Die in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zum 
Vorgehen gegen illegale Inhalte gelten, 
lassen andere Rechtsakte der Union 
unberührt, die ähnliche Mechanismen für 
das Vorgehen gegen bestimmte Arten 
illegaler Inhalte vorsehen, etwa die 
Verordnung (EU) .../... (vorgeschlagene 
Verordnung zur Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte) 
oder die Verordnung (EU) 2017/2394, mit 
der spezifische Befugnisse zur Anordnung 
der Bereitstellung von Informationen an 
die Verbraucherschutzbehörden der 
Mitgliedstaaten übertragen werden, 
während die Bedingungen und 
Anforderungen, die für Anordnungen zur 
Bereitstellung von Informationen gelten, 
andere Rechtsakte der Union unberührt 
lassen, die ähnliche einschlägige 
Vorschriften für bestimmte Sektoren 
vorsehen. Diese Bedingungen und 
Anforderungen sollten unbeschadet der 
Vorschriften des anwendbaren nationalen 
Rechts zur Speicherung und 
Aufbewahrung im Einklang mit dem 
Unionsrecht und Ersuchen von 
Strafverfolgungsbehörden um vertrauliche 
Behandlung im Zusammenhang mit der 
Nichtoffenlegung von Informationen 
gelten.

Or. fr

Änderungsantrag 331
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Krzysztof Hetman, Anna-
Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan 
Štefanec, Pilar del Castillo Vera, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische 
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten und gegebenenfalls 
sowohl die einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch die 
Interessen diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen.

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische 
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten, und gegebenenfalls 
sowohl die einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch die 
Interessen diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen. Da Vermittler nicht 
verpflichtet werden sollten, 
Informationen, die in ihrem 
Niederlassungsland legal sind, zu 
entfernen, sollten die einzelstaatlichen 
Behörden und die Unionsbehörden die 
Möglichkeit haben, die Sperrung von 
außerhalb der Union rechtmäßig 
veröffentlichten Inhalten ausschließlich 
für das Gebiet der Union anzuordnen, 
wenn gegen Unionsrecht verstoßen wird, 
bzw. für das Gebiet des anordnenden 
Mitgliedstaats, wenn gegen die jeweiligen 
nationalen Rechtsvorschriften verstoßen 
wird.

Or. en
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Änderungsantrag 332
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische 
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten und gegebenenfalls 
sowohl die einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch die 
Interessen diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen.

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische 
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in den meisten 
anderen betroffenen Mitgliedstaaten
offensichtlich illegale Inhalte darstellen 
könnten und ob der Inhalt im 
Mitgliedstaat, in dem der Anbieter von 
Hosting-Diensten niedergelassen ist, 
illegal ist, und gegebenenfalls sowohl die 
einschlägigen einzelstaatlichen 
Vorschriften und Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch die 
Interessen diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen.

Or. en

Änderungsantrag 333
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Karen Melchior, Laurence Farreng
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische 
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten und gegebenenfalls 
sowohl die einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch die 
Interessen diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen.

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts im Einklang mit dem Unionsrecht, 
einschließlich der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, 
das den Erlass der Anordnung ermöglicht, 
eindeutig festgelegt werden und nicht über 
das zur Erreichung ihrer Ziele unbedingt 
erforderliche Maß hinausgehen. In dieser 
Hinsicht sollte die nationale Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde, die die Anordnung 
erlässt, die Ziele der Anordnung im 
Einklang mit ihrer Rechtsgrundlage gegen 
die Rechte und berechtigten Interessen 
aller Dritten abwägen, die von der 
Anordnung betroffen sein könnten, 
insbesondere ihre Grundrechte nach der 
Charta. Kann eine Anordnung, die sich auf 
spezifische Informationen bezieht, 
Auswirkungen über das Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaats der betreffenden Behörde 
hinaus haben, so sollte die Behörde zudem 
bewerten, ob diese Informationen auch in 
anderen betroffenen Mitgliedstaaten 
illegale Inhalte darstellen könnten, und 
gegebenenfalls sowohl die einschlägigen
einzelstaatlichen Vorschriften und
Vorschriften des Unionsrechts und 
Völkerrechts als auch die Interessen 
diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen.

Or. en

Änderungsantrag 334
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische 
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten und gegebenenfalls 
sowohl die einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch 
die Interessen diplomatischer 
Gepflogenheiten berücksichtigen.

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische 
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten und gegebenenfalls die 
einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts berücksichtigen.

Or. fr

Änderungsantrag 335
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 

(31) Der räumliche Geltungsbereich 
solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte sollte auf der Grundlage 
des geltenden Unions- oder nationalen 
Rechts, das den Erlass der Anordnung 
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ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf spezifische
Informationen bezieht, Auswirkungen über 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten und gegebenenfalls 
sowohl die einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch die 
Interessen diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen.

ermöglicht, eindeutig festgelegt werden 
und nicht über das zur Erreichung ihrer 
Ziele unbedingt erforderliche Maß 
hinausgehen. In dieser Hinsicht sollte die 
nationale Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
die die Anordnung erlässt, die Ziele der 
Anordnung im Einklang mit ihrer 
Rechtsgrundlage gegen die Rechte und 
berechtigten Interessen aller Dritten 
abwägen, die von der Anordnung betroffen 
sein könnten, insbesondere ihre 
Grundrechte nach der Charta. Kann eine 
Anordnung, die sich auf die Informationen 
bezieht, Auswirkungen über das 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der 
betreffenden Behörde hinaus haben, so 
sollte die Behörde zudem bewerten, ob 
diese Informationen auch in anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten illegale Inhalte 
darstellen könnten, und gegebenenfalls 
sowohl die einschlägigen Vorschriften des 
Unionsrechts und Völkerrechts als auch die 
Interessen diplomatischer Gepflogenheiten 
berücksichtigen.

Or. en

Änderungsantrag 336
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux, Nathalie Colin-Oesterlé

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Die in dieser Verordnung 
geregelten Anordnungen zur Bereitstellung 
von Informationen betreffen die Vorlage 
spezifischer Informationen über einzelne 
Nutzer der betreffenden 
Vermittlungsdienste, die in diesen 
Anordnungen genannt sind, um 
festzustellen, ob die Nutzer die 
anwendbaren Rechtsvorschriften auf 
Unions- oder nationaler Ebene einhalten. 
Daher sollten Anordnungen bezüglich 
Informationen über eine Gruppe von 
Nutzern, die nicht im Einzelnen genannt 

(32) Die in dieser Verordnung 
geregelten Anordnungen zur Bereitstellung 
von Informationen betreffen die Vorlage 
spezifischer Informationen über einzelne 
Nutzer der betreffenden 
Vermittlungsdienste, die in diesen 
Anordnungen genannt sind, um 
festzustellen, ob die Nutzer die 
anwendbaren Rechtsvorschriften auf 
Unions- oder nationaler Ebene einhalten. 
Diese Informationen sollten die 
entsprechenden E-Mail-Adressen, 
Telefonnummern, IP-Adressen und 
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werden, einschließlich Anordnungen über 
die Bereitstellung von für statistische 
Zwecke oder eine faktengestützte 
Politikgestaltung erforderlichen 
aggregierten Informationen, von den 
Vorschriften dieser Verordnung über die 
Bereitstellung von Informationen unberührt 
bleiben.

weiteren Kontaktdaten umfassen, die für 
die Einhaltung der Vorschriften 
erforderlich sind. Daher sollten 
Anordnungen bezüglich Informationen 
über eine Gruppe von Nutzern, die nicht im 
Einzelnen genannt werden, einschließlich 
Anordnungen über die Bereitstellung von 
für statistische Zwecke oder eine 
faktengestützte Politikgestaltung 
erforderlichen aggregierten Informationen, 
von den Vorschriften dieser Verordnung 
über die Bereitstellung von Informationen 
unberührt bleiben.

Or. en

Änderungsantrag 337
Andrea Caroppo, Salvatore De Meo, Carlo Fidanza

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Die in dieser Verordnung 
geregelten Anordnungen zur Bereitstellung 
von Informationen betreffen die Vorlage 
spezifischer Informationen über einzelne 
Nutzer der betreffenden 
Vermittlungsdienste, die in diesen 
Anordnungen genannt sind, um 
festzustellen, ob die Nutzer die 
anwendbaren Rechtsvorschriften auf 
Unions- oder nationaler Ebene einhalten. 
Daher sollten Anordnungen bezüglich 
Informationen über eine Gruppe von 
Nutzern, die nicht im Einzelnen genannt 
werden, einschließlich Anordnungen über 
die Bereitstellung von für statistische 
Zwecke oder eine faktengestützte 
Politikgestaltung erforderlichen 
aggregierten Informationen, von den 
Vorschriften dieser Verordnung über die 
Bereitstellung von Informationen unberührt 
bleiben.

(32) Die in dieser Verordnung 
geregelten Anordnungen zur Bereitstellung 
von Informationen betreffen die Vorlage 
von Informationen über einzelne Nutzer 
der betreffenden Vermittlungsdienste, die 
in diesen Anordnungen genannt sind, um 
festzustellen, ob die Nutzer die 
anwendbaren Rechtsvorschriften auf 
Unions- oder nationaler Ebene einhalten. 
Diese Informationen sollten die 
entsprechenden Kontaktdaten enthalten, 
die für die Einhaltung der Vorschriften 
erforderlich sind. Daher sollten 
Anordnungen bezüglich Informationen 
über eine Gruppe von Nutzern, die nicht im 
Einzelnen genannt werden, einschließlich 
Anordnungen über die Bereitstellung von 
für statistische Zwecke oder eine 
faktengestützte Politikgestaltung 
erforderlichen aggregierten Informationen, 
von den Vorschriften dieser Verordnung 
über die Bereitstellung von Informationen 
unberührt bleiben.
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Or. en

Änderungsantrag 338
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Morten Løkkegaard, Svenja 
Hahn, Karen Melchior, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte und zur Bereitstellung von 
Informationen unterliegen den Vorschriften 
zur Wahrung der Zuständigkeit des 
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, und zur Festlegung 
möglicher Ausnahmen von dieser 
Zuständigkeit in bestimmten Fällen gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG, sofern 
die Bedingungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Da sich die betreffenden 
Anordnungen auf bestimmte illegale 
Inhalte bzw. bestimmte Informationen 
beziehen, beschränken Anordnungen, die 
an in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassene Anbieter gerichtet sind, 
grundsätzlich nicht die Freiheit dieser 
Anbieter, ihre Dienste grenzüberschreitend 
zu erbringen. Die Vorschriften des 
Artikels 3 der Richtlinie 2000/31/EG, 
einschließlich derer über die 
Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
rechtfertigen, die aus bestimmten genau 
festgelegten Gründen eine Ausnahme von 
der Zuständigkeit des Mitgliedstaats, in 
dem der Anbieter niedergelassen ist, 
darstellen und über die Mitteilung solcher 
Maßnahmen, gelten daher nicht für diese 
Anordnungen.

(33) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte und zur Bereitstellung von 
Informationen unterliegen den Vorschriften 
zur Wahrung der Zuständigkeit des 
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, und zur Festlegung 
möglicher Ausnahmen von dieser
Zuständigkeit in bestimmten Fällen gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG, sofern 
die Bedingungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Da sich die betreffenden 
Anordnungen auf bestimmte illegale 
Inhalte bzw. bestimmte Informationen 
gemäß Unionsrecht oder 
einzelstaatlichem Recht beziehen, 
beschränken Anordnungen, die an in einem 
anderen Mitgliedstaat niedergelassene 
Anbieter gerichtet sind, grundsätzlich nicht 
die Freiheit dieser Anbieter, ihre Dienste 
grenzüberschreitend zu erbringen. Die 
Vorschriften des Artikels 3 der 
Richtlinie 2000/31/EG, einschließlich derer 
über die Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
rechtfertigen, die aus bestimmten genau 
festgelegten Gründen eine Ausnahme von 
der Zuständigkeit des Mitgliedstaats, in 
dem der Anbieter niedergelassen ist, 
darstellen und über die Mitteilung solcher 
Maßnahmen, gelten daher nicht für diese 
Anordnungen. Artikel 3 der Richtlinie 
2000/31/EG gilt jedoch weiterhin für alle 
anderen Anordnungen in Bezug auf 
unspezifische einzelne illegale oder legale 
Inhalte oder Informationen, allgemeine 
Anordnungen im Zusammenhang mit der 
geografischen Sperre ganzer Websites, 
Webpages oder Domänen und alle 
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sonstigen Angelegenheiten, die als 
Beschränkung der Freiheit zur 
grenzüberschreitenden Erbringung ihrer 
Dienste angesehen werden könnten.

Or. en

Änderungsantrag 339
Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Christophe 
Grudler, Stéphane Séjourné, Marco Zullo, Laurence Farreng, Karen Melchior

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte und zur Bereitstellung von 
Informationen unterliegen den Vorschriften 
zur Wahrung der Zuständigkeit des 
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, und zur Festlegung 
möglicher Ausnahmen von dieser 
Zuständigkeit in bestimmten Fällen gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG, sofern 
die Bedingungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Da sich die betreffenden 
Anordnungen auf bestimmte illegale 
Inhalte bzw. bestimmte Informationen 
beziehen, beschränken Anordnungen, die 
an in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassene Anbieter gerichtet sind, 
grundsätzlich nicht die Freiheit dieser 
Anbieter, ihre Dienste grenzüberschreitend 
zu erbringen. Die Vorschriften des 
Artikels 3 der Richtlinie 2000/31/EG, 
einschließlich derer über die 
Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
rechtfertigen, die aus bestimmten genau 
festgelegten Gründen eine Ausnahme von 
der Zuständigkeit des Mitgliedstaats, in 
dem der Anbieter niedergelassen ist, 
darstellen und über die Mitteilung solcher 
Maßnahmen, gelten daher nicht für diese 
Anordnungen.

(33) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte und zur Bereitstellung von 
Informationen unterliegen den Vorschriften 
zur Wahrung der Zuständigkeit des 
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, und zur Festlegung 
möglicher Ausnahmen von dieser 
Zuständigkeit in bestimmten Fällen gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG, sofern 
die Bedingungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Da sich die betreffenden 
Anordnungen auf bestimmte illegale 
Inhalte bzw. bestimmte Informationen 
gemäß dem Unionsrecht oder den 
nationalen Rechtsvorschriften, die im 
Einklang mit dem Unionsrecht, vor allem 
der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union, stehen, beziehen, 
beschränken Anordnungen, die an in einem 
anderen Mitgliedstaat niedergelassene 
Anbieter gerichtet sind, grundsätzlich nicht 
die Freiheit dieser Anbieter, ihre Dienste 
grenzüberschreitend zu erbringen. Die 
Vorschriften des Artikels 3 der 
Richtlinie 2000/31/EG, einschließlich derer 
über die Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
rechtfertigen, die aus bestimmten genau 
festgelegten Gründen eine Ausnahme von 
der Zuständigkeit des Mitgliedstaats, in 
dem der Anbieter niedergelassen ist, 
darstellen und über die Mitteilung solcher 
Maßnahmen, gelten daher nicht für diese 
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Anordnungen.

Or. en

Änderungsantrag 340
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte und zur Bereitstellung von 
Informationen unterliegen den Vorschriften 
zur Wahrung der Zuständigkeit des 
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, und zur Festlegung 
möglicher Ausnahmen von dieser 
Zuständigkeit in bestimmten Fällen gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG, sofern 
die Bedingungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Da sich die betreffenden 
Anordnungen auf bestimmte illegale 
Inhalte bzw. bestimmte Informationen 
beziehen, beschränken Anordnungen, die 
an in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassene Anbieter gerichtet sind, 
grundsätzlich nicht die Freiheit dieser 
Anbieter, ihre Dienste grenzüberschreitend 
zu erbringen. Die Vorschriften des 
Artikels 3 der Richtlinie 2000/31/EG, 
einschließlich derer über die 
Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
rechtfertigen, die aus bestimmten genau 
festgelegten Gründen eine Ausnahme von 
der Zuständigkeit des Mitgliedstaats, in 
dem der Anbieter niedergelassen ist, 
darstellen und über die Mitteilung solcher 
Maßnahmen, gelten daher nicht für diese 
Anordnungen.

(33) (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)

Or. fr

Änderungsantrag 341
Marc Angel, Christel Schaldemose, Maria Grapini, Maria-Manuel Leitão-Marques, 
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Evelyne Gebhardt

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte und zur Bereitstellung von 
Informationen unterliegen den Vorschriften 
zur Wahrung der Zuständigkeit des 
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, und zur Festlegung 
möglicher Ausnahmen von dieser 
Zuständigkeit in bestimmten Fällen gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG, sofern 
die Bedingungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Da sich die betreffenden 
Anordnungen auf bestimmte illegale 
Inhalte bzw. bestimmte Informationen 
beziehen, beschränken Anordnungen, die 
an in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassene Anbieter gerichtet sind, 
grundsätzlich nicht die Freiheit dieser 
Anbieter, ihre Dienste grenzüberschreitend 
zu erbringen. Die Vorschriften des 
Artikels 3 der Richtlinie 2000/31/EG, 
einschließlich derer über die 
Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
rechtfertigen, die aus bestimmten genau 
festgelegten Gründen eine Ausnahme von 
der Zuständigkeit des Mitgliedstaats, in 
dem der Anbieter niedergelassen ist, 
darstellen und über die Mitteilung solcher 
Maßnahmen, gelten daher nicht für diese 
Anordnungen.

(33) Anordnungen zum Vorgehen gegen 
illegale Inhalte und zur Bereitstellung von 
Informationen unterliegen den Vorschriften 
zur Wahrung der Zuständigkeit des 
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, und zur Festlegung 
möglicher Ausnahmen von dieser 
Zuständigkeit in bestimmten Fällen gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG, sofern 
die Bedingungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Da sich die betreffenden 
Anordnungen auf bestimmte illegale 
Inhalte bzw. bestimmte Informationen 
beziehen, beschränken Anordnungen, die 
an in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassene Anbieter gerichtet sind, 
nicht die Freiheit dieser Anbieter, ihre 
Dienste grenzüberschreitend zu erbringen. 
Die Vorschriften des Artikels 3 der 
Richtlinie 2000/31/EG, einschließlich derer 
über die Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
rechtfertigen, die aus bestimmten genau 
festgelegten Gründen eine Ausnahme von 
der Zuständigkeit des Mitgliedstaats, in 
dem der Anbieter niedergelassen ist, 
darstellen und über die Mitteilung solcher 
Maßnahmen, gelten daher nicht für diese 
Anordnungen.

Or. en

Änderungsantrag 342
Karen Melchior, Samira Rafaela, Hilde Vautmans, Michal Šimečka, Ivars Ijabs, Anna 
Júlia Donáth, Olivier Chastel, Fabienne Keller, Petras Auštrevičius, Irène Tolleret, 
Ramona Strugariu, Barry Andrews, Susana Solís Pérez, Dragoş Pîslaru, Katalin Cseh

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit Gesundheit und 
des Vertrauens der Nutzer, einschließlich 
der minderjährigen, weiblichen und 
schutzbedürftigen Nutzer, zu 
gewährleisten, die einschlägigen in der 
Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und den Nutzern sowie 
anderen betroffenen Parteien 
Beschwerdemöglichkeiten einzuräumen
und den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Or. en

Änderungsantrag 343
Brando Benifei, Christel Schaldemose, Monika Beňová, Marc Angel, Maria Grapini

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld und ein 
hohes Verbraucherschutzniveau zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
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diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Or. en

Änderungsantrag 344
Maria da Graça Carvalho

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern sowie ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld und ein 
hohes Schutzniveau für die europäischen 
Verbraucher zu gewährleisten, ist es 
erforderlich, eindeutige und ausgewogene 
harmonisierte Sorgfaltspflichten für die 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
festzulegen. Mit diesen Verpflichtungen 
sollte insbesondere darauf abgezielt 
werden, die Verwirklichung verschiedener 
politischer Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
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erforderliche Aufsicht zu erleichtern. den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Or. pt

Änderungsantrag 345
David Lega, Hilde Vautmans, Antonio López-Istúriz White, Dragoş Pîslaru, Milan 
Brglez, Alex Agius Saliba, Brando Benifei, Eva Kaili, Ioan-Rareş Bogdan, Josianne 
Cutajar

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Gesundheit, auch der 
psychischen Gesundheit, Sicherheit und 
des Vertrauens der Nutzer, einschließlich 
der minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Or. en

Änderungsantrag 346
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, Marion Walsmann, Barbara 
Thaler
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollten illegale 
Inhalte ins Visier genommen werden, und 
es sollte insbesondere darauf abgezielt 
werden, die Verwirklichung verschiedener 
politischer Ziele wie des 
Verbraucherschutzes, der Sicherheit und 
des Vertrauens der Nutzer, einschließlich 
der minderjährigen Nutzer, zu 
gewährleisten, die einschlägigen in der 
Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Or. en

Änderungsantrag 347
Geoffroy Didier, Sabine Verheyen, Brice Hortefeux, Nathalie Colin-Oesterlé, Tomasz 
Frankowski

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
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gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene harmonisierte 
Sorgfaltspflichten für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige, wirksame und ausgewogene 
harmonisierte Sorgfaltspflichten für die 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
festzulegen. Mit diesen Verpflichtungen 
sollte insbesondere darauf abgezielt 
werden, die Verwirklichung verschiedener 
politischer Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Or. en

Änderungsantrag 348
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, 
eindeutige und ausgewogene 
harmonisierte Sorgfaltspflichten für die 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
festzulegen. Mit diesen Verpflichtungen 
sollte insbesondere darauf abgezielt 
werden, die Verwirklichung verschiedener 
politischer Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 

(34) Um die Ziele dieser Verordnung zu 
erreichen und insbesondere das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern und ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, die 
rechtlichen Verpflichtungen, denen die 
Anbieter von Vermittlungsdiensten
unterliegen, eindeutig festzulegen. Mit 
diesen Verpflichtungen sollte insbesondere 
darauf abgezielt werden, die 
Verwirklichung verschiedener politischer 
Ziele wie der Sicherheit und des 
Vertrauens der Nutzer, einschließlich der 
minderjährigen und schutzbedürftigen 
Nutzer, zu gewährleisten, die einschlägigen 
in der Charta verankerten Grundrechte zu 
schützen, die sinnvolle 
Rechenschaftspflicht der Anbieter 
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sicherzustellen und die Nutzer sowie
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

sicherzustellen und die Nutzer sowie 
andere betroffene Parteien zu stärken und 
den zuständigen Behörden zugleich die 
erforderliche Aufsicht zu erleichtern.

Or. fr

Änderungsantrag 349
Marco Zullo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34a) Die mangelnde Klarheit bei der 
Verwendung sogenannter Chatbots kann 
bei einigen Gruppen besonders 
schutzbedürftiger Personen Unbehagen 
auslösen. Daher sollte ausdrücklich 
angegeben werden, wenn eine 
Nutzerschnittstelle auf Chatbots 
zurückgreift, um für ein sicheres und 
transparentes Online-Umfeld zu sorgen.

Or. en

Änderungsantrag 350
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) In dieser Hinsicht ist es wichtig, 
Sorgfaltspflichten an die Beschaffenheit 
und Art der betreffenden 
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser 
Verordnung werden daher grundlegende 
Verpflichtungen festgelegt, die für alle 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, 
sowie zusätzliche Verpflichtungen für 
Anbieter von Hosting-Diensten und, im 
Einzelnen, für Online-Plattformen und 
sehr große Online-Plattformen. Sofern 

entfällt
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Anbieter von Vermittlungsdiensten 
aufgrund der Art ihrer Dienste und ihrer 
Größe in diese verschiedenen Kategorien 
fallen, sollten sie alle entsprechenden 
Verpflichtungen aus dieser Verordnung 
erfüllen. Diese harmonisierten 
Sorgfaltspflichten, die angemessen und 
nicht willkürlich sein sollten, sind 
erforderlich, um die ermittelten 
politischen Ziele umzusetzen, etwa die 
Wahrung der berechtigten Interessen der 
Nutzer, die Bekämpfung illegaler 
Praktiken und den Schutz der 
Grundrechte im Internet.

Or. fr

Änderungsantrag 351
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) In dieser Hinsicht ist es wichtig, 
Sorgfaltspflichten an die Beschaffenheit 
und Art der betreffenden 
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser 
Verordnung werden daher grundlegende 
Verpflichtungen festgelegt, die für alle 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, 
sowie zusätzliche Verpflichtungen für 
Anbieter von Hosting-Diensten und, im 
Einzelnen, für Online-Plattformen und sehr 
große Online-Plattformen. Sofern Anbieter 
von Vermittlungsdiensten aufgrund der Art 
ihrer Dienste und ihrer Größe in diese 
verschiedenen Kategorien fallen, sollten sie 
alle entsprechenden Verpflichtungen aus 
dieser Verordnung erfüllen. Diese 
harmonisierten Sorgfaltspflichten, die 
angemessen und nicht willkürlich sein 
sollten, sind erforderlich, um die 
ermittelten politischen Ziele umzusetzen, 
etwa die Wahrung der berechtigten 
Interessen der Nutzer, die Bekämpfung 

(35) In dieser Hinsicht ist es wichtig, 
Sorgfaltspflichten an die Beschaffenheit 
und Art der betreffenden 
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser 
Verordnung werden daher grundlegende 
Verpflichtungen festgelegt, die für alle 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, 
sowie zusätzliche Verpflichtungen für 
Anbieter von Hosting-Diensten und, im 
Einzelnen, für Online-Plattformen und sehr 
große Online-Plattformen. Sofern Anbieter 
von Vermittlungsdiensten aufgrund der Art 
ihrer Dienste und ihrer Größe in diese 
verschiedenen Kategorien fallen, sollten sie 
alle im Zusammenhang mit diesen 
Diensten stehenden entsprechenden 
Verpflichtungen aus dieser Verordnung 
erfüllen. Dienste, die nicht in diese 
verschiedenen Kategorien fallen, sollten 
davon unberührt bleiben, auch wenn sie 
von demselben Anbieter oder unter 
derselben Eigentumsstruktur erbracht 
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illegaler Praktiken und den Schutz der 
Grundrechte im Internet.

werden. Diese harmonisierten 
Sorgfaltspflichten, die angemessen und 
nicht willkürlich sein sollten, sind 
erforderlich, um die ermittelten politischen 
Ziele umzusetzen, etwa die Wahrung der 
berechtigten Interessen der Nutzer, die 
Bekämpfung illegaler Praktiken und den 
Schutz der Grundrechte im Internet.

Or. en

Änderungsantrag 352
Geert Bourgeois

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) In dieser Hinsicht ist es wichtig, 
Sorgfaltspflichten an die Beschaffenheit 
und Art der betreffenden 
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser 
Verordnung werden daher grundlegende 
Verpflichtungen festgelegt, die für alle 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, 
sowie zusätzliche Verpflichtungen für 
Anbieter von Hosting-Diensten und, im 
Einzelnen, für Online-Plattformen und sehr 
große Online-Plattformen. Sofern Anbieter 
von Vermittlungsdiensten aufgrund der Art 
ihrer Dienste und ihrer Größe in diese 
verschiedenen Kategorien fallen, sollten sie 
alle entsprechenden Verpflichtungen aus 
dieser Verordnung erfüllen. Diese 
harmonisierten Sorgfaltspflichten, die 
angemessen und nicht willkürlich sein 
sollten, sind erforderlich, um die 
ermittelten politischen Ziele umzusetzen, 
etwa die Wahrung der berechtigten 
Interessen der Nutzer, die Bekämpfung 
illegaler Praktiken und den Schutz der 
Grundrechte im Internet.

(35) In dieser Hinsicht ist es wichtig, 
Sorgfaltspflichten an die Beschaffenheit 
und Art der betreffenden 
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser 
Verordnung werden daher grundlegende 
Verpflichtungen festgelegt, die für alle 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, 
sowie zusätzliche Verpflichtungen für 
Anbieter von Hosting-Diensten und, im 
Einzelnen, für Online-Plattformen, sehr 
große Online-Plattformen und sehr große
soziale Online-Plattformen. Sofern 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
aufgrund der Art ihrer Dienste und ihrer 
Größe in diese verschiedenen Kategorien 
fallen, sollten sie alle entsprechenden 
Verpflichtungen aus dieser Verordnung 
erfüllen. Diese harmonisierten 
Sorgfaltspflichten, die angemessen und 
nicht willkürlich sein sollten, sind 
erforderlich, um die ermittelten politischen 
Ziele umzusetzen, etwa die Wahrung der 
berechtigten Interessen der Nutzer, die 
Bekämpfung illegaler Praktiken und den 
Schutz der Grundrechte im Internet.

Or. nl
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Änderungsantrag 353
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, 
Pilar del Castillo Vera, Andrea Caroppo, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) In dieser Hinsicht ist es wichtig, 
Sorgfaltspflichten an die Beschaffenheit 
und Art der betreffenden 
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser 
Verordnung werden daher grundlegende 
Verpflichtungen festgelegt, die für alle 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, 
sowie zusätzliche Verpflichtungen für 
Anbieter von Hosting-Diensten und, im 
Einzelnen, für Online-Plattformen und sehr 
große Online-Plattformen. Sofern Anbieter 
von Vermittlungsdiensten aufgrund der Art 
ihrer Dienste und ihrer Größe in diese 
verschiedenen Kategorien fallen, sollten sie 
alle entsprechenden Verpflichtungen aus 
dieser Verordnung erfüllen. Diese 
harmonisierten Sorgfaltspflichten, die 
angemessen und nicht willkürlich sein 
sollten, sind erforderlich, um die 
ermittelten politischen Ziele umzusetzen, 
etwa die Wahrung der berechtigten 
Interessen der Nutzer, die Bekämpfung 
illegaler Praktiken und den Schutz der 
Grundrechte im Internet.

(35) In dieser Hinsicht ist es wichtig, 
Sorgfaltspflichten an die Beschaffenheit 
und Art und Größe der betreffenden 
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser 
Verordnung werden daher grundlegende 
Verpflichtungen festgelegt, die für alle 
Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, 
sowie zusätzliche Verpflichtungen für 
Anbieter von Hosting-Diensten und, im 
Einzelnen, für Online-Plattformen und sehr 
große Online-Plattformen. Sofern Anbieter 
von Vermittlungsdiensten aufgrund der Art 
ihrer Dienste und ihrer Größe in diese 
verschiedenen Kategorien fallen, sollten sie 
alle entsprechenden Verpflichtungen aus 
dieser Verordnung erfüllen. Diese 
harmonisierten Sorgfaltspflichten, die 
angemessen und nicht willkürlich sein 
sollten, sind erforderlich, um die 
ermittelten politischen Ziele umzusetzen, 
etwa die Wahrung der berechtigten 
Interessen der Nutzer, die Bekämpfung 
illegaler Praktiken und den Schutz der 
Grundrechte im Internet.

Or. en

Änderungsantrag 354
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35a) Um sicherzustellen, dass die 
Verpflichtungen nur für die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten gelten, bei denen 
der Nutzen die Belastung für den 
Anbieter überwiegen würde, sollte die 
Kommission in ähnlicher Weise befugt 
sein, diejenigen Anbieter von 
Vermittlungsdiensten, die nicht 
gewinnorientiert bzw. in einer 
entsprechenden gleichwertigen Wiese 
tätig sind und eine eindeutig positive 
Rolle im öffentlichen Interesse spielen 
oder bei denen es sich um KMU handelt, 
bei denen keine systemischen Risiken im 
Zusammenhang mit illegalen Inhalten 
vorliegen, ganz oder teilweise von den 
Anforderungen des Kapitels III zu 
befreien. Die Anbieter sollten begründen, 
warum sie eine Befreiung erhalten 
sollten. Die Kommission sollte derartige 
Anträge prüfen und jederzeit befugt sein, 
eine Befreiung zu erteilen oder zu 
widerrufen. Die Kommission sollte ein 
öffentliches Verzeichnis aller gewährten 
Befreiungen samt der entsprechenden 
Bedingungen führen, in dem erläutert 
wird, warum der Anbieter Anrecht auf 
eine Befreiung hat.

Or. en

Änderungsantrag 355
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Marco Zullo, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-
Courtin, Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Um die reibungslose und wirksame 
Kommunikation im Zusammenhang mit 
den Angelegenheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, zu gewährleisten, 

(36) Um die reibungslose und wirksame 
Kommunikation im Zusammenhang mit 
den Angelegenheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, zu gewährleisten, 
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sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten verpflichtet werden, 
eine zentrale Kontaktstelle einzurichten 
und einschlägige Informationen zu ihrer 
Kontaktstelle zu veröffentlichen, 
einschließlich der für diese 
Kommunikation zu verwendenden 
Sprachen. Die Kontaktstelle kann auch von 
vertrauenswürdigen Hinweisgebern und 
Gewerbetreibenden, die in einer 
bestimmten Beziehung zum Anbieter von 
Vermittlungsdiensten stehen, genutzt 
werden. Im Gegensatz zum Rechtsvertreter 
sollte die Kontaktstelle operativen 
Zwecken dienen und benötigt nicht 
unbedingt einen physischen Standort.

sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten verpflichtet werden, 
eine zentrale Kontaktstelle einzurichten 
und einschlägige Informationen zu ihrer 
Kontaktstelle zu veröffentlichen, 
einschließlich der für diese 
Kommunikation zu verwendenden 
Sprachen. Die Kontaktstelle kann auch von 
vertrauenswürdigen Hinweisgebern und 
Gewerbetreibenden, die in einer 
bestimmten Beziehung zum Anbieter von 
Vermittlungsdiensten stehen, genutzt 
werden. Diese Kontaktstelle kann dieselbe 
Kontaktstelle sein, wie sie gemäß anderen 
Rechtsakten der Union vorgesehen ist. Im 
Gegensatz zum Rechtsvertreter sollte die 
Kontaktstelle operativen Zwecken dienen 
und benötigt nicht unbedingt einen 
physischen Standort.

Or. en

Änderungsantrag 356
Geert Bourgeois

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Um die reibungslose und wirksame 
Kommunikation im Zusammenhang mit 
den Angelegenheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, zu gewährleisten, 
sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten verpflichtet werden, 
eine zentrale Kontaktstelle einzurichten 
und einschlägige Informationen zu ihrer 
Kontaktstelle zu veröffentlichen, 
einschließlich der für diese 
Kommunikation zu verwendenden 
Sprachen. Die Kontaktstelle kann auch von 
vertrauenswürdigen Hinweisgebern und 
Gewerbetreibenden, die in einer 
bestimmten Beziehung zum Anbieter von 
Vermittlungsdiensten stehen, genutzt 
werden. Im Gegensatz zum Rechtsvertreter 
sollte die Kontaktstelle operativen 

(36) Um die reibungslose und wirksame 
Kommunikation im Zusammenhang mit 
den Angelegenheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, zu gewährleisten, 
sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten verpflichtet werden, 
eine zentrale Kontaktstelle einzurichten 
und einschlägige Informationen zu ihrer 
Kontaktstelle zu veröffentlichen, 
einschließlich der für diese 
Kommunikation zu verwendenden 
Sprachen. Die Kontaktstelle kann auch von 
Berufsverbänden, die in einer bestimmten 
Beziehung zum Anbieter von 
Vermittlungsdiensten stehen, genutzt 
werden. Im Gegensatz zum Rechtsvertreter 
sollte die Kontaktstelle operativen 
Zwecken dienen und benötigt nicht 
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Zwecken dienen und benötigt nicht 
unbedingt einen physischen Standort.

unbedingt einen physischen Standort.

Or. nl

Änderungsantrag 357
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Um die reibungslose und wirksame 
Kommunikation im Zusammenhang mit 
den Angelegenheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, zu gewährleisten, 
sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten verpflichtet werden, 
eine zentrale Kontaktstelle einzurichten 
und einschlägige Informationen zu ihrer 
Kontaktstelle zu veröffentlichen, 
einschließlich der für diese 
Kommunikation zu verwendenden 
Sprachen. Die Kontaktstelle kann auch von 
vertrauenswürdigen Hinweisgebern und 
Gewerbetreibenden, die in einer 
bestimmten Beziehung zum Anbieter von 
Vermittlungsdiensten stehen, genutzt 
werden. Im Gegensatz zum Rechtsvertreter 
sollte die Kontaktstelle operativen 
Zwecken dienen und benötigt nicht 
unbedingt einen physischen Standort.

(36) Um die reibungslose und wirksame 
Kommunikation im Zusammenhang mit 
den Angelegenheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, zu gewährleisten, 
sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten verpflichtet werden, 
eine zentrale Kontaktstelle einzurichten 
und einschlägige Informationen zu ihrer 
Kontaktstelle zu veröffentlichen, 
einschließlich der für diese 
Kommunikation zu verwendenden 
Sprachen. Die Kontaktstelle kann auch von 
Gewerbetreibenden, die in einer 
bestimmten Beziehung zum Anbieter von 
Vermittlungsdiensten stehen, genutzt 
werden. Im Gegensatz zum Rechtsvertreter 
sollte die Kontaktstelle operativen 
Zwecken dienen und benötigt nicht 
unbedingt einen physischen Standort.

Or. en

Änderungsantrag 358
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Krzysztof 
Hetman, Anna-Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, 
Axel Voss, Ivan Štefanec, Marion Walsmann, Andrea Caroppo, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36a) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten sollten auch eine 
zentrale Kontaktstelle für die Nutzer 
festlegen, die eine schnelle, direkte 
elektronische und effiziente 
Kommunikation ermöglicht.

Or. en

Änderungsantrag 359
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Svenja Hahn, 
Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten mit Sitz in einem 
Drittstaat, die Dienste in der Union 
anbieten, sollten einen hinreichend 
bevollmächtigten Rechtsvertreter in der 
Union benennen und Informationen über 
ihren Rechtsvertreter bereitstellen, um die 
wirksame Aufsicht und erforderlichenfalls 
die Durchsetzung dieser Verordnung in 
Bezug auf diese Anbieter zu ermöglichen. 
Die Rechtsvertreter sollten auch als 
Kontaktstellen fungieren können, sofern 
die einschlägigen Anforderungen dieser 
Verordnung eingehalten werden.

(37) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten mit Sitz in einem 
Drittstaat, die Dienste in der Union 
anbieten, sollten einen hinreichend 
bevollmächtigten Rechtsvertreter in der 
Union benennen und Informationen über 
ihren Rechtsvertreter bereitstellen, um die 
wirksame Aufsicht und erforderlichenfalls 
die Durchsetzung dieser Verordnung in 
Bezug auf diese Anbieter zu ermöglichen. 
Die Rechtsvertreter sollten auch als 
Kontaktstellen fungieren können, sofern 
die einschlägigen Anforderungen dieser 
Verordnung eingehalten werden. Wenn 
Anbieter von Vermittlungsdiensten, die in 
einem Drittland niedergelassen sind, dies 
nicht tun, so unterliegen sie gemäß 
Artikel 40 Absatz 3 der Gerichtsbarkeit 
aller Mitgliedstaaten.

Or. en

Änderungsantrag 360
Christel Schaldemose, Andreas Schieder, Maria Grapini, Maria-Manuel Leitão-
Marques, Clara Aguilera, Adriana Maldonado López, Sylvie Guillaume, Biljana 
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Borzan, Evelyne Gebhardt, Brando Benifei, Monika Beňová, Marc Angel

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten mit Sitz in einem 
Drittstaat, die Dienste in der Union 
anbieten, sollten einen hinreichend 
bevollmächtigten Rechtsvertreter in der 
Union benennen und Informationen über 
ihren Rechtsvertreter bereitstellen, um die 
wirksame Aufsicht und erforderlichenfalls 
die Durchsetzung dieser Verordnung in 
Bezug auf diese Anbieter zu ermöglichen. 
Die Rechtsvertreter sollten auch als 
Kontaktstellen fungieren können, sofern 
die einschlägigen Anforderungen dieser 
Verordnung eingehalten werden.

(37) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten mit Sitz in einem 
Drittstaat, die Dienste in der Union 
anbieten, sollten einen hinreichend 
bevollmächtigten Rechtsvertreter in der 
Union benennen und Informationen über 
ihren Rechtsvertreter bereitstellen, um die 
wirksame Aufsicht und erforderlichenfalls 
die Durchsetzung dieser Verordnung in 
Bezug auf diese Anbieter zu ermöglichen. 
Die Rechtsvertreter sollten auch als 
Kontaktstellen fungieren können, sofern 
die einschlägigen Anforderungen dieser 
Verordnung eingehalten werden. Darüber 
hinaus sollten die Nutzer von 
Vermittlungsdiensten in der Lage sein, 
den gesetzlichen Vertreter für eine 
etwaige Nichteinhaltung haftbar zu 
machen.

Or. en

Änderungsantrag 361
Geert Bourgeois

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten mit Sitz in einem 
Drittstaat, die Dienste in der Union 
anbieten, sollten einen hinreichend 
bevollmächtigten Rechtsvertreter in der 
Union benennen und Informationen über 
ihren Rechtsvertreter bereitstellen, um die 
wirksame Aufsicht und erforderlichenfalls 
die Durchsetzung dieser Verordnung in 
Bezug auf diese Anbieter zu ermöglichen. 
Die Rechtsvertreter sollten auch als 

(37) Die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten mit Sitz in einem 
Drittstaat, die Dienste in der Union 
anbieten, sollten dauerhaft einen 
hinreichend bevollmächtigten 
Rechtsvertreter in der Union benennen und 
Informationen über ihren Rechtsvertreter 
bereitstellen, um die wirksame Aufsicht 
und erforderlichenfalls die Durchsetzung 
dieser Verordnung in Bezug auf diese 
Anbieter zu ermöglichen. Die 
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Kontaktstellen fungieren können, sofern 
die einschlägigen Anforderungen dieser 
Verordnung eingehalten werden.

Rechtsvertreter sollten auch als 
Kontaktstellen fungieren können, sofern 
die einschlägigen Anforderungen dieser 
Verordnung eingehalten werden.

Or. nl

Änderungsantrag 362
Arba Kokalari, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-
Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Axel Voss, Ivan Štefanec, Pilar del 
Castillo Vera, Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen.

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen. Die Verpflichtungen im 
Zusammenhang mit den 
Geschäftsbedingungen sollten einen 
Anbieter von Vermittlungsdiensten nicht 
verpflichten, Informationen offenzulegen, 
die die Sicherheit seines Dienstes oder 
den Schutz vertraulicher Informationen, 
insbesondere Geschäftsgeheimnisse oder 
Rechte des geistigen Eigentums, erheblich 
gefährden.

Or. en

Änderungsantrag 363
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen.

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen. Gleichzeitig sollten die Kunden 
solche Verträge aus freiem Willen und 
nicht aufgrund irreführender und mit 
Zwang verbundener Taktiken 
abschließen; daher sollten sogenannte 
„dark patterns“ verboten werden.

Or. en

Änderungsantrag 364
Alessandra Basso, Marco Campomenosi, Antonio Maria Rinaldi, Isabella Tovaglieri, 
Markus Buchheit, Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron
im Namen der ID-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen.

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen. Zu diesem Zweck sind die 
Nutzer davon in Kenntnis zu setzen, wenn 
algorithmische Entscheidungsprozesse 
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angewandt werden.

Or. en

Änderungsantrag 365
Geert Bourgeois

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen.

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für den Schutz der 
Grundrechte, insbesondere der 
Meinungs- und der Informationsfreiheit, 
Transparenz, den Schutz der Nutzer und 
die Vermeidung von unlauteren oder 
willkürlichen Ergebnissen zu sorgen.

Or. nl

Änderungsantrag 366
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 

(38) Während die Vertragsfreiheit für 
Anbieter von Vermittlungsdiensten 
grundsätzlich geachtet werden sollte, ist es 
angemessen, für den Inhalt, die 
Anwendung und die Durchsetzung der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen dieser 
Anbieter bestimmte Vorschriften 
festzulegen, um für Transparenz, den 
Schutz der Nutzer und die Vermeidung von 
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unlauteren oder willkürlichen Ergebnissen 
zu sorgen.

diskriminierenden, unlauteren oder 
willkürlichen Ergebnissen zu sorgen.

Or. en

Begründung

Technische Änderung im Einklang mit dem entsprechenden Artikel 12.

Änderungsantrag 367
Geert Bourgeois

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38a) Sehr große soziale Online-
Plattformen spielen in der öffentlichen 
Debatte eine wesentliche Rolle. Sie 
können als die Postfächer und 
Briefkästen der heutigen Zeit angesehen 
werden. Wer von dieser Handvoll 
Plattformen ausgeschlossen wird, wird im 
Wesentlichen mundtot gemacht. Es ist 
nicht angebracht, dass diese Plattformen 
nach eigenem Ermessen – ob 
automatisiert oder auf andere Weise –
zensieren können, sodass sie öffentliche 
Debatten (wissentlich oder unwissentlich) 
in eine bestimmte Richtung lenken 
können. Darüber hinaus hat die Praxis 
gezeigt, dass bei der Moderation von 
Inhalten durch automatisierte Systeme 
der Kontext nicht berücksichtigt wird und 
dabei allzu oft Humor, Satire, Ironie, 
rechtmäßige Formen des Protests und 
politische Meinungen entfernt werden. 
Um die Meinungs- und 
Informationsfreiheit zu wahren, muss für 
diese Anbieter von Vermittlungsdiensten 
eine Ausnahme von der Vertragsfreiheit 
vorgesehen werden. Für sehr große 
soziale Online-Plattformen sollte eine 
Universaldienstverpflichtung gelten. 
Diese Plattformen sollten es grundsätzlich 
jedem ermöglichen, Inhalte auf ihrer 
Plattform zu veröffentlichen und zu 
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empfangen. Von sich aus entfernen sie 
nur offensichtlich illegale Inhalte im 
Zusammenhang mit schweren Straftaten. 
Der Universaldienst wird ohne jegliche 
Diskriminierung erbracht. Eventuelle 
Gebühren für die Inanspruchnahme des 
Universaldienstes müssen objektiv, 
transparent, diskriminierungsfrei und fair 
sein.

Or. nl

Änderungsantrag 368
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, Liesje 
Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38a) Während für sehr große Online-
Plattformen eine zusätzliche Anforderung 
gelten sollte, sollten alle Anbieter eine 
allgemeine Selbsteinschätzung der 
potenziellen Risiken im Zusammenhang 
mit ihren Diensten vornehmen, 
insbesondere in Bezug auf Minderjährige, 
und gegebenenfalls freiwillige 
Maßnahmen zur Risikominderung 
ergreifen. Um sicherzustellen, dass die 
Anbieter diese Maßnahmen ergreifen, 
können die Koordinatoren für digitale 
Dienste einen Nachweis verlangen.

Or. en

Änderungsantrag 369
Dita Charanzová, Andrus Ansip, Vlad-Marius Botoş, Claudia Gamon, Morten 
Løkkegaard, Svenja Hahn, Karen Melchior, Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin, 
Liesje Schreinemacher

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 
erstatten, einschließlich der Maßnahmen, 
die sie zur Anwendung und Durchsetzung 
ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen 
ergreifen. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine Unternehmen im Sinne der 
Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind.

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 
erstatten, einschließlich der Maßnahmen, 
die sie zur Anwendung und Durchsetzung 
ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen 
ergreifen. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine Unternehmen im Sinne der 
Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind und bei denen es sich 
nicht um sehr große Online-Plattformen 
handelt. In sämtlichen veröffentlichten 
Fassungen derartiger Berichte entfernen 
die Anbieter von Vermittlungsdiensten 
Informationen, die laufende Tätigkeiten 
zur Verhinderung, Aufdeckung oder 
Entfernung illegaler Inhalte oder von 
Inhalten, die den allgemeinen 
Geschäftsbedingungen eines Anbieters 
von Hosting-Diensten zuwiderlaufen, 
beeinträchtigen könnten.

__________________ __________________

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 370
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 
erstatten, einschließlich der Maßnahmen, 
die sie zur Anwendung und Durchsetzung 
ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen 
ergreifen. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine Unternehmen im Sinne der 
Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind.

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 
in einem standardisierten 
maschinenlesbaren Format erstatten, 
einschließlich der Maßnahmen, die sie zur 
Anwendung und Durchsetzung ihrer 
allgemeinen Geschäftsbedingungen 
ergreifen. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine Unternehmen im Sinne der 
Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind, oder für 
nichtkommerzielle Dienste mit weniger 
als 100 000 aktiven Nutzern pro Monat.

__________________ __________________

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

Or. en

Begründung

Im Rahmen des deutschen Netzwerkdurchsetzungsgesetzes haben sich Transparenzberichte 
als nahezu bedeutungslos erwiesen, da Forscher nicht in der Lage sind, sie zu vergleichen 
und zu analysieren. Daher sollten alle Verpflichtungen zur Transparenzberichterstattung in 
einem harmonisierten Format auf der Grundlage eines gemeinsamen Standards veröffentlicht 
werden und maschinenlesbar sein.

Änderungsantrag 371
Jean-Lin Lacapelle, Virginie Joron

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 
erstatten, einschließlich der Maßnahmen, 
die sie zur Anwendung und Durchsetzung 
ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen 
ergreifen. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine Unternehmen im Sinne der 
Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind.

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 
erstatten. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine Unternehmen im Sinne der 
Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind.

__________________ __________________

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

Or. fr

Änderungsantrag 372
Arba Kokalari, Pablo Arias Echeverría, Andreas Schwab, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho, Tomislav Sokol, Axel Voss, Ivan Štefanec, 
Barbara Thaler

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 

(39) Um ein angemessenes Maß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
gewährleisten, sollten die Anbieter von 
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den 
harmonisierten Anforderungen dieser 
Verordnung jährlich Bericht über die von 
ihnen betriebene Moderation von Inhalten 
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erstatten, einschließlich der Maßnahmen, 
die sie zur Anwendung und Durchsetzung 
ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen 
ergreifen. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine Unternehmen im Sinne der 
Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind.

erstatten, einschließlich der Maßnahmen, 
die sie zur Anwendung und Durchsetzung 
ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen 
ergreifen. Um unverhältnismäßige 
Belastungen zu vermeiden, sollten diese 
Transparenzberichtspflichten nicht für 
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen 
oder kleine oder mittlere Unternehmen im 
Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission40 sind.

__________________ __________________

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

40 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

Or. en

Änderungsantrag 373
Alexandra Geese, Rasmus Andresen, Kim Van Sparrentak
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39a) Die Nutzer sollten befugt sein, bei 
der Interaktion mit Vermittlungsdiensten 
autonome Entscheidungen zu treffen, 
unter anderem in Bezug auf die Annahme 
und Änderung von 
Geschäftsbedingungen, Werbepraktiken, 
Privatsphäre- und anderen Einstellungen 
sowie Empfehlungssystemen. Allerdings 
nutzen sogenannte „dark patterns“ 
typischerweise kognitive Verzerrungen 
aus und veranlassen Online-Verbraucher, 
Waren und Dienstleistungen zu erwerben, 
die sie nicht wollen, oder 
personenbezogene Informationen 
preiszugeben, die sie lieber nicht 
offenlegen würden. Daher sollte es 
Anbietern von Vermittlungsdiensten 
untersagt sein, die Empfänger der 



PE695.150v01-00 184/185 AM\1235592DE.docx

DE

Dienstleistung in die Irre zu führen oder 
zu verleiten und die Autonomie, 
Entscheidungsfindung oder Auswahl der 
Nutzer über die Struktur, das Design oder 
die Funktionen einer Online-Schnittstelle 
oder eines Teils davon zu untergraben 
oder zu beeinträchtigen („dark pattern“). 
Dazu gehören unter anderem die 
ausbeuterische Gestaltung von 
Wahlmöglichkeiten, mit denen die Nutzer 
zu Handlungen geleitet werden, die dem 
Erbringer von Vermittlungsdiensten 
zugutekommen, aber möglicherweise 
nicht im Interesse der Nutzer liegen, die 
Präsentation von Wahlmöglichkeiten in 
einer nicht neutralen Weise, wiederholte 
Aufforderungen an oder Druck auf den 
Empfänger, eine Entscheidung zu treffen, 
oder das Verschweigen oder Verschleiern 
bestimmter Optionen.

Or. en

Änderungsantrag 374
Barbara Thaler, Arba Kokalari

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39a) Im Rahmen des Gesetzes über 
digitale Dienste ist es von größter 
Bedeutung, für ein Gleichgewicht 
zwischen dem Vorgehen gegen besondere 
Risiken illegaler Inhalte und der 
Gewährleistung von Transparenz für die 
Nutzer zu sorgen, ohne 
Empfehlungssysteme in der Online-
Werbung vollständig zu verbieten, dabei 
aber Geschäftsgeheimnisse und geistiges 
Eigentum zu schützen, da zum 
Verbraucherschutz auch gehört, die 
Vielfalt des Angebots sicherzustellen.

Or. en
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Änderungsantrag 375
Maria Grapini, Andreas Schieder, Marc Angel, Evelyne Gebhardt

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39a) Um wirksam und sinnvoll gegen 
die Verbreitung illegaler Produkte und 
Dienste im Internet vorzugehen, sollten 
Vermittlungsdienste Maßnahmen 
ergreifen, um zu verhindern, dass illegale 
Inhalte nach ihrer Entfernung erneut 
erscheinen. Derartige Maßnahmen, die 
horizontal von allen Vermittlungsdiensten 
ergriffen werden, werden zu einem 
sichereren Online-Umfeld beitragen.

Or. en
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